



Betreuer: Prof. Dr. Werner J. Patzelt
Zweitgutachter:  PD. Dr. Achim Brunnengräber
Magisterarbeit
im Hauptfach: Politikwissenschaft
        eingereicht am 06.06.2011
Welche hemmenden und fördernden Faktoren im Zuge des
energiepolitischen Transformationsprozesses existieren für sächsische
Kommunen, wenn sie das Ziel der Energieautonomie auf der Basis





1. Einleitung – Problemaufriss und Hypothesen 1
1.1. Einführung ins Thema und Kontext 1
1.2. Forschungsstand 4
1.3. Aufbau und Methodik der Magisterarbeit 6
1.4. Ziel der Arbeit 7
2. Energieautonomie und kommunaler Handlungsspielraum 8
2.1. Begriffsdefinition Energieautonomie vs. Energieautarkie 8
2.2. Handlungsspielraum der Kommunen in der Energiepolitik 12
2.2.1. Die Struktur des deutschen Energiemarktes 12
2.2.2. Die allgemeinen Situation sächsischer Kommunen 16
2.2.2. Die Kommunen in der Energiepolitik 19
2.3. Die energiepolitischen Position Sachsens im Vergleich zu den 21 
    anderen Bundesländern
3. Forschungsdesign und Methodenauswahl 24
3.1. Auswahl der Grundgesamtheit 24
3.2. Methodenauswahl 26
3.2.1. Gütekriterien 26
3.2.2. Quantitative und qualitative Forschung 28
3.2.3. Das Experteninterview als Methode 29
3.2.4. Der Einsatz von Fallstudien als Methode 30
3.3. Forschungsdesign der Arbeit 32
3.3.1. Literaturauswertung 32
3.3.2. Die erste Runde der Experteninterviews 33
3.3.3. Extrahieren und Zusammenführen von hemmenden und fördernden 33
                      Faktoren aus Literaturauswertung und überkommunalen 
          Experteninterviews
3.3.4. Experteninterviews mit Akteuren aus den Fallbeispielen 34
3.3.5 Auswertung der Interviews und Schlussfolgerungen 34
4. Vorarbeiten: Abstrahieren von hemmenden und fördernden Faktoren 36
4.1. Faktoren aus Literatur und Leitfäden 36
4.2. Faktoren aus der ersten Interviewrunde 42
4.3. Zusammenführung der Ergebnisse/ Modell 44
5. Datenerhebung: Interviews mit Akteuren der Praxis 50
5.1. Die fünf Beispielkommunen 50
5.1.1. Die Gemeinde Göda im Landkreis Bautzen 50
5.1.2. Die Gemeinde Reuth im Vogtland 53
5.1.3. Die Gemeinde Zschadraß 55
5.1.4. Die Gemeinde Großharthau 58
5.1.5. Die Gemeinde Ostritz/St. Marienthal 60
5.2. Die abhängige Variabel: Erfolg von Energieautonomie 62
5.3. Die Operationalisierung der unabhängigen Variablen 66
5.3.1. Überlegungen zur Operationalisierung 66
5.3.2. Die fördernden Faktoren für den Erfolg von Energieautonomie 68
5.3.2.1. Kümmerer und Agendasetting (KPA) 68
5.3.2.2. Netzwerke (NGB) 68
5.3.2.3. Bewusstsein bei Politik/Verwaltung, dass Energiepolitik eine 69  
 kommunale Aufgabe ist (BPW)
5.3.2.4. Einfluss durch höhere politische Ebenen (EHK) 71
5.3.2.5. Unterstützung durch die Politik/Verwaltung (UPW) 71
5.3.2.6. Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit (KÖA) 72
5.3.2.7. Vorhandensein eines Masterplans/Energiekonzepts (VMP) 73
5.3.2.8. Weiterbildungsmaßnahmen/Veranstaltungen (DWK) 74
5.3.2.9. Unterstützung/Austausch mit externen Beratungsakteuren (UEB) 75
5.3.2.10. Anleitung durch einen neutralen Akteur (ANA) 76
5.3.2.11. Nutzen zeigen (NZW) 76
5.3.2.12. Finanzielle Unterstützung durch Fördermittel (FUF) 77
5.3.2.13. Erfolgsbeispiele vor Ort (EBO) 78
5.3.2.14. Sozioökonomischer Handlungsdruck vor Ort (SHO) 79
5.3.2.15. Partizipation der Bevölkerung am Prozess/Projekten (PBP) 79
5.3.3. Die hemmenden Faktoren für den Erfolg von Energieautonomie 80
5.3.3.1. Mangel an Initiatoren und Unterstützern (MIU) 80
5.3.3.2. Mangelndes Problembewusstsein beim Bürgermeister (MPB) 81
5.3.3.3. Nachhaltige Energieversorgung ist keine Pflichtaufgabe für 81  
 Kommunen (EKP)
5.3.3.4. Probleme mit Regionalpläne (PRP) 82
5.3.3.5. Fehlende Eigenmittel (FEM) 83
5.3.3.6. Schlechte wirtschaftliche Rahmenbedingungen (SWR) 84
5.3.3.7. Ängste vor EE-Projekten (APO) 84
5.4. Charakterisierung Akteure und Durchführung der Interviews 85
6. Datenanalyse und Auswertung 86
6.1. Datenlage 86
6.2. Häufigkeitsverteilungen 86
6.2.1. Die abhängige Variable – Erfolg im Energieautonomieprozess 86
6.2.2. Die unabhängigen Variablen 88
6.2.2.1. Die fördernden Faktoren 88
6.2.2.2. Die hemmenden Faktoren 90
6.3. QCA-Analyse mit dem Ragin Ansatz 91
6.3.1. Methodik 91
6.3.2. Die drei erfolgreicheren Fallbeispiele und die Faktoren 92
6.3.3. Die zwei weniger erfolgreicheren Fallbeispiele und die Faktoren 94
6.3.4. Datenanalyse bei allen fünf Fallbeispielen 96
7. Auswertung der Ergebnisse und Handlungsempfehlungen 97
7.1. Die Fördernden Faktoren 97
7.2. Die hemmenden Faktoren 103
7.3. Fazit und Zusammenfassung 105
7.4. Handlungsempfehlungen für die Politik 107
8. Methodenkritik 114
      Anhang
I. Interviewleitfaden für die Interviews mit den sächsischen I
      Experten (erste Interviewrunde)
II. Interviewleitfaden für die Interviews mit den kommunalen III 
      Akteuren (zweite Runde)
III.Musteranschreiben für Experteninterviews zweite Runde V
IV. Die für die Literaturrecherche verwendete Leitfäden und Literatur VI
V. Übersicht der Kommunen mit einem Beschluss/Bekenntnis VII 
       pro Energieautonomie
VI. Die Zusammensetzung der unabhängigen Variablen (Faktoren) VIII
VII. Die Experten der ersten Interviewrunde XVII
VIII. Die interviewten Akteure in den fünf Fallbeispielen XVIII
      Literaturverzeichnis
A. Printquellen:              XIX
            B. Internetquellen:            XXVI
            C. Internetseiten:            XXXII
     





BMELV Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
BSKW Bürgersolarkraftwerk
DBU Deutsche Bundesstiftung Umwelt
DIW Deutsches Institut für Wirtschaft in Berlin
Doppik Doppelte Buchführung in Konten
EE Erneuerbare Energie
EEA European Energy Award
EEG Erneuerbare Energien Gesetz
EEWärmeG Erneuerbare Energien Wärmegesetz
EEX European Energy Exchange






ILE Integrierte ländliche Entwicklung
ILEK Integriertes ländliches Entwicklungskonzept
KWKG Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz




SachsV Verfassung des Freistaates Sachsen
SAENA Sächsische Energieagentur
SEKO Stadtentwicklungskonzept
SMUL Sächsische Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft
StrEG Stromeinspeisungsgesetz
THG Treibhausgase
VwV Komm HHWi Verwaltungsvorschrift kommunaler Haushaltswirtschaft 
WKA Windkraftanlagen
ZSW Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg
Tabellen und Abbildungsverzeichnis
Tabellen:
Tabelle  1: Kriterien Energieautonomie nach der Definition der SAENA S. 10
Tabelle  2: Gemeindegrößenklassen in Sachsen (Stand 31.12.2010) S. 24
Tabelle  3: Hemmende Faktoren bei regionalen/kommunalen S. 40 
      Erneuerbare Energieprojekten (Literatur und Leitfäden)
Tabelle  4: Hemmende Faktoren für Energieautonomie (erste Interviewrunde) S. 44
Tabelle  5: Zusammengeführte Faktoren mit hemmender Wirkung S. 50 
      bei der Umsetzung von Energieautonomie 
Tabelle  6: Übersicht der Dimensionen von Erfolg der Kommunen S. 65 
      auf dem Weg zur kommunalen Energieautonomie
Tabelle  7: Operationalisierung von Erfolg im Energieautonomieprozess S. 86
Tabelle  8: Wahrheitstabelle der fördernden Faktoren S. 88
Tabelle  9: Wahrheitstabelle der hemmenden Faktoren S. 90
Abbildungen:
Abbildung 1: Erfolgsfaktoren bei regionalen/kommunalen S. 41 
           Erneuerbare Energieprojekten (Literatur und Leitfäden)
Abbildung 2: Erfolgsfaktoren für kommunale Energieautonomiebestrebungen S. 43
Abbildung 3: Zusammengefasste Erfolgsfaktoren für kommunale S. 47 
          Energieautonomieprozesse
Abbildung 4: Notwendige Bedingungen für Erfolg im Energieautonomieprozess S. 93
Abbildung 5: Abwesenheit von hemmenden Faktoren bei den erfolgreichen S. 94
          Fallbeispielen
Abbildung 6: Abwesenheit der fördernden Faktoren bei den zwei S. 95
           weniger erfolgreichen Fallbeispielen
Abbildung 7: Hemmende Faktoren bei den zwei weniger erfolgreichen Kommunen S. 96
Abbildung 8: Ergebnisse der zusammengefassten Datenanalyse S. 96
1. Einleitung – Problemaufriss und Hypothesen
1.1. Einführung ins Thema und Kontext
Die Begriffe  Energiewende,  Energieautarkie,  Bioenergieregionen, nachhaltige Energieversorgung
und Energieautonomie genießen in der aktuellen Diskussion zur Energie- und Umweltpolitik eine
erhöhte Aufmerksamkeit. Die Energieversorgung in Deutschland muss sich nach Einschätzung der
Bundesregierung und vieler Experten1 verändern2, um den Ansprüchen von Versorgungssicherheit,
Umweltverträglichkeit  und  der  Bezahlbarkeit  von  Energie  zu  genügen.  Durch  die  aktuellen
Ereignisse in Japan wurde die Diskussion über die Ausrichtung der zukünftigen Energieversorgung
noch intensiviert.3
Die  Kommunen  können  dabei  eine  besondere  Rolle  spielen,  weil  „hier  die  Ursache-  und
Wirkungszusammenhänge des menschlichen Handelns eng aneinandergekoppelt“4 sind. Die Basis
dafür legte die 1992 in Rio de Janeiro verabschiedete lokale Agenda 215 mit ihrem Leitbild der
nachhaltigen Befriedigung der Bedürfnisse der kommenden Generationen, in deren Mittelpunkt die
ausgewogene  Berücksichtigung  wirtschaftlicher,  ökonomischer  und  sozialer  Gesichtspunkte  auf
regionaler  und  lokaler  Ebene  steht.  Hierbei  soll  die  sozioökonomische  Entwicklung  unter
weitestgehenden Schutz von Umwelt und Natur betrieben werden. 
Daneben rückt die kommunale Ebene durch weitere Strukturveränderungen in der Gesellschaft in
den  Blickpunkt  wissenschaftlicher  und  politischer  Überlegungen  und  Diskussionsprozesse.  Die
Entfremdung  zwischen  Politik  und  Bevölkerung,  Steuerungsdefizite  in  den  Verwaltungen,  der
starke demographische Wandel – verbunden mit der Abwanderung großer Bevölkerungsteile, vor
allem  die  jungen  und  gut  ausgebildeten  Einwohner  aus  den  ländlichen  Gebieten  im  Osten
Deutschlands  –  sowie  eine  kontinuierliche  Reduzierung  der  finanziellen  Ausstattung  der
1 Mit Rücksicht auf die bessere Lesbarkeit des Textes werden im folgenden Text ausschließlich die männliche Form
verwendet. Damit ist automatisch die weibliche Form mit eingeschlossen. Alle Aussagen der Interviewpartner in
dieser Arbeit wurden anonymisiert. 
2 Vgl. Hennicke, Peter/ Fischedick, Manfred (2007): Erneuerbare Energien. Bonn, S.25ff und Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie (BMWi) (2010): Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und
bezahlbare Energieversorgung. Berlin, u.a. S. 3.
3 Aufgrund des Reaktorunglücks in Fukushima (Japan) im März 2011 kam es auch in Deutschland zu einem
dreimonatigen Moratorium des durch die CDU/FDP- Regierung beschlossenen Laufzeitverlängerung der deutschen
Atomkraftwerke. Einige Reaktoren wurden sofort für immer abgeschaltet. Damit einhergehend intensivierte sich die
Debatte um die Zukunft der deutschen Energieversorgung, in der die Umstellung auf EE eine entscheidende Rolle
einnimmt.
4 Böcher,  Michael  (2009):  Faktoren  für  den  Erfolg  einer  nachhaltigen  und  integrierten  ländlichen
Regionalentwicklung, in: Friedel, Rainer/ Spindler, Edmund A. (Hrsg.): Nachhaltige Entwicklung ländlicher Räume
– Chancenverbesserung durch Innovation und Traditionspflege. Wiesbaden, S.127.
5 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (1993): Konferenz der Vereinten
Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro - Dokumente - Agenda 21. URL:
http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/agenda21.pdf (Stand: 25.03.2011).
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Kommunen6 droht zu einer breit angelegten Perspektivlosigkeit und in der Konsequenz zum Verlust
der eigenständigen Existenz als Kommune zu führen. 
Die Politik versucht auf diese Herausforderungen mit entsprechenden Strategien und Programmen
zu reagieren. So wurde bspw. durch die Europäische Union (EU) als Teil ihrer Strukturpolitik das
LEADER+-Programm aufgelegt,  um  ländliche  Gebiete  zu  stärken.  In  Sachsen  und  in  anderen
Bundesländern existiert dazu parallel, ebenfalls maßgeblich durch die EU finanziert, die Richtlinie
der Integrierten Ländlichen Entwicklung (ILE). Auf der Basis eines durch alle relevanten Akteure
der Region gemeinsam ausgearbeiteten Konzepts (ILEK), soll die Zusammenarbeit in den Regionen
gefördert werden.  „Ziel  der Richtlinie ist die Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse,  d.  h.
Chancengerechtigkeit unabhängig vom Wohnort in allen Teilräumen des Freistaates.“7
Der Energiepolitik in kommunaler Verantwortung, die nicht ohne Umweltschutz- und Klimapolitik
zu denken ist, könnte hier eine zentrale Bedeutung bei der Lösung für die oben genannten Probleme
zukommen. Die Kommunen verfügen im Zusammenhang mit der kommunalen Daseinsvorsorge im
Bereich der Energiepolitik über entsprechende Kompetenzen. Die Übernahme von Versorgungs-,
Leistungs-, Fürsorge-, Vollzugs- und Planungsfunktionen geben ihnen die Chance, selbständig in
diesem Bereich tätig zu werden. Gleichzeitig spielen die Kommunen als kleinste politische Einheit
in  Deutschland  für  die  Aktivierung  der  Bürger  vor  Ort  eine  große  Rolle.  Hier  ist  Politik  und
Demokratie für jeden greifbar und erlebbar. Hier können sich die Bürger relativ leicht beteiligen.
Damit könnte dem Konzept der Energieautonomie eine Schlüsselstellung bei  der Lösung dieser
Probleme zukommen. Durch regionale oder kommunale Energiebereitstellung auf der Basis von
100% erneuerbaren Ressourcen könnte man sich unabhängig von fossilen Energieexporten machen
und  könnte  gleichzeitig  die  Nachhaltigkeit  der  Energiegewinnung  gewährleisten.  Unter
Nachhaltigkeit ist dabei zu verstehen, dass „Umweltgesichtspunkte gleichberechtigt mit sozialen
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu berücksichtigen [sind]“8. Einfluss auf die Bezahlbarkeit
von  Energie  erhalten  die  Kommune  bzw.  deren  Einwohner  u.a.  dann,  wenn  sie  sich  an  den
Produktionskapazitäten beteiligen oder diese ganz besitzen würden. Durch das Zusammenspiel von
Umwelt-,  Wirtschafts-  und  Energiepolitik  könnte  die  Umstellung  der  Energieversorgung  auf
regional und kommunal produzierte und genutzte Erneuerbaren Energien (EE) für viele Kommunen
in Sachsen eine vielversprechende Perspektive darstellen.
6 Vgl. Stoffels, Mario/ Mudrack, Tony/ Bathke, Marion (2010): Studie – Kommunalwirtschaft 2025. Eberswalde,
S.66. URL: http://www.vfke.org/de/presse/studien-1/studie-kommunalwirtschaft-
2025/content_134970/Studie_Kommunalwirtschaft_2025_Layout_v5.pdf (Stand: 13.05.2011).
7 Sächsisches Ministerium für Umwelt und Landwirtschaft (o.A.): Richtlinie „Integrierte Ländliche Entwicklung“
(ILE/2007). URL: http://www.smul.sachsen.de/foerderung/85.htm#article1898 (Stand: 25.03.2011).
8 Rat für nachhaltige Entwicklung (o.A..): Definition von Nachhaltigkeit. URL:
http://www.nachhaltigkeitsrat.de/nachhaltigkeit/ (Stand: 12.05.2011).
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Das  Konzept  der  Energieautonomie  beruht  dabei  zuerst  auf  der  Energieeinsparung  und  der
Erhöhung der Energieeffizienz. Die dann noch benötigte Energie wird regenerativ vor Ort erzeugt
und möglichst auch lokal verbraucht oder anfangs zumindest eingespeist. 
Obwohl  auf  allen  politischen  Ebenen  für  die  kommenden  Jahre  teilweise  ambitionierte
Ausbauprogramme  beschlossen  wurden,  findet  man  in  der  Praxis  bisher  deutschlandweit  nur
wenige Beispiele für eine erfolgreiche Umsetzung der Energieautonomie. In Sachsen hat dieses Ziel
aktuell  noch keine Kommune erreicht, obgleich einige von ihnen bereits  ihre Politik an diesem
Konzept im Bereich der Energiepolitik ausgerichtet haben. Man setzt vor Ort noch weitgehend auf
fossile Brennstoffe bei der Energiegewinnung.9 Daneben ist festzuhalten, dass in vielen Kommunen
bisher  keine öffentlich wahrnehmbaren  Aktivitäten in  Richtung Energieautonomie stattgefunden
haben. Nichtsdestotrotz existieren durchaus starke zivilgesellschaftliche Initiativen, deren Impulse
von der Politik aber noch nicht aufgenommen werden.10
Die Diskrepanz in der energiepolitischen Performance der Kommunen ist der Ausgangspunkt dieser
Magisterarbeit.  Im Laufe  der  Untersuchung soll  der  Frage nachgegangen werden,  ob allgemein
gültige hemmende und fördernde Faktoren abgeleitet werden können. „Es ist dabei unerheblich, ob
ein Faktor  tatsächlich und unmittelbar  wirkt,  so  lange  er  von Akteuren  als  wirksam angesehen
wird.“11 Um  die  entsprechenden  Faktoren  identifizieren  zu  können,  werden  in  einer  ersten
Interviewrunde elf sächsischen Experten, allesamt Vorreiter auf dem Gebiet der Energieautonomie,
ausführlich interviewt. Im Anschluss wird in einer weiteren Befragungsrunde mit 13 Akteuren in
fünf sächsischen Kommunen die Relevanz ausgewählter Faktoren überprüft. Die Fragestellung der
Magisterarbeit lautet daher:
Welche  hemmenden  und  fördernden  Faktoren  im  Zuge  des  energiepolitischen
Transformationsprozesses  existieren  für  sächsische  Kommunen,  wenn  sie  das  Ziel  der
Energieautonomie auf der Basis von ausschließlich erneuerbarer Energien planen und umsetzen? 
9 Vgl. dazu Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, (o.A.)a: Zahlen und Fakten –
Energiebericht 2009/2010. URL: http://www.smwa.sachsen.de/de/Wirtschaft/Energie/Zahlen_und_Fakten/
18287.html (Stand: 25.03.2011).
10 An dieser Stelle sei auf den Energietisch Altenberg verwiesen. Die Initiative hat sich die lokale Energieautonomie
zum Ziel gesetzt, erhält aber nicht die notwendige Unterstützung seitens der kommunalen Politik. Vgl. dazu
Interview 6. Die Auflistung aller durch den Verfasser dieser Arbeit durchgeführten Interviews befinden sich im
Anhang VII. und VIII.
11 Bolay, Sebastian (2009): Einführung von Energiemanagement und erneuerbaren Energien – Eine Untersuchung von
Erfolgsfaktoren in deutschen Kommunen. Frankfurt am Main u.a., S.50.
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1.2. Forschungsstand
Das  Potenzial  der  Energieautonomie  bzw.  Energieautarkie  wurde  bereits  in  vielfältiger  Weise
erkannt,  was sich auch in einer  Fülle  an Literatur,  allen voran in  Leitfäden mit  Hinweisen zur
Umstellung der Energieversorgung, niederschlägt. Dabei lassen sich die vorliegenden Werke grob in
strukturelle Ansätze und in akteurszentrierte Ansätze unterteilen. Darüber hinaus fällt allerdings auf,
dass  bis  dato  wenig  systematische  Fachliteratur  zu  den  Ursachen,  Faktoren  und  Folgen  dieses
Transformationsprozesses  publiziert  wurde.  Meist  beschränken  sich  die  Autoren  auf  einzelne
Facetten und Beispiele, die auf den individuellen Erfahrungen der Verfasser beruhen, ohne diese im
Detail angemessen belegen zu können. Die existierenden Leitfäden beziehen sich häufig ebenfalls
nur  auf  Einzelbeispiele  und  sind  damit  nicht  repräsentativ  genug.  Zum konkreten  Thema über
fördernde und hemmende Faktoren, die eine Wirkung im energiepolitischen Transformationsprozess
entfalten, sind bisher nur wenige einschlägige Publikationen erschienen. Dieser Sachverhalt ist mit
der  Neuartigkeit  des  Konzeptes  in  Deutschland  zu  erklären.  Erst  seit  der  Wende  zum  21.
Jahrhundert  wird  diese  Form  der  energiepolitischen  Transformation  in  Deutschland  in  einem
breiteren Fokus diskutiert und in Ansätzen erforscht. 
Die konzeptionelle Basis legt dabei das im Jahr 2005 von dem Energiepolitiker Hermann Scheer
publizierte Werk Energieautonomie12, in dem die Leitlinien und Maßnahmen für einen Umbau des
stark zentralisierten und monopolisierten deutschen Energiesystems ausführlich dargestellt werden.
Scheer zeigt die Umsetzungsperspektive für ein dezentral angelegtes, auf erneuerbaren Energien
beruhendes  und  von  breiten  Gesellschaftsschichten  getragenes  Konzept  einer  neuen
Energieversorgungsstruktur  als  Entwicklungspfad  für  die  Zukunft  auf.  Dabei  unterliegt  dieser
Ansatz den oben angesprochenen Nachhaltigkeitskriterien. Eine Monographie, die sich explizit mit
den Auswirkungen möglicher Faktoren bei der Umsetzung der Energieautonomie auf kommunaler
Ebene beschäftigt, ist der 2006 erstmals erschienene Titel  Auf dem Weg zur 100% Region13. Hier
wird ebenfalls  aus dem Blickwinkel von den aus der Praxis abgeleiteten Erfahrungen versucht,
Akteure in Landkreisen, Regionen und Bezirken Hinweise für eine erfolgreiche Umsetzung der
Energiewende zu geben und sie in ihren Bemühungen um eine nachhaltige Energieversorgung in
ihren  Regionen  zu  unterstützen.  Der  Blickpunkt  liegt  dabei,  mit  einer  deutlichen  strukturellen
Richtung, auf dem erfolgreichen Aufbau von regionalen Initiativen zu erneuerbaren Energien. Als
maßgeblicher Erfolgsfaktor wird dabei das Vorhandensein einer stringenten Gesamtstrategie bzw.
eines Gesamtkonzepts genannt, da die Umstellung auf eine nachhaltige Energieversorgung einen
12 Scheer, Hermann (2005): Energieautonomie – Eine neue Politik für erneuerbare Energien. München.
13 Tischer, Martin/ Stöhr, Michael/ Lurz, Markus/ Karg, Ludwig (2006): Auf dem Weg zur 100% Region – Handbuch
für eine nachhaltige Energieversorgung von Regionen. München.
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tiefgreifenden Strukturwandel mit sich bringt, der einen breiten gesellschaftlichen Konsens in der
Region  und  eine  langfristige  Herangehensweise  erfordert.  Als  mögliche zentrale  Engpässe  und
Barrieren,  die  einer  nachhaltigen  Energieversorgung  von  Regionen  entgegen  stehen  könnten,
werden folgende identifiziert:
− mangelnde  Innovationskraft  und  fehlende  wirtschaftliche  Stärke  der  regionalen
Unternehmen
− mangelndes Bewusstsein, Wissen und Interesse bei den regionalen Verbrauchern
− mangelnde Kommunikation zwischen potentiellen Anbietern und Nachfrage
− Kapitalmangel.
Weitere  Monographien  zur  Thematik  der  Energieautonomie  in  Kommunen mit  dem Ziel  einer
systematischen  Erforschung  von  hemmenden  und  fördernden  Faktoren  sucht  man  bisher
vergeblich.14 Literatur  zur  Thematik  mit  dem Schwerpunkt  auf  die  Entwicklungen  im Freistaat
Sachsen ist ebenfalls nicht vorhanden. Zu erwähnen sind an dieser Stelle allerdings die Aktivitäten
der Sächsischen Energieagentur (SAENA), welche im Rahmen ihres Wirken seit 2005/2006 die
Gemeinden und Regionen auf  ihren Weg in die Energieautonomie maßgeblich durch Beratung,
Informationen und Hilfestellung bei der Fördermittelakquise unterstützt.15 Eine wissenschaftliche
Begleitung und die Analyse der Erfolgsfaktoren bzw. der hemmenden Faktoren unterbleibt bisher
dagegen vollständig. 
Die  Grundlage  dieser  Arbeit  bildet  demnach  die  Vielzahl  von  publizierten  Leitfäden16 zur
Energieautonomie in Kommunen bzw. Regionen, welche mehr oder weniger ausführlich fördernde
und hemmende Faktoren  thematisieren17.  Allen  gemeinsam ist  eine  nicht  oder  nur  in  Ansätzen
vorhandene systematische empirische und wissenschaftliche Überprüfung der benannten Faktoren.
Die Erkenntnisse werden meist aus Literaturrecherchen und aus erfolgreichen Projekten abgleitet.
Weitere  Anhaltspunkte  können  aus  der  Thematik  verwandten  Untersuchungsfeldern  entnommen
werden. So untersucht bspw. Sebastian Boley18 die Einführung von Energiemanagementstrukturen
und  erneuerbaren  Energien  in  deutschen  Kommunen  und  versucht  dabei  entsprechende
Erfolgsfaktoren abzuleiten. Auf der Basis normativer Annahmen aus der Erfolgsfaktorenforschung,
der Innovationsforschung, der Implementationsforschung sowie der Rational Choice Theorie bzw.
14 Stand Ende 2010.
15 Vgl. dazu Sächsische Energieagentur (SAENA) (o.A.): Energieautarke Modellregionen in Sachsen. URL:
http://www.saena.de/Saena/Modellregionen/Energieautarke_Modellregionen.html (Stand: 09.03.2011).
16 Vgl. dazu die Auflistung im Anhang IV. 
17 Ausführlicher werden diese, zusammen mit der restlichen Literatur, im Kapital 4.1. dargestellt.
18 Bolay 2009.
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der Neuen Politischen Ökonomie identifiziert er die maßgeblichen Promotoren für eine kommunale
Energiewende. Die Konzentration legt Boley dabei auf die mittleren und größeren Städte ab 50.000
Einwohner. 
Der Überblick über die relevante Literatur verdeutlicht, dass die Konzentration der Untersuchungen
meist einseitig auf den Erfahrungen von erfolgreichen Kommunen, die dem Beschluss auch schon
konkrete  Umsetzungsschritte  folgen  ließen,  liegt.  Hemmende  Faktoren  finden  dagegen  nur  am
Rande Beachtung. Auffällig bleibt, dass ein umfassender systematisierter Überblick zur Thematik
sowohl für Sachsen als auch für Deutschland sowie speziell für kleinere Kommunen (mit 1.000 bis
5.000 Einwohnern) fehlt.  Diese Magisterarbeit  soll  dabei  helfen,  diese Lücke zu schließen und
hemmende und fördernde Faktoren für Energieautonomie in kleineren sächsischen Kommunen zu
benennen.
1.3. Aufbau und Methodik der Magisterarbeit
Im  Mittelpunkt  der  vorliegenden  Arbeit  steht  die  Beantwortung  der  Forschungsfrage  mit  den
Mitteln  der  vergleichenden  empirischen  Forschung  anhand  von  Fallanalysen  sächsischer
Kommunen sowie durch die Befragung der an der Energiewende beteiligten Aktuere. Durch den
Vergleich der Kommunen soll gegebenenfalls eine umfassende Ursachenkombination für den Erfolg
oder den Misserfolg beim Umbau der Energieversorgung herausgearbeitet werden. 
Dabei  wird  in  dieser  Arbeit  eine  Kombination  von  sekundäranalytischer  und  eigenständiger
Datenerhebung angewandt. In einem ersten Schritt wird, bedingt durch die besondere Stellung der
Kommunen in diesem Prozess,  der  Handlungsrahmen der  Kommunen näher  beleuchtet.  Da das
Potential, das sich durch die Energieautonomie für die kommunale Ebene ergeben könnte, bereits in
vielfältiger Weise erkannt wurde, gibt es hierzu bereits eine Fülle von Literatur mit Hinweisen zur
Umstellung der lokalen Energieversorgung. Diese Broschüren und Materialien sowie die in ihnen
benannten  Hinweise  auf  hemmende  und  fördernde  Faktoren,  bilden  die  Grundlage  für  meine
Untersuchung und für die Konzeption des ersten Interviewleitfadens. Mit diesem werde ich in einer
ersten  Erhebungsphase  anerkannte  Experten  aus  Sachsen  umfangreich  zur  Energieautonomie
befragen. Deren Aussagen und die in der einschlägigen Literatur vorgefundenen Faktoren werden
im  Anschluss  in  einem  zweiten  Interviewleitfaden  zusammengeführt,  der  die  Basis  für  die
Befragung  von  insgesamt  13  kommunalen  Entscheidern  und  Initiatoren  in  fünf  ausgewählten
sächsischen Fallbeispielen zu den Energieautonomieprozessen vor Ort darstellt. 
Die  Daten  der  Interviews  werden  mit  statistischen  Datenmaterial  zu  den  einzelnen  Gemeinden
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ergänzt, um am Ende mit Hilfe des Ragin-Ansatzes19 zu bestimmen, welche Faktoren im Zuge des
Umsetzungsprozesses  in  den  untersuchten  Fallbeispielen  eine  Relevanz bzw.  einen  hemmenden
oder fördernden Effekt haben. Der Vorteil des Ragin-Ansatzes liegt einerseits darin, die Analyse
sehr  komplexer  Ursachenkombinationen  zu  ermöglichen  und  andererseits  auch  bei  schlechter
Datenlage möglichst viele Fälle in die Vergleichsanalyse miteinzubeziehen. 
1.4. Ziel der Arbeit 
Ziel der Arbeit ist es, hemmende und fördernde Faktoren der kommunalen Energieautonomie zu
identifizieren. Anhand der Analyse von bereits vorhandenen Leitfäden und Literatur zur Umstellung
der  Energieversorgung  sowie  durch  Experteninterviews  mit  Akteuren  aus  dem  sächsischen
überkommunalen Kontext sollen die fördernden bzw. hemmenden Faktoren identifiziert  und im
Anschluss  durch  weitere  Interviews  mit  Akteuren  aus  fünf  sächsischen  Kommunen  auf  ihre
Relevanz überprüft werden. Das Hinzuziehen sozioökonomischer und politischer Faktoren sowie
Daten  anderer  Untersuchungen  soll  die  möglicherweise  auftretenden  Lücken  in  der  Analyse
schließen. 
Leitfragen dieser Arbeit sind daher: 
Wie kann der Prozess der Energieautonomie erfolgreich in Gang gesetzt werden?
Was sind Motive der entscheidenden Initiatoren bzw. Entscheider, um sich in diesem Prozess zu
engagieren bzw. ihn anzustoßen?
Welche  Akteure  müssen  an  einem  solchen  Prozess  beteiligt  sein,  damit  dieser  beginnen  bzw.
erfolgreich weitergeführt werden kann?
Wie kann der Prozess nach der Initiierungsphase erfolgreich weitergeführt und zu einem Abschluss
gebracht werden?
Welche  Faktoren  hemmen  bzw.  fördern  den  Umbau  der  kommunalen  Energieversorgung  in
Richtung Energieautonomie?
Die  Ergebnisse  der  Untersuchung  bietet  den  handelnden  und  interessierten  Akteuren  die
Möglichkeit, Werkzeuge in die Hand zu geben, mit denen sie die in ihren Kommunen vorhandenen
Defizite  erkennen  und  beheben  können.  Als  Resultat  können  sie  dann  den  energiepolitischen
Transformationsprozess zielgerichteter umsetzen bzw. in Gang setzen. Gleichzeitig wird versucht
19 Vgl. dazu Kapitel 6.3.1. 
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der sächsischen Landespolitik sowie anderer Politikebenen und Bundesländern Empfehlungen für
eine zielgerichteten Ausbau der Energieautonomie auf kommunaler Ebene anzubieten. 
2. Energieautonomie und kommunaler Handlungsspielraum
2.1. Begriffsdefinition Energieautonomie vs. Energieautarkie
Bei der Beschäftigung mit dem Thema der erneuerbaren Energien (EE) und der Umsetzung einer
Energiewende wird der Leser von einer Vielzahl an Begrifflichkeiten nahezu überrollt. In diesem
Zusammenhang  werden  unterschiedliche  Begriffe  und  Konzepte  genannt,  wie  bspw.
Energieautonomie,  Energieautarkie,  (Bio)Energiegemeinde  bzw.  -dorf  oder  CO2-neutrale
Gemeinde/Dorf,  deren  Bedeutungen  auf  den  ersten  Blick  schwer  zu  unterscheiden  sind.  Diese
Vielfalt  erschwert  außerdem  die  unterschiedlichen  Ansätze  der  Energiewende  miteinander  zu
vergleichen  und  sie  trägt  nicht  dazu  bei,  Misstrauen  und  Angst  gegenüber  den  damit
einhergehenden  Veränderungen  in  den  Energieversorgungsstrukturen  abzubauen.  Im  Gegenteil
sorgen  sie  dafür,  dass  die  Bevölkerung,  die  es  für  diesen  Umbau  zu  mobilisieren  gilt,  weiter
verunsichert wird. „Mehr Treff- und Definitionsschärfe wäre begrüssenswert, um eine gute Basis
für  Formulierung  von  Zielen  und  Maßnahmen  zu  legen.“20 Dies  versucht  dieser  Abschnitt  der
vorliegenden Arbeit im Folgenden zu leisten.
Unter einem (Bio)Energiedorf versteht bspw. das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz (BMELV) im Rahmen des Wettbewerbs „Bioenergiedörfer 2010“ „Dörfer
die  mindestens  die  Hälfte  ihres  Strom-  und  Wärmebedarfs  durch  regional  erzeugte  Biomasse
decken“21.  Das  Konzept  des  Leitfadens  „Wege  zum  Bioenergiedorf“  geht  weiter  und  definiert
Bioenergiedörfer wie folgt: „Es ist mindestens soviel Strom durch Biomasse zu erzeugen, wie in
dem Ort verbraucht wird.“22 Gleichfalls sollen mindestens 50% der im Dorf genutzten Wärme durch
Biomasse abgedeckt werden und die dafür genutzten Anlagen mindestens zu 50% im Eigentum der
Wärmekunden bzw.  der  Biomasse liefernden  Land- und Forstwirte  befinden.23 Der Bereich der
Mobilität  wird  hier  aufgrund  von  vielfältigen  technologischen  Schwierigkeiten  explizit
20 CIPRA International (2010): Energieautarke Regionen – Ein Hintergrundbericht der CIPRA, in: COMPACT, 6
(2010), S.8.
21 Vgl. dazu Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV): Pressemitteilung
Nr. 184 (20.10.2010) – Sieger des Wettbewerbs "Bioenergiedörfer 2010" stehen fest. URL: http://www.bmelv.de/
cln_154/  SharedDocs/Pressemitteilungen/2010/184-AI-Sieger-Wettbewerb-Bioenergiedoerfer2010.html  (Stand:
23.03.2011).
22 Ruppert, Hans (2008): Wege zum Bioenergiedorf – Leitfaden. Hürth, S.10.
23 Ebenda.
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ausgeklammert. Allen Ansätzen gemeinsam ist dabei, dass der Schwerpunkt auf der Biomasse als
Energieträger liegt. Eine vollständige Substituierung fossiler Brennstoffe durch EE bleibt bei diesen
beschriebenen Konzepten erst einmal offen.
Das Konzept der  CO2-neutralen Kommunen verfolgt eine ähnliche Stoßrichtung. Auch hier findet
man  eine  Vielzahl  an  Definitionen,  die  eine  Vergleichbarkeit  der  unterschiedlichen  Ansätze
erschwert. Einen guten Überblick über die unterschiedlichen Konzepte und Entwicklungen gibt der
„Masterplan 100% Klimaschutz – auf dem Weg zur Null-Emissions-Kommune“. In ihm wird  die
C02-neutrale  Kommune  wie  folgt  definiert:  „Ziel  ist  es,  THG-Emissionen24
[Treibhausgasemissionen]  bis  2050  um  95% gegenüber  einem  aktuellen  Bezugsjahr  zu
reduzieren.“25 Darüber hinaus soll bis zum Jahr 2050 eine Reduktion des Endenergiebedarfs um
50% einhergehen.26 Das Einsparen und die effizientere Nutzung von Energie sowie die Nutzung von
EE vor  allem aus  regionalen  Quellen  sind  hier  die  Haupthandlungsfelder.27 Andere  Ansätze  in
diesem Bereich sind dagegen weniger ambitioniert und verzichten beispielsweise auf die Nennung
konkreter  Reduktionsziele  für  den  Endenergiebedarf.28 Dagegen  wird  bei  Ziesing  das  Ziel  der
vollständigen Ersetzung fossiler Energieträger schon stärker verfolgt und explizit mit dem Ziel des
Einsparen von Energie kombiniert.
Ähnliche  Schwierigkeiten  der  Eingrenzung  scheint  es  bei  den  populäreren  Begriffen
Energieautarke bzw. Energieautonome Kommunen zu geben. Teilweise werden beide Begriffe sogar
synonym  verwendet.  So  schreibt  bspw.  die  Initiative  Deutschland  Energieautark:  „Unter  den
Begriffen  "energieautark"  bzw.  "energieautonom"  verstehen  wir,  den  Energieverbrauch  einer
Einheit  soweit  wie  möglich  mit  erneuerbaren  Energiequellen  direkt  vor  Ort zu  decken.“29 In
Sachsen wird auf der politischen Ebene maßgeblich der Begriff der Energieautarkie verwendet, der
nicht  selten  zu  Missverständnissen  und  gewissen  Ängsten  bei  kommunalen  Akteuren  bzw.  der
Bevölkerung  führt.  Diese  setzen  den  Begriff  mit  der  Umsetzung  einer  Insellösung  bei  der
Energieversorgung  gleich,  unabhängig  von  allen  bestehenden  Netzen.  Die  sächsische
Energieagentur  (SAENA),  eine  Beratungsagentur  der  sächsischen  Umweltpolitik,  definiert
Energieautarkie als Idealzustand wie folgt: „Eine energieautarke Region nutzt die Potentiale zur
24 THG-Emissionen = Treibhausgasemissionen.
25 Ziesing, Hans-Joachim u.a. (2010): Masterplan 100% Klimaschutz – auf dem Weg zur Null-Emissions-Kommune –
Strategiepapier im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Heidelberg, S.
5. URL: http://www.ifeu.de/energie/pdf/Masterplan_100Prozent_Klimaschutz_ifeu.pdf (Stand:09.03.2011).
26 Ebenda.
27 Ebenda.
28 Vgl. bspw. die Ausschreibung für den Wettbewerb „Klimaneutrale Kommune“ des Ministeriums für Klimaschutz,
Umwelt und Verkehr des Bundeslandes Baden-Württembergs. URL: http://www.uvm.baden-
wuerttemberg.de/servlet/is/70545/Wettbewerb_Ausschreibungsbedingungen.pdf?
command=downloadContent&filename=Wettbewerb_Ausschreibungsbedingungen.pdf (Stand: 09.03.2011).
29 Deutschland Energieautark, (o.A.): Erklärung. URL: http://www.deutschlandenergieautark.de/erklaerung.html
(Stand: 09.03.2011).
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Energieeinsparung und  Steigerung  der  Energieeffizienz  weitestgehend  und  deckt  den  restlichen
Energiebedarf im Jahresmittel rein rechnerisch aus regionalen erneuerbaren Energieträgern.“30 Die
Bestimmung der  Regionen,  welche die Definition der  SAENA (im Idealzustand) erfüllen,  wird
anhand der folgenden Kriterien vorgenommen:
Tabelle 1: Kriterien Energieautonomie nach der Definition der SAENA
Kriterien Bedeutung
1. Initiative der Region Aus der Region entstandenes proaktives
Handeln
2. Ganzheitlicher Ansatz Energieeinsparung, Energieeffizienz, Mix aus
EE in den drei Bereichen Strom, Wärme,
Mobilität, Aktivitäten für alle relevante
Zielgruppen, durch Nachhaltigkeit geprägt
3. Zielvereinbarung Langfristiges Leitbild, kurz- und mittelfristige
Ziele, Basis Konzept/ Masterplan,
Entwicklungen kommunizieren, Monitoring/
Evaluation
4. Politischer Beschluss Leitbild auf politischer Ebene beschlossen
5. Konzeptionelles Vorgehen Weitreichende Details zu Handlungsfeldern,
Arbeitsschritten, Projekten, Akteuren,
Programmen, Finanzierung u.a.
6. Strukturelle Verankerung Durch breiten Akteurskreis getragene
strukturelle Verankerungen entsprechender
Institutionen
7. Kommunikation und Netzwerkarbeit Öffentlichkeitsarbeit, Vernetzung vorantreiben,
Akzeptanz und Erfahrungsaustausch schaffen
8. Projektarbeit Entwicklung der Region, Erreichung von
Zwischenzielen durch Umsetzung konkreter
Projekte 
Quelle:  eigene  Zusammenstellung  auf  der  Basis  von  Sächsische  Energieagentur  (SAENA)  (o.A.):  Energieautarke
Modellregionen  in  Sachsen  -  Leitlinien.  URL:  http://www.saena.de/Saena/Modellregionen/  Energieautarke_ 
Modellregionen.html (Stand: 09.03.2011).
Weiter heißt es: „Es geht nicht darum, sich vom vorhandenen Versorgungsnetz zu entkoppeln. Das
Ziel ist vielmehr, regional rein rechnerisch genauso viel Energie zu erzeugen wie übers Jahr von der
Region verbraucht wird, und zwar in den drei Bereichen Wärme, Strom und Mobilität“.31 Damit
wird auch die Schwierigkeit der Verwendung diesen Begriffs aufgegriffen, die sich aus dem Wort
Autarkie  ableitet.  Im  Duden  wird  autark  wie  folgt  definiert:  „[Vom  Ausland]  wirtschaftlich
30 Vgl. dazu Sächsische Energieagentur (SAENA) (o.A.).
31 Ebenda.
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unabhängig,  sich  selbst  versorgend,  auf  niemanden  angewiesen  [sein].“32 Das  würde  wiederum
bedeuten, dass man in  den entsprechenden Regionen, Ländern und Kommunen,  die dieses  Ziel
anstreben, geschlossene Kreisläufe – die so genannten Insellösungen – etablieren müsste. In den
durchgeführten  Interviews  verstand  dagegen  die  Mehrheit  der  befragten  Akteure  den  Begriff
Energieautarkie nicht in diesem engen Sinne, sondern verwiesen darauf, dass Energieautarkie keine
Netzabkoppelung bedeute. 
Geeigneter  erscheint  daher  der  Terminus  Energieautonomie  zu  sein,  welcher  über  die  rein
wirtschaftlichen  Perspektive  hinausgeht.  Autonom kommt  aus  dem Griechischen  und  bedeutet,
„nach eigenen Gesetzen lebend“33. Autonomie bedeutet Selbständigkeit und Unabhängigkeit. Eine
umfassende  Vision  von  Energieautonomie  bietet  Hermann  Scheer  in  seiner  Monografie
„Energieautonomie“34 an. Neben der vollständigen Umstellung der Energieversorgung auf der Basis
regenerativer  Energien,  wird  gleichzeitig  eine  Umgestaltung  der  Energieversorgungsstrukturen
vorgeschlagen.  Die  Verbraucher  sollen  Eigentümer  der  dezentralen  Energieerzeugungsanlagen
werden und somit unabhängig von den, bisher den deutschen Energiemarkt beherrschenden, großen
Energieversorgungsunternehmen  mit  ihren  zentralisierten  Kraftwerkskapazitäten  werden.  Damit
könnte die lokale Bevölkerung und die Kommune wieder selbständig und unabhängig agieren und
die  kommunale  Entwicklung  aktiv  gestalten,  anstatt,  wie  bisher  zum  großen  Teil,  auf  die
internationalen Entwicklungen auf den Energiemärkten zu reagieren.
Diese Visionen sind für  die aktuellen Entwicklungen und den aktuellen Stand in Sachsen noch
unerreicht. Hier gibt es bisher nicht eine einzige Kommune, die ihren Energiebedarf für Verkehr,
Wärme und Strom auf der Basis von 100% EE deckt bzw. nur eine einzige die sich dieses Ziel in
dieser Konsequenz als Aufgabe überhaupt stellt.35 Selbst der Vorreiter auf nationaler Ebene, die
Gemeinde Jühnde in Niedersachsen, schafft dies nur für die Bereiche Wärme und Strom.36 Darüber
hinaus fehlen sogar im internationalen Vergleich bisher geeignete Beispiele, die in allen Bereichen
bzw. Kriterien erfolgreich sind.37
Zur  Vereinfachung  der  Begriffsvielfalt  und  aus  pragmatischen  Gründen  wird  in  der  folgenden
Arbeit ein offenes Konzept der Energieautonomie verwendet, das sich stark am oben genannten
Vorschlag der SAENA anlehnt. An diesem Konzept orientiert  sich auch die große Mehrheit  der
32 Dudenredaktion (Hrsg.) (2005): Duden – Das Fremdwörterbuch. Mannheim, Leipzig, Wien, S.109.
33 Ebenda: S. 111.
34 Vgl. dazu Scheer 2005.
35 Stand nach eigener Recherche Ende 2010. Es handelt sich um die Kommune Zschadraß.
36 Vgl. dazu Bioenergiegemeinde Jühnde (o.A.): Eigenständige Stromerzeugung und Wärmenutzung auf der Basis von
Biomasse. URL: http://www.bioenergiedorf.de/con/cms/front_content.php?idcat=13 (Stand: 23.03.2011).
37 Selbst Vorreiter wie die dänische Insel Samsö haben bisher Probleme den Bereich des Verkehrs komplett mit EE
abzudecken. Vgl. dazu Laberenz, Lennart (09.11.2008): Viel Wind um Samsø, in: Tagesspiegel – Ausgabe
09.11.2008. URL: http://www.tagesspiegel.de/zeitung/viel-wind-um-samsoe/1366242.html (Stand: 30.03.2011).
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Kommunen in Sachsen, die den Weg der Energiewende eingeschlagen haben.38 Energieautonomie
bedeutet daher: In einem ersten Schritt die größtmögliche Einsparung von Energie und Anwendung
von  Energieeffizienzmaßnahmen,  sowie  in  einem  zweiten  Schritt  die  bilanziell  vollständige
Erzeugung der dann noch benötigten Energie für die Bereiche Strom, Wärme und Mobilität auf der
Basis von 100% EE. Dies stellt das Ziel für mögliche Initiativen da. In der kommunalen Praxis
bleibt  dagegen  festzuhalten,  dass  die  Auslegung  dieses  Ziels  auch  in  den  untersuchten  fünf
Beispielkommunen differenziert betrachtet wird. Teilweise wird auch hier der Bereich der Mobilität
und  der  Wärme  von  einigen  Kommunen  bei  ihrer  Zielsetzung  ausgeklammert.  Daher  soll  im
Folgenden  unter  Energieautonomie  verstanden  werden,  dass  eine  Kommune  mindestens  ihren
Strombedarf aus regionalen erneuerbaren Energien deckt.
2.2. Handlungsspielraum der Kommunen in der Energiepolitik
Der Handlungsspielraum der Kommunen in der Energieversorgung bzw. in der Energiepolitik und
somit  auch  im  Bereich  ihrer  Bestrebungen  zur  Energieautonomie  wird  durch  verschiedene
Rahmenbedingungen  beeinflusst.  Dazu  gehört  die  Struktur  des  deutschen  Energiemarktes,  die
Situation der sächsischen Kommunen, vor allem auf der wirtschaftlichen Ebene, die rechtlichen
Handlungsmöglichkeiten und die energiepolitischen Vorgaben des Freistaates, des Bundes und der
Europäischen Union.
2.2.1. Die Struktur des deutschen Energiemarktes
Deutschland ist  der fünftgrößte Energiemarkt in der  Welt.39 Seit  den 1970er Jahren gab es eine
Umstellung bei der Verwendung der fossilen Energieträger von Kohle und nach den Ölpreisschocks
vom Erdöl auf Erdgas und Atom. Aufgrund der geringen einheimischen Kapazitäten an fossilen
Energieträgern  –  Deutschland  verfügt  lediglich  im  Bereich  der  Kohle  über  nennenswerte
Ressourcen – ist Deutschland im großen Maße von Energieimporten abhängig.40 Im Jahr 2009 lag
die Nettoimportquote von allen Energieträgern bei beachtlichen 71,3%.41 Allgemein gilt  für den
38 Nach eigenen Recherchen sind dies Ende 2010 ca. 108 Kommunen. Davon 78 mit weniger als 5000 Einwohnern.
Vgl. dazu die Auflistung im Anhang V.
39 World Energy Council (2002): Energie für Deutschland. Fakten, Perspektiven und Positionen im globalen Kontext.
Düsseldorf, S.17.
40 Vgl. dazu Reiche, Daneyl (2004): Rahmenbedingungen für erneuerbare Energien in Deutschland – Möglichkeiten
und Grenzen einer Vorreiterpolitik. Frankfurt am Main, Berlin, Bern, S.29.




deutschen Energiemarkt dabei:  „Die Energiewirtschaft in Deutschland ist von einem hohen Grad
Konzentration  und  Monopolisierung  privatwirtschaftlicher  und  gemischtwirtschaftlicher
Unternehmen  gekennzeichnet,  die  lange  Zeit  politisch  gewollt  war.“42 Für  die  sächsischen
Kommunen, wie für alle ostdeutschen Kommunen, ist hierbei besonders der Stromenergiemarkt und
teilweise,  zumindest  für  die  größeren  Städte,  auch  der  Gasmarkt  relevant.  Eine  ostdeutsche
Besonderheit stellt die weite Verbreitung von Fernwärmenetzen dar. Für viele kleinere Kommunen
lohnte  es  sich  bisher  nicht  für  die  Energieversorgungsunternehmen  (EVU)  ein  Erdgasnetz
aufzubauen. Hier wird mehrheitlich mit  Strom oder auf der Basis von in der Regel dezentralen
nichtleitungsgebundenen Gas- oder Ölheizungen geheizt. 
Der  deutsche  Strommarkt  wird  von  vier,  aus  ehemaligen  Verbundmonopolisten  entstandenen43,
Unternehmen, die darüber  hinaus noch unzählige Beteiligungen an regionalen und kommunalen
Versorgern  besitzen,  maßgeblich  geprägt.  Diese  vier  –  E.ON,  RWE,  ENBW und  Vattenfall  –
lieferten bspw. im Jahr 2006 mindestens 90% der inländischen Stromlieferungen44 und verfügten
über  80%  an  den  deutschen  Kraftwerkskapazitäten45.  Aufgrund  dieser  Konzentrationsprozesse
spricht man von einem Oligopol der vier großen Stromanbieter.46
Die Regulierung und Liberalisierung des deutschen Strommarktes wird seit ca. fünfzehn Jahren im
großem Umfang durch Vorgaben der  Europäischen Union vorangetrieben.47 Den Ausgangspunkt
hierfür bildet die 1997 in Kraft getretene Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie, die das Ziel hatte, für
mehr  Wettbewerb  im  Strommarkt  u.a.  durch  einen  freien  Zugang  zu  den  Netzen  für  alle
Energieversorgungsunternehmen zu sorgen.48 In Deutschland wurde diese Richtlinie 1998 in das
neue Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) überführt, brachte aber letztendlich nicht die gewünschten
Effekte  mit  sich,  sondern  „die  Aushandlung  des  Stromnetzzugangs  in  der  sog.  Verbände-
vereinbarung 1 führte in […] der Praxis zu einer Perpetuierung der Machtstellung, welche sich
42 Graichen, Patrick (2003): Kommunale Energiepolitik und die Umweltbewegung – Eine Public-Choice-Analyse der
„Stromrebellen“ von Schönau. Frankfurt am Main, New York, S.52.
43 Eine ausführliche Darstellung dieser Entwicklung findet man bei Bontrup, Heinz-J./ Marquardt, Ralf-M. (2010):
Kritisches Handbuch der deutschen Elektrizitätswirtschaft – Branchenentwicklung, Unternehmensstrategien,
Arbeitsbeziehungen. Berlin. Für einen Überblick über die Entwicklungen in Ostdeutschland mit besonderen Fokus
auf die Entwicklungen während und nach der politischen Wende 1989/1990 eignet sich Richter, Martin (1998):
Zwischen Konzernen und Kommunen: Die Strom- und Gaswirtschaft, in: Czada, Roland/ Lehmbruch, Gerhard
(Hrsg.): Transformationspfade in Ostdeutschland – Beiträge zur sektoralen Vereinigungspolitik. Frankfurt am Main,
New York, S.113-141.
44 Bontrup/ Marquardt 2010: S.83.
45 Vgl. Preuß, Olaf (13.03.2010): Vattenfall verkauft – Strommarkt bricht auf, in: Hamburger Abendblatt, Ausgabe
vom 13.03.2011. URL: http://www.abendblatt.de/wirtschaft/article1418685/Vattenfall-verkauft-Strommarkt-bricht-
auf.html (Stand: 23.03.2011).
46 Vgl. Sondergutachten der Monopolkommission (2009): Strom und Gas 2009: Energiemärkte im Spannungsfeld von
Politik und Wettbewerb, Bonn, S.64.
47 Ebenda: S. 26ff.
48 Vgl. Nagel, Bernhard (2010): Nachhaltige Strom- und Gasversorgung im Lichte des Wettbewerbsrechts. Berlin,
S.20.
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insbesondere die Versorger E.ON und RWE erworben hatten“49. Der Pfad des in der ersten Phase
verhandelten Netzzugangs wurde 2003 durch die EU-Beschleunigungsrichtlinie 2003/54/EG mit
der  Vorgabe  der  Einrichtung  einer  unabhängigen  Regulierungsbehörde,  die  den  Netzzugang,
Netzanschluss  und die daraus entstehenden Netzentgelten regeln sollte,  verlassen.50 Gleichzeitig
sollten Stromerzeugung und die entsprechenden Netze organisatorisch und gesellschaftsrechtlich
getrennt  werden.51 Diese  Vorgaben  wurden  zumindest  teilweise  2005  durch  die  Schaffung  der
Bundesnetzagentur umgesetzt.52 Im November 2008 wurde zum ersten Mal ein geplante Fusion
durch ein Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) untersagt. Damit war der Weg für weitere Zukäufe
durch die beiden größten deutschen Energieunternehmen E.ON und RWE blockiert.53 Ein weiterer
Versuch der Beschleunigung der Liberalisierung des Strommarktes wurde im Jahr 2009 durch die
EU unternommen und sollte vor allem die Entflechtung von Stromproduzenten und Netzbetreibern
voranbringen.54 Zu einem spürbar wirksamen Wettbewerb auf dem deutschen Energiemarkt führte
dies in den folgenden Jahren jedoch nicht.55 Ein Indikator dafür sind bspw. die im internationalen
Vergleich sehr hohen deutschen Energiepreise, die sich seit 2000 ungefähr verdoppelt haben.56 Von
diesen Preisentwicklungen sind auch die Kommunen unmittelbar in ihren Handlungsmöglichkeiten
betroffen, soweit sie nicht über eigene Produktionskapazitäten verfügen oder versuchen sich durch
Einsparungen finanziell zu entlasten. Die Entwicklungen auf dem Gasmarkt und der Gasversorgung
durchliefen im Grunde die ähnlichen Stufen wie bei der Liberalisierung des Strommarktes.57 In der
Konsequenz ist  feststellbar, dass es alle Bemühungen zum Trotz in Deutschland nicht zu einem
umfassenden Mehr an Wettbewerb in der Energiewirtschaft gekommen ist.58
Demgegenüber verloren die etablierten Energieversorger durch die Erhöhung des Anteils der EE im
Bereich des deutschen Strommix an Marktanteilen. Den Grundstein dafür legte das 1991 in Kraft
getretene Stromeinspeisungsgesetz (StrEG), durch das die Einspeisung des Stroms aus EE in die
öffentliche  Netze  zu  einer  festgelegten  Vergütung  mit  einer  Abnahmegarantie  festgeschrieben
49 Ebenda.
50 Damit wurde der durch Verhandlungen mit dem Stromkonzernen geregelte Zugang zu den Stromnetzen durch eine
Regulierung seitens der europäischen Mitgliedsländer ersetzt. 
51 Nagel 2010: S.23.
52 Vgl. dazu Krisp, Annika (2008): Die deutsche Stromwirtschaft – Interessenkonflikte, Klimaschutz und Wettbewerb.
Frankfurt am Main, Berlin, Heidelberg, S.152 sowie Nagel 2010, S.23.
53 Vgl. dazu Bontrup/ Marquadt 2010, S.81.
54 Ebenda: S.48ff.
55 Ebenda: S.69.
56 Vgl. dazu Frontier Economics Europe (August 2010): Energiekosten in Deutschland – Entwicklungen, Ursachen
und internationaler Vergleich (Projekt 43/09) – Kurzzusammenfassung des Endberichts für das Bundesministerium
für Wirtschaft und Technologie, S.6. URL: http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/Studien/
energiekosten-deutschland-entwicklung-ursachen-internationaler-vergleich-kurzfassung,
property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf (Stand: 19.03.2011).
57 Vgl. dazu Nagel 2010:, S.25ff.
58 Ebenda: S.26ff.
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wurde.59 Einen Boom der EE löste die Überarbeitung des StrEG aus, die 2000 im Erneuerbaren-
Energien-Gesetz  (EEG)  mündete  und  in  den  kommenden  Jahren  kontinuierlich  durch
Novellierungen weitergeführt wurde. Hier versuchte man die Defizite des StrEG zu beheben, indem
man  bspw.  Investoren  durch  eine  zwanzigjährige  Einspeisevergütung  für  EE-Strom
Planungssicherheit garantierte. Aufgrund dieser Voraussetzungen gelang es den Anteil der EE am
deutschen Brutto-Strommix von ca. 6% im Jahr 2000 auf 16,4% im Jahr 2009 zu erhöhen.60 Im
Wärmebereich  gab  es  bezogen  auf  die  gesamte  Wärmebereitstellung  im  selben  Zeitraum  eine
Steigerung von 3,9% auf 8,8%.61 Hier sorgte das 2009 in Kraft getretene Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz (EEWärmeG), das für Neubauten vorschreibt, ein Teil des Wärmebedarfs mit EE zu
decken (§3 Abs.1 EE WärmeG), für mehr Planungssicherheit.
Die Vorteile der EE liegen zum Einen in der Vermeidung von CO2-Emissionen und einer Minderung
der Abhängigkeit von Importen fossiler Energieträger und zum Anderen darin, dass private Akteure
und  auch  Kommunen  ohne  eigene  Stadtwerke  die  Möglichkeit  gegeben  wird  zumindest
hypothetisch zu Energieproduzenten zu werden,  da der  dabei  entstehende Strom von den EVU
abgenommen werden muss. Hierbei kommt es zu Konflikten mit der etablierten Energiewirtschaft,
die ihren Strom meist zentral in Kohle- und Atomkraftwerken, deren Kapazitäten nicht flexibel an
den jeweils aktuell benötigten Strombedarf anzupassen sind, erzeugen. Mit dem Verweis auf die
nicht  ausreichenden  Netzkapazitäten  führt  dies  in  der  Praxis  dazu,  dass  bei  einem  hohen
Stromaufkommen durch die EE die entsprechenden leichter zu regulierenden EE-Anlagen temporär
stillgelegt werden, da die vorhandenen Stromleitungsnetze überlastet sind. Trotz dieser Probleme
tragen die Rahmenbedingungen für EE dazu bei, dass immer mehr Energieverbraucher, bspw. durch
Integration  von  Solaranlagen  beim  Hausbau,  selbst  zu  Stromproduzenten  werden62 und  damit
langfristig  dazu  beitragen  könnten  dem  Oligopol  der  etablierten  Energiewirtschaft  weitere
Marktanteile abzunehmen. Als weiterer Vorteil für die Verbraucher stellt  sich ein Preissenkungs-
effekt durch EE für den an der Strombörse in Leipzig (EEX) gehandelten Strom ein.63 Bei guten
59 Vgl. dazu Reiche 2004: S.145.
60 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (16.03.2011): Pressemitteilung –
Beitrag erneuerbarer Energien zur Energieversorgung in Deutschland auch 2010 weiter gestiegen. URL:
http://www.erneuerbare-energien.de/inhalt/pdf/47120/ (Stand: 23.03.2011).
61 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (15.12.2010): Erneuerbare
Energien in Zahlen – Internet-Update ausgewählter Daten. URL: http://www.erneuerbare-
energien.de/files/pdfs/allgemein/   application/ pdf/ee_in_deutschland_update_bf.pdf   (Stand: 23.03.2011).
62 Vgl. dazu Rupp, Johannes/ Nolting, Katrin (2010): Wir Energieversorger – Bürgerkraftwerke, in: Agentur für
Erneuerbare Energien (Hrsg.): Kraftwerke für Jedermann – Chancen und Herausforderungen einer dezentralen
erneuerbaren Energieversorgung. Berlin, S.23.
63 Vgl. dazu Fabeck, Wolf von (04.12.2009): Irreführung der Verbraucher bei angeblichen Mehrkosten von Strom aus
Erneuerbaren Energien. URL: http://www.sfv.de/artikel/irrefuehrung_der_verbraucher_bei_angeblichen _  
mehrkosten  _von  _strom  _aus  _erneuerbar.htm   (Stand: 12.05.2011) und Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit (BMU) (15.04.2011): Welche Wirkung hat die Förderung der Erneuerbaren Energien auf den
Haushalts-Strompreis?, S.11. URL: http://www.erneuerbare-energien.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/
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Witterungsbedingungen  steht  ein  deutlich  höheres  Angebot  an  Strom zur  Verfügung als  in  der
Realität benötigt wird.
2.2.2. Die allgemeinen Situation sächsischer Kommunen
In Deutschland gehören die Gemeinden im föderalistischen Staatsaufbau rein rechtlich zur Ebene
der Bundesländer, die daher auch ein Teil der Rahmenbedingungen für die Kommunen festlegen.64
Die Kommunen stellen in Deutschland laut Grundgesetz Art. 28 Abs. 2 GG eine eigene Ebene im
Aufbau  der  Bundesrepublik  Deutschland  dar.  Aus  diesem  Artikel  wird  ebenfalls  das
Selbstverwaltungsrecht der Kommunen und die Grundlagen für die finanzielle Eigenverantwortung
der Kommunen abgeleitet.65 Die Begrifflichkeiten Gemeinde und Kommune werden in aller Regel
synonym gebraucht. Unter beiden versteht man „eine öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaft mit
dem Recht auf Selbstverwaltung in allen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen
der Gesetze“66. Dieser eindeutige politische Status der Kommunen wird u.a. durch das Recht der
Wahl einer Gemeindevertretung und eines Bürgermeisters festgeschrieben.
Zu den Aufgaben der kommunalen Selbstverwaltung kommen noch die Auftragsangelegenheiten
bzw.  kommunale  Pflichtaufgaben,  die  von  den  Bundesländern  bzw.  durch  den  Bund  auf  die
Kommunen übertragen werden.67 Den Bereich der Pflichtaufgaben kann man darüber hinaus noch
einmal in einen Bereich Pflichtaufgaben ohne Weisung, d.h. Land und Bund als Auftraggeber haben
keinen  Einfluss  auf  die  Umsetzung  der  Aufgabenwahrnehmung,  und  in  einen  Bereich
Pflichtaufgaben nach Weisung, bei dem auch die Art und Weise der Durchführung festgelegt ist,
unterteilen. Für diese Bereiche müssen den Kommunen notwendige finanzielle Mittel von Bund
und Ländern zur Verfügung gestellt werden. Der Bereich der Pflichtaufgaben wurde in den letzten
Jahren  massiv  ausgebaut  wurde68,  die  Kommunen  im  Gegenzug  jedoch  nicht  angemessen  mit
finanziellen  Mitteln  ausgestattet.  Dies  führte  zu  einer  kritischen  finanziellen  Situation  vor  Ort,
welche  die  Handlungsmöglichkeiten  der  Kommunen,  vor  allem  die  der  kommunalen
hintergrund_ee_umlage_bf.pdf (Stand: 12.05.2011) sowie Großmann, Jürgen u.a. (24.02.2011):
Bilanzpressekonferenz 2010 RWE, S.13. URL: http://www.rwe.com/web/cms/mediablob/de/543524/data/543274/4/
rwe/  investor-relations/  Rede-zur-Bilanzpressekonferenz.pdf   (Stand:12.05.2011).
64 Vgl. Wehling, Hans-Georg/ Kost, Andreas (2003): Kommunalpolitik in der Bundesrepublik Deutschland – Eine
Einführung, in: Wehling, Hans-Georg/ Kost, Andreas (Hrsg.): Kommunalpolitik in den deutschen Ländern – Eine
Einführung. Wiesbaden, S.7.
65 Vgl. Dallinger, Gernot (2002): Staatsrecht – der Bundesrepublik Deutschland. Ulm, S.26.
66 Schmidt, Manfred G. (1995): Wörterbuch zur Politik. Stuttgart, S.336.
67 Haus, Michael (2005): Einleitung: Lokale Institutionenpolitik in Deutschland zwischen strategischen
Entscheidungen und kulturellen Deutungsprozessen – Versuch einer konzeptionellen Annäherung, in: Ders. (Hrsg.):
Institutionenwandel lokaler Politik in Deutschland: Zwischen Innovation und Beharrung. Wiesbaden, S.35 sowie
SächsGemO § 2 Abs. 2 (Stand 2009).
68 Vgl. Scherf, Wolfgang/ Hofmann, Kai (2003): Die kommunale Finanzverfassung in Deutschland, in: Wehling, Hans-
Georg/ Kost, Andreas (Hrsg.): Kommunalpolitik in deutschen Ländern – Eine Einführung. Wiesbaden, S.330f.
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Selbstverwaltung,  aushöhlte69.  Beide  Bereiche  der  kommunalen  Pflichtaufgaben  unterliegen  im
unterschiedlichen Umfang der staatlichen Aufsicht. Im Bereich der Selbstverwaltungsaufgaben hat
die  nächsthöhere  staatliche  Aufsichtsbehörde70 lediglich  die  Rechtsaufsicht,  im Pflichtaufgaben-
bereich  kommt  noch  die  Fachaufsicht  dazu,  die  nun  auch  die  Sach-  und  Zweckmäßigkeit  der
kommunalen Handlungen überprüfen  kann71.  In  Sachsen kommt der  Landesdirektion als  oberer
Aufsichtsbehörde  eine  zentrale  Rolle  bei  der  Aufsicht  der  Kommunen  zu.  „Neben  dem
Kommunalverfassungsrecht erstreckt sich die Rechtsaufsicht auch auf das kommunale Haushalts-
und Wirtschaftsrecht.“72 Die Aufsicht befasst sich hauptsächlich damit, dass die Kommunen ihre
Haushalte  so  planen,  dass  damit  die  Wahrnehmung  aller  Aufgaben  angegangen  werden  kann.
Gleichzeitig  existiert  eine  Genehmigungspflicht  „für  den  Abschluss  von  Kredit-  und
Bürgschaftsverträgen  bzw.  diesen  wirtschaftlich  gleichkommenden  Rechtsgeschäften,  für  die
Gründung kommunaler Gesellschaften sowie die Veräußerung kommunalen Vermögens“73.
Bei  der  Umsetzung  und  der  Schwerpunktsetzung  der  Aufgaben  vor  Ort  kommt  dem  direkt
gewählten  Bürgermeister,  in  seiner  Doppelfunktion  als  Vorsitzender  der  Verwaltung  und  des
Gemeinderates,  eine  besondere  Stellung  zu.74 Er  stellt  damit  das  Bindeglied  zwischen  dem
demokratisch durch Wahl legitimierten Gemeinde- bzw. Stadtrat und der Gemeindeverwaltung als
ausführender  Behörde dar.  In  Sachsen wird der  Bürgermeister  alle  sieben Jahre direkt  von der
Bevölkerung in der  Kommune gewählt  und steht  der  Verwaltung vor.  Der Gemeinde-  bzw. der
Stadtrat hat dagegen nach der Sächsischen Gemeindeordnung (SächsGemO §§ 51ff.) keine direkte
Weisungsbefugnis gegenüber der Verwaltung. Dazu kommt, dass der Bürgermeister in Gemeinden
mit über 5.000 Einwohnern (SächsGmO § 51 Abs. 2) hauptamtlich tätig ist, während die Mitglieder
des kommunalen Parlamentes lediglich ehrenamtlich tätig sind. 
Die sächsischen Kommunen haben derzeit mit vielfältigen Problemen zu kämpfen. Im Mittelpunkt
stehen  dabei  die  finanziellen  Probleme,  mit  denen  vor  allem  Kommunen  abseits  der
Ballungszentren  zu  kämpfen  haben.  Ihnen  gelang  es  nur  in  Ausnahmefällen  eine  solide
Haushaltspolitik  ohne  die  Anhäufung von  Schulden  zu gewährleisten.75 Neben  der  Möglichkeit
69 Vgl. dazu Mäding, Heinrich (2009): Kommunale Daseinsvorsorge und nachhaltige Kommunalfinanzen, in: Hauff,
Michael von/ Tarkan, Bülent (Hrsg.): Nachhaltige kommunale Finanzpolitik für eine intergenerationelle
Gerechtigkeit. Baden-Baden, S.48 und Slawig, Johannes (2011): Der Tag danach – Essay, in: ApuZ 7-8 (2011), S.3.
70 In Sachsen sind dies die Landkreise als untere Rechtsaufsichtsbehörde sowie die Regierungspräsidien als obere
Rechtsaufsichtsbehörde und als obersten Instanz das sächsische Innenministerium.
71 Vgl. Schmidt 1995: S.337.
72 Landesdirektion Dresden (15.08.2008): Die Landesdirektion Dresden als zuständige Aufsichtsbehörde. URL:
http://www.ldd.sachsen.de/kommunal21/index.asp?ID=3&art_param=3 (Stand: 16.03.2011).
73 Ebenda.
74 Vgl. dazu Rellecke, Werner (2003): Kommunalpolitik im Freistaat Sachsen, in: Wehling, Hans-Georg/ Kost,
Andreas (Hrsg.): Kommunalpolitik in den deutschen Ländern – Eine Einführung. Wiesbaden, S.258ff.
75 Vgl. dazu Statistisches Landesamt des Freistaat Sachsen (2010): Statistisches Jahrbuch – Sachsen 2010. Dresden,
S.414f.
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Steuern zu erheben,  hier  sind besonders  die Gewerbe-  und Grundsteuer zu nennen76,  erhält  die
sächsische  Kommune  den  größten  Anteil  ihrer  Finanzen  über  die  Schlüsselzuweisungen  des
Freistaates  Sachsen77.  Erschwerend  dazu  wirkt  sich  aus,  dass  die  Sonderbedarfsbundes-
ergänzungszuweisungen  für  die  neuen  Länder  (s.g.  Solidarpaktmittel)  sukzessive  zurückgeführt
werden und 2019 voraussichtlich letztmalig ausgezahlt werden.78 Weitere Einnahmen erhalten die
Kommunen über ihren Anteil von 15% an der Einkommenssteuer sowie 2,2% an der Umsatzsteuer.
Hier  wird  deutlich,  dass  die  Kommunen  im  größeren  Maße  von  den  gesamtwirtschaftlichen
Entwicklungen  und  den  finanzpolitischen  Entscheidungen  der  übergeordneten  Ebenen  abhängig
sind.  Dazu  kommt,  dass  ein  Großteil  der  Kommunen  in  Sachsen  im  Gegensatz  zu  den  alten
Bundesländern  mit  einer  relativen  Steuerschwäche  zu  kämpfen  hat.  Im  Bereich  der
Gewerbesteuereinnahmen liegt das Niveau bei 54% der Einnahmen westdeutscher Kommunen79,bei
den Steuereinnahmen auf Einkommen und Vermögen sogar nur bei 45%80. Die Ursache dafür dürfte
vor allem darauf zurückzuführen sein, dass das verfügbare Nettoeinkommen der privaten Haushalte
in Ostdeutschland ca.  300 Euro im Monat niedriger liegt  als in Westdeutschland.81 Ein weiterer
verschärfender  Aspekt  ist  der Schuldenstand der  sächsischen kommunalen Haushalte  und deren
Eigenbetriebe  und  Eigengesellschaften  in  Höhe  von  durchschnittlich  2087  Euro  pro  Kopf.82
Erschwerend tritt hinzu, dass die ostdeutschen Kommunen von einem überdurchschnittlich starken,
negativen demographischen Wandel betroffen sind83, der sich deutlich im Haushalt niederschlägt, da
sich die bundesstaatlichen Finanzzuweisungen maßgeblich nach der Einwohnerzahl richten,  und
zusätzlich  dazu mit  einer  im Bundesvergleich sehr  hohen  Arbeitslosigkeit  zu kämpfen  haben84.
Beide Phänomen trifft im besonderen Maße die ländlichen Gemeinden und Regionen.85 Sachsen
bspw.  versucht  dieser  Entwicklungen  durch  eine  kontinuierliche  Anpassung  der  kommunalen
76 Vgl. dazu Bogumil, Jörg/ Holtkamp, Lars (2006): Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung – Eine
policyorientierte Einführung. Wiesbaden, S.52.
77 Vgl. Sächsisches Staatsministerium der Finanzen (o.A.): Allgemeine Schlüsselzuweisungen. URL:
http://www.lsf.sachsen.de/1215.html (Stand: 16.03.2011). 
78 Vgl. dazu Hildebrandt, Achim (2009): Die finanzpolitische Handlungsfähigkeit der Bundesländer – Determinanten,
institutionelle Defizite und Reformoptionen. Wiesbaden, S.80.
79 Vgl. Mitteldeutscher Rundfunk (MDR) (28.06.2010): Die besondere Situation in Ostdeutschland. URL:
http://www.mdr.de/nachrichten/7442011-hintergrund-7447371.html (Stand: 16.03.2011).
80 Vgl. Brenke, Karl/ Zimmer, Klaus F. (2009): Ostdeutschland 20 Jahre nach dem Mauerfall: Was war und was ist
heute mit der Wirtschaft?, in: Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung 78 (2009) 2, Tabelle S.55.
81 Vgl. Goebel, Jan/ Habich, Roland/ Krause, Peter (2009): Zur Angleichung von Einkommen und Lebensqualität im
vereinigten Deutschland, in: Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung 78 (2009) 2, Tabelle S.125.
82 Vgl. Statistisches Landesamt 2010: S.414. 
83 Vgl. Wolff, Sascha (2006): Migration und ihre Determinanten im ost-westdeutschen Kontext nach der
Wiedervereinigung: ein Literaturüberblick. Göttingen, S.28.
84 Vgl. dazu Hildebrandt 2009: S.57.
85 Vgl. dazu Böcher, Michael (2009): Faktoren für den Erfolg einer nachhaltigen und integrierten ländlichen
Regionalentwicklung, in: Friedel, Rainer/ Spindler, Edmund A. (Hrsg.): Nachhaltige Entwicklung ländlicher Räume
– Chancenverbesserung durch Innovation und Traditionspflege. Wiesbaden, S.127.
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Strukturen Herr zu werden.86 Daneben haben die Kommunen in Sachsen bis zum Jahre 2013 die
verpflichtende Umstellung vom kameralistischen Haushaltsprinzip zur doppelten Haushaltsführung
(Doppik) zu bewältigen87, die die Verwaltungen der kleineren Kommunen vor große Probleme stellt
und außerdem massiv Ressourcen bindet88. Diese Probleme und Restriktionen führen in der Summe
dazu, dass es für die Kommunen sehr schwer wird, sich adäquat mit der Problematik Energie und
Energiepolitik zu beschäftigen und dafür finanzielle wie personelle Ressourcen zur Verfügung zu
stellen, um in diesem Bereich selbständig tätig zu werden.
2.2.3. Die Kommunen in der Energiepolitik
Bezüglich  der  eindeutigen  Festlegungen  und  Abgrenzungen  der  kommunalen  Aufgabenbereiche
gibt  es  in  der  kommunalwissenschaftlichen  Theorie  und  der  kommunalpolitischen  Praxis  keine
eindeutigen  Aussagen.89 Dagegen  ist  die  Einordnung  des  Teilbereichs  der  Energieversorgung
eindeutiger. So äußert sich der Energieexperte Ralf Köpke wie folgt: „Die Energieversorgung fällt
als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge in den verfassungsrechtlich gewährleisteten Kernbestand
des gemeindlichen Selbstverwaltungsrechtes, das Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz festschreibt.“90 Diese
These wird durch weitere Autoren gestützt.91 Hierbei  wird aber  darauf  verwiesen,  dass aus der
Selbstverwaltungsgarantie nur ein Recht auf Betätigung in diesem Bereich ableitbar sei, nicht aber
eine eindeutige Pflicht.92 Im  Art.  10 Abs.  1  der  sächsischen  Verfassung (SächsV)  wird  auf  die
sparsame  Nutzung  von  Wasser  und  Energie  verwiesen.  Die  Gemeinden  als  Träger  der
Selbstverwaltung werden im Art. 82 Abs. 2 SächsV definiert. Die SächsGemO regelt in Art. 14 Abs.
1 den  Anschlusszwang bspw. an die Fernwärmeversorgung,  Art.  97 Art.  1  die  Möglichkeit  zur
Erfüllung ihrer Aufgaben wirtschaftliche Unternehmen zu gründen und Art. 89 Abs. 2, dass die
86 So wurden seit 1990 in drei kommunalen Strukturreformen die Anzahl der Kommunen drastisch reduziert. Durch
diese Reformen werden in den Kommunen umfangreiche personelle und finanzielle Ressourcen gebunden.
87 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des Innern (o.A.): Kommunale Doppik. URL: http://www.kommunale-
verwaltung.sachsen.de/826.htm (Stand: 19.03.2011).
88 Dies äußerten viele kommunale Akteure im Rahmen der Interviews. Vgl. auch Naßmacher, Hiltrud (2011):
Kommunalpolitik in Deutschland, in: ApuZ, 7-8 (2011), S.9.
89 Vgl. Naßmacher, Hiltrud/ Naßmacher, Karl-Heinz (2007): Kommunalpolitik in Deutschland. Wiesbaden, S.111 und
Wehling/ Kost 2003: S.17.
90 Köpke, Ralf (1992): Rationelle Energieverwendung im kommunalen Bereich – Ansätze für ein Umdenken in der
Energiepolitik am Beispiel ausgewählter Städte und Gemeinden in den Bundesländern Bayern und Nordrhein-
Westfalen. Bochum, S.178.
91 Vgl. dazu Müschen, Klaus (1999): Kommunale Politik, in: Wollmann, Helmut/ Roth, Roland (Hrsg.):
Kommunalpolitik – politisches Handeln in den Gemeinden. Opladen, S.662 und Naßmacher/ Naßmacher 2007,
S.111 sowie Fröhner, Ulrich (1994): Energiepolitik, in: Klemisch, Herbert u.a. (Hrsg.): Handbuch für alternative
Kommunalpolitik. Bielefeld, S.207 und Wollmann, Hellmut (2002): Die traditionelle deutsche Selbstverwaltung –
ein „Auslaufmodell“?, in: DfK, 41 (2002) 1, S.27f.
92 Vgl. dazu Püttner, Günter (1990): Gemeinden und Kreise in der Energieversorgung, in: Die öffentliche Verwaltung,
11 (1990), S.463.
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Gemeinde  Vermögensgegenstände  erwerben  darf,  wenn  dies  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben
erforderlich ist.
Ein weiterer Ansatz für eine kommunale Betätigung in diesem Bereich bietet die 1992 in Rio de
Janeiro  im  Rahmen  der  Konferenz  für  Umwelt  und  Entwicklung  der  Vereinten  Nationen
verabschiedete Lokale Agenda 21, in der die lokale Ebene stärker dazu aufgefordert wurde, sich
aktiv gegen Umweltprobleme zu engagieren.93 Daneben bedeutet eine kommunale Verantwortlich-
keit  in  diesem  Bereich  nicht,  dass  die  Gemeinde  diese  Aufgaben  in  der  Realität  selbst  auch
erbringen muss.94 Es liegt in der Beurteilung der Gemeinden selbst, zu entscheiden, in welchem
Umfang sie  sich  im Bereich  Energie  engagieren  will.  Die  Ausschöpfung dieses  Rahmens  wird
neben wirtschaftlichen und rechtlichen Erwägungen entscheidend durch die Prioritätensetzung der
Bevölkerung vor Ort, besonders durch die Kommunalpolitiker, beeinflusst.95
Dabei bieten sich für die Kommunen eine Reihe von Handlungsmöglichkeiten an, da sie in zwei
materiellen Handlungsfeldern – in der Wärmeversorgung, falls vorhanden, sowie in der Stromver-
sorgung  –  Einfluss  haben.  Sie  können  diese  Aufgaben  an  Energieversorgungsunternehmen
übertragen, was durch den Abschluss von Konzessionsverträgen, deren Laufzeit maximal 20 Jahre
betragen darf, vollzogen wird. Bei einem Neuabschluss hat die Verwaltung dann die Möglichkeit
über das Verhandeln der Konditionen Einfluss auf die zukünftige Energieversorgung der Kommune
zu  nehmen.  Darüber  hinaus  haben  Kommunen  nach  Ablauf  der  Konzessionsverträge  mit  dem
Netzrückkaufsrecht  die  Möglichkeit,  das  Netz  wieder  in  eigener  Regie  zu übernehmen  und  zu
betreiben96 und eventuell mit Aufbau eigener Energieversorgungsunternehmen zu kombinieren. Die
Aktualität dieser Option lässt sich an der Renaissance von Debatten und Umsetzungsmaßnahmen in
Richtung einer Rekommunalisierung im Bereich der Energieversorgung feststellen97,  nachdem in
den  1990er  Jahren  erst  eine  Vielzahl  an  kommunalen  EVU  privatisiert  oder  teil-privatisiert
wurden98.  Falls  die  Kommunen  noch  über  eigene  Stadtwerke99 in  mehrheitlichen  kommunalen
93 Vgl. dazu Bolay 2009: S.2.
94 Vgl. dazu Schleer, Manfred (2003): Kommunalpolitik in Sachsen – Bürger, Politiker und Verwaltungen in
Gemeinden, Städten und Landkreisen. Dresden, S.240.
95 Vgl. Naßmacher/Naßmacher 2007: S.111.
96 Vgl. dazu Nagel 2010: S.61.
97 Vgl. u.a. dazu Schorsch, Christof/ Faber, Jessica (2009): Rekommunalisierung der Energieversorgung – Chancen
und Risiken. URL: http://www.demo-online.de/print/content/rekommunalisierung-der-energieversorgung-ae-
chancen-und-risiken (Stand: 23.03.2011) und Michel, Nadine (2009): Konkurrenz für die großen vier –
Rekommunalisierung von Energienetzen, in: Tageszeitung (Taz) (28.07.2009), S.1.
98 Vgl. dazu Gerstlberger, Wolfgang (2009): Zwei Jahrzehnte Privatisierung in deutschen Kommunen –
Herausforderungen und Argumente für den Erhalt der Stadtwerke, in: WISO direkt (Mai 2009), S.2 und Bogumil
2006: S.94ff.
99 In Sachsen haben noch ca. 38 Kommunen eigene Energieversorgungsunternehmen. Siehe dazu Sächsisches
Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (o.A.): Energieversorger. URL: http://www.smwa.sachsen.de/
de/Wirtschaft/Energie/Energieversorger/18288.html (Stand: 23.03.2011).
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Besitz verfügen, können sie eine viel aktivere Rolle in der kommunalen Energiepolitik einnehmen.
Ein weiteres  Element  bietet  die  Einführung eines  kommunalen  Energiemanagements,  das  Maß-
nahmen  zur  Energieeinsparung  und  Energieeffizienz  sowie  zur  umweltschonenden  Energie-
erzeugung in kommunalen Gebäuden und Liegenschaften beinhalten sollte.100 Ebenfalls  denkbar
wäre  es  ein  kommunales  Energiekonzept  zu  erstellen,  kommunale  Energieberatungsleistungen
anzubieten,  kommunale Förderprogramme für Energietechnologien aufzulegen oder an auf allen
politischen  Ebenen  angeboten  Programmen101 zur  Steigerung  von  Energieeffizienz  und
Energieeinsparung teilzunehmen. 
Im Bereich der EE können Kommunen auf zwei Wegen eigene Aktivitäten entwickeln. Einerseits
durch den Bau und Betrieb von kommunalen EE-Anlagen in Eigenregie. Hier liefert die durch das
EEG und Kraftwärmekopplungsgesetz (KWKG) garantierte Einspeisevergütung die entsprechende
Planungssicherheit  für  die  Kommunen.  In  Sachsen  scheint  dieser  Weg aufgrund  der  desolaten
Haushaltssituation  in  vielen  Gemeinden  verbaut  zu  sein.102 Andererseits  liegt  ein  weiteres
Handlungsfeld der Kommunen darin, neue Akteure vor Ort zum Bau von Anlagen zu motivieren.
Dies  kann  bspw.  in  den  folgenden  Bereichen  erfolgen:  Initiierung  und  Betrieb  von  Anlagen,
Öffentlichkeitsarbeit, Finanzierung sowie rechtliche Instrumente.103
2.3. Die  energiepolitischen  Position  Sachsens  im  Vergleich  zu  den  anderen  
Bundesländern
Die sächsische Landesregierung orientiert  sich in ihrer  Klimaschutz-  und Energiepolitik  an den
Zielen der Bundesregierung sowie der europäischen Union104 und reagiert mit einem Aktionsplan
für  Klima  und  Energie  auf  die  Herausforderungen  des  Klimawandels105.  Dort  heißt  es:  „[Die
sächsische Landesregierung] setzt damit ihre erfolgreiche Klimaschutz- und Energiepolitik fort und
leistet einen ambitionierten Beitrag zu den europäischen und deutschen Klimaschutzbeschlüssen.“106
100 Vgl. dazu Fischer, Annett, (1999): Kosten sparen durch Energiemanagement in der Praxis. Berlin, S.7.
101 Als besonders prominentes Beispiel ist das von der EU-Kommission gestartete, in der Durchführung bei den
deutschen Bundesländern liegende, European-Energy-Award (EEA) Qualitäts- und Zertifizierungsprogramm. Siehe
dazu die Internetseite des EEA. URL: http://www.european-energy-award.de/ (Stand: 23.3.2011).
102 Dies wurde größtenteils in den Interviews durch die Akteuren der kommunalen Praxis bestätigt.
103 Vgl. dazu Wehnert, Timon u.a. (2007): Erneuerbare Energien in Kommunen optimal nutzen – Denkanstöße für die
Praxis. Berlin, S.46ff.
104 Vgl. dazu Sächsisches Staatsministerium für Umweltschutz und Landwirtschaft (SMUL) (2009): Hintergrundpapier
zu den Zielen der künftigen Klimaschutz- und Energiepolitik des Freistaates Sachsen. URL:
http://www.smul  .sachsen.de/  umwelt/download/Hintergrundpapier.pdf   (Stand: 12.05.2011), S.5. Das Ziel der EU
sieht einen Anteil von 20% EE am Endenergiebedarf bis zum Jahr 2020 vor. Vgl. dazu Bundesministerium für
Umweltschutz, Reaktorsicherheit und Landwirtschaft (BMU) (2010): EU-Richtlinie Erneuerbare Energien (Stand
August 2010). URL: http://www.erneuerbare-energien.de/inhalt/44741/ (Stand: 12.05.2011). 
105 Vgl. Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft (2009): Aktionsplan Klima und Energie – des
Freistaates Sachsen. Dresden, Vorwort.
106 Ebenda. 
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Dies scheint den Rahmen der sächsischen Klimaschutzpolitik abzustecken. Man orientiert sich am
Bund  und  Europa,  darüber  hinausgehen  will  man  nicht.  Gerade  beim  EE-Ausbauziel  der
Bundesregierung beim Bruttostromverbrauch bis zum Jahr 2020 auf einen Anteil von 35% EE zu
kommen107,  liegt  Sachsen  mit  seiner  eigenen  Zielsetzung von nur 24% EE am Bruttostromver-
brauch108 sogar noch darunter. Das es im bundesdeutschen Vergleich ambitioniertere Visionen gibt,
zeigt der Blick in andere Bundesländer.109
Der sächsische Umweltminister Frank Kupfer erkennt die aktuellen Entwicklungen im Bereich der
Energie-  und Umweltpolitik  an,  indem er  „eine zunehmende Knappheit  von Energieressourcen,
steigende  Energiekosten  und  [einen]  fortschreitenden  Klimawandel“  feststellt110.  Die  daraus
gezogenen Konsequenzen für die Politik und die Strategie der sächsischen Landesregierung legen
den  Schwerpunkt  auf  die  Steigerung  der  Energieeffizienz.  Fraglich  bleibt  der  Erfolg  dieser
Strategie,  wenn,  wie  im Energiebericht  des  sächsischen  Wirtschaftsministerium nachlesbar,  der
Rückgang  des  Primärenergieverbrauchs  im  Jahre  2008  maßgeblich  mit  den  im  Vergleich  zum
Vorjahr milderen Temperaturen begründet wird.111
Bei der Energieversorgung liegt die Priorität weiterhin auf der Verwendung fossiler Energieträger.112
Auf  längerer  Sicht  will  man  auch  hier  weiterhin  auf  die  Braunkohleverstromung setzen113 und
begründet dies wie folgt: „Die Nutzung des heimischen Energieträgers Braunkohle ist langfristig
kalkulierbar,  sichert  eine  hohe  Wertschöpfung  und  Beschäftigung  im  Land,  mindert  die
Importabhängigkeit unserer Energieversorgung und trägt maßgeblich zur Versorgungssicherheit in
ganz  Deutschland  bei.“114 Diese  Strategie  wird  durch  die  Inbetriebnahme  eines  neuen
Kraftwerksblocks  in  Sachsens  größten  Braunkohlekraftwerk  in  Boxberg  noch  in  diesem  Jahr
realisiert.  Dabei wird auf den herausragenden Wirkungsgrad von 43% verwiesen und den damit
einhergehenden  Beitrag  der  CO2-Einsparungen.  Mit  dieser  Ausbauentscheidung  ist  dieser
107 Vgl. dazu: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 2010: S.5.
108 Vgl. dazu: Sächsisches Staatsministerium für Umweltschutz und Landwirtschaft 2009: S.5.
109 Vgl. dazu Agentur für Erneuerbare Energien (2010)a: Leitstern 2010: Bundesländervergleich Erneuerbare Energien
– Ergebnisse. URL: http://www.unendlich-viel-energie.de/de/der-deutsche-erneuerbare-energie-preis/leitstern-
2010/ergebnisse.html (Stand: 23.03.2011).
110 Sächsische Energieagentur (SAENA) (2009): European-Energy-Award – Erfolgsgeschichten sächsischer
Kommunen. Dresden, S.3.
111 Vgl. Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (2010): Energiebericht Sachsen 2009/2010,
Dresden, S.8.
112 Ebenda. 
113 Ähnlich den Bundesländern Sachsen-Anhalt und Brandenburg, die für ihre zukünftige Energieversorgung ebenfalls
auf die Braunkohle setzen. Siehe dazu Ministerium für Wissensschaft und Wirtschaft des Landes Sachsen-Anhalt
(25.09.2007): Das Energiekonzept der Landesregierung von Sachsen-Anhalt für den Zeitraum zwischen 2007 und
2020. URL: http://www.sachsen-anhalt.de/fileadmin/   Elementbibliothek/ Bibliothek_Politik_und_Verwaltung/  
Bibliothek_Wirtschaftsministerium/Dokumente_MW/investieren/Energiekonzept_2007.pdf (Stand: 23.03.2011), S.4
sowie für Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg (2008): Energiestrategie 2020 des Landes
Brandenburg. URL: http://www.energie.brandenburg.de/media_fast/bb1.a.2755.de/Energiestrategie_2020.pdf
(Stand: 23.03.2011), S.7.
114 Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft 2009: Einleitung.
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Energieträger  für  die  nächsten  30  Jahre  im  sächsischen  und  bundesdeutschen  Strommix
festgeschrieben, inklusive der entsprechenden CO2-Emissionen. Generell hatten die Erneuerbaren
Energien 2008 im sächsischen Strommix nur einen Anteil von 6,2% beim Primärenergieverbrauch,
im Vergleich zu 8,1% im bundesdeutschen Durchschnitt.115 Bei der Brutto-Stromerzeugung klafft
ein  noch  größere  Lücke  zwischen  dem Anteil  in  Sachsen  mit  8,2% und  dem Durchschnitt  in
Deutschland mit 14,6%.116
Bezüglich  der  Etablierung  von  energieautonomen  Kommunen  und  Regionen  erwähnt  der
Aktionsplan als eine von über 300 Maßnahmen die Unterstützung von entsprechenden Initiativen
unter  der Führung der  Sächsischen Energieagentur  und des Staatsministeriums für Umwelt  und
Landwirtschaft  (SMUL).  Die  SAENA GmbH,  als  Gemeinschaftsunternehmen  der  Sächsischen
Aufbaubank  und  des  Freistaates  Sachsen,  richtet  sich  mit  ihrem  Projekt  "Entwicklung
energieautarker Modellregionen in Sachsen", das Teil des sächsischen Aktionsplans für Klima und
Energie  ist,  an  alle  sächsische  Kommunen  die  bilanziell  in  den  Bereichen  Strom und  Wärme
energieautonom werden wollen. Erste Fortschritte auf diesem Wege sind gemacht, wovon bereits
einige energieautonome Modellregionen in Sachsen zeugen. Der Schwerpunkt der Arbeit liegt dabei
hauptsächlich  auf  der  ideellen  und  beratenden  Unterstützung  der  Kommunen  bzw.  der
entsprechenden  Akteuren.117 Gleichzeitig  wurde  das  Budget  der  SAENA in  Zuge  des  letzten
Haushaltsbeschluss  für  den  Doppelhaushalt  2011/2012  um  15%  gekürzt.118 Im  Gegenzug
subventioniert  Sachsen  fossile  Energieträger,  bspw.  durch  den  Verzicht  einer  Zahlung  einer
Förderabgabe für die in Sachsen geförderte Braunkohle, wodurch nach der Berechnung der Grünen
in Sachsen dem Landeshaushalt Einnahmen in Höhe von jährlich ca. 30 Mio. Euro verloren gehen
würden.119 Bundesweit  liegt  diese  implizite  Bevorteilung  der  Braunkohle  als  Energieträger
zusammen mit der Freistellung von Wasserentnahmeentgelt bei einer Größenordnung von jährlich
ca. 200 bis 230 Mio. Euro.120
Die Anstrengungen  der  sächsischen  Regierung können,  trotz  der  guten Arbeit  der  SAENA,  im
115 Vgl. Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 2010: S.79.
116 Vgl. ebenda: S.101.
117 Sächsische Energieagentur (SAENA) (o.A)b: Unsere Aufgaben in vier Säulen. URL:
http://www.saena.de/Aktuelles/Ueber_uns/Ziele_und_Aufgaben.html (Stand: 31.05.2011).
118 Für den Haushalt 2009/2010 waren jährlich noch 2 Mio. Euro vorgesehen, für den Haushalt 2011/2012 jedoch nur
noch 1,7 Mio. Euro. Siehe dazu: Landesamt für Steuern und Finanzen (2010): Haushaltsplan 2011/2012 –
Einzelplan 15 – Allgemeine Finanzverwaltung (Entwurf). URL: http://www.lsf.sachsen.de/download/2011_2012_E-
Epl15.pdf (stand: 23.03.2011), S.129 sowie Landesamt für Steuern und Finanzen (2010)a: Haushaltsplan 2009/2010
– Einzelplan 15 – Allgemeine Finanzverwaltung. URL: http://www.lsf.sachsen.de/download/EPL_15_FinVerw.pdf
(Stand: 23.03.2011), S.182.
119 Siehe dazu: Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen im Sächsischen Landtag (29.10.2008): Hintergrundpapier –
Braunkohlesubvention. Das Beispiel der sächsischen Feldes- und Förderabgabe. Dresden, S.3. 
120 Vgl. dazu Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und Energie GmbH (2004): Braunkohle – ein subventionsfreier
Energieträger – Kurzstudie im Auftrag des Bundesumweltamtes. URL: http://www.wind-energie.de/fileadmin/
dokumente/Themen_A-Z/Subvention/studie_uba_braunkohle.pdf (Stand: 23.03.2011), S.43. 
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Vergleich zu den anderen Bundesländern nicht als ambitioniert bezeichnet werden. Im Endbericht
des  Bundesländervergleichs  erneuerbare  Energien  eines  Forschungsprojektes  des  Deutschen
Instituts  für  Wirtschaftsforschung  (DIW)  Berlin  und  des  Zentrums  für  Sonnenenergie-  und
Wasserstoffforschung Baden-Württemberg (ZSW) in Stuttgart in Kooperation mit der Agentur für
erneuerbare  Energien  e.V.  nimmt  Sachsen  Platz  11  im  Bundesländervergleichsranking  ein  und
verschlechtert sich im Vergleich zur Vorgängerstudie aus dem Jahr 2008 um fünf Plätze. Negativ
werden  hier  vor  allem  die  ungenügenden  Anstrengungen  zur  Nutzung  und  die  schlechte
gesellschaftliche Akzeptanz von EE bewertet. Positiv hingegen ist die Stellung Sachsens bei den
Landesenergieagenturen sowie die Anstrengungen zum technologischen Wandel.121
3. Forschungsdesign und Methodenauswahl
3.1. Auswahl der Grundgesamtheit
„Bei der Grundgesamtheit handelt es sich um eine Anzahl an Elementen, welche aufgrund einer
bestimmten  Eigenschaft  für  den  Forscher  von  Interesse  sind.“122 Die  Grundgesamtheit  der
vorliegenden Arbeit ist ein Teil all jener sächsischen Kommunen, die in die Gemeindegrößenklasse
von 1.000 bis 5.000 Einwohnern einzuordnen sind. Dieser Kategorie lässt sich die Mehrheit der
sächsischen Kommunen zuordnen. 





Anteil der Gemeinden 
(in Prozent)
0-1.000 Einwohner 9 1,80%
1.000-5.000 Einwohner 314 64,70%
5.000-10.000 Einwohner 96 19,40%
10.000-20.000 Einwohner 41 8,50%
20.000-50.000 Einwohner 21 4,30%
50.000-100.000 Einwohner 3 0,60%
100.000 und mehr 3 0,60%
Gesamt 485 100,00%
Quelle: eigene Zusammenstellung auf der Basis von Statistisches Landesamt des Freistaat Sachsen (2010): Statistisches
Jahrbuch – Sachsen 2010. Dresden, S.43.
121 Vgl. Agentur für Erneuerbare Energien (2010)b: Bundesländer-Vergleichsstudie EE 2010. URL:
http://www.unendlich  -viel-energie.de/de/der-deutsche-erneuerbare-energie-preis/leitstern -2010/downloads.html  
(Stand: 11.03.2011), S.126ff.
122 Häder, Michael (2006): Empirische Sozialforschung – eine Einführung. Wiesbaden, S.141.
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Seit dem 01.01.2011 gibt es aufgrund von Zusammenlegungen nur noch 470 politisch selbständige
Kommunen.123 Ausgehend  von  dieser  Einordnung ist  von  einer  vergleichbaren  personellen  und
finanziellen Ressourcenausstattung der Kommunen dieser Kategorie auszugehen. So verfügen die
Gemeinden  in  der  ausgewählten  Grundgesamtheit  im  Durchschnitt  über  3,163  Mio.  Euro
Einnahmen, die durchschnittliche Ausgaben von 3,098 Mio. Euro gegenüberstehen.124 Gleichzeitig
werden  seit  2010  diesen  Gemeinden  nach  der  Verwaltungsvorschrift  kommunale  Haushalts-
vorschrift (VwVKommHHWi) 4,9 Vollzeitbeschäftigten pro 1000 Einwohner veranschlagt.125
Aus dieser Gemeindegrößenklasse wurden nun alle Kommunen ausgewählt, die einen direkten oder
indirekten  Beschluss,  bspw.  über  die  Mitgliedschaft  der  energieautonomen  Modellregionen  der
SAENA,  pro  Energieautonomie  oder  vergleichbarer  Entwicklungen  getroffen  haben  oder  wo
Akteure  der  Politik  und  Verwaltung  sich  dazu  bekennen.  Insgesamt  trifft  dies  im  Moment  in
Sachsen auf 78 Kommunen zu.126 Zu beachten ist dabei, dass nur ein kleiner Teil dieser Kommunen
die Umsetzung dieser Vision aktiv vorantreibt.
Aufgrund der großen Anzahl ist keine Totalerhebung der Grundgesamtheit möglich, sondern es wird
eine Stichprobe, bestehend aus fünf Fallbeispielen, erhoben. Die Auswahl erfolgte auf der Basis
eines  Auswahlplans,  wobei  hier  ein  Schwerpunkt  auf  der  Verallgemeinerbarkeit  der  aus  der
Untersuchung abgeleiteten Ergebnisse durch möglichst viele Gemeinsamkeiten in den Fällen liegen
soll. Die entsprechenden Kriterien sind einerseits, dass die Kommunen erste Erfolge im Bereich der
Energieautonomie aufweisen können, sowie andererseits ein relativ große geographische Verteilung
im Freistaat Sachsen. Daher liegen drei Fallbeispiele im Bereich der Landesdirektion Dresden und
jeweils ein Beispiel im Bereich des Regierungspräsidiums Leipzig und Chemnitz. Weiterhin wurde
darauf  geachtet,  dass  sich  alle  Kommunen  im  ländlichen  Raum  befinden,  was  durch  eine
mindestens  25 km weite  Entfernung von den  drei  sächsischen Zentren Dresden,  Chemnitz  und
Leipzig  gewährleistet  wird.  Damit  soll  dem Umstand  Rechnung getragen  werden,  dass  gerade
Kommunen im näheren Einzugsbereich von großen Städten im besonderen Maße von ihrer Nähe zu
diesen  Zentren  profitieren.127 So  gab  es  seit  den  1990er  Jahren  einen  starken,  aktuell  aber
abgeschwächten Trend zur Zersiedelung, der dazu führte, dass gerade gut verdienende Einwohner
aus  den  Städten  auf  der  Suche  nach  geeigneten  und  bezahlbaren  Wohneigentum  in  die
Randkommunen zogen. Diese greifen dann wiederum auf die Ressourcen und Angebote aus den
123 Vgl. URL: http://www.statistik.sachsen.de/html/358.htm (Stand: 12.05.2011).
124 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaat Sachsen 2010: S.410f.
125 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des Innern (2010): Verwaltungsvorschrift kommunale Haushaltsvorschrift
(VwV KommHHWi). URL: http://www.kommunale-
verwaltung.sachsen.de/download/Kommunale_Verwaltung/VwV_KommHHWi.pdf (Stand: 12.05.2011).
126 Vgl. dazu die Auflistung im Anhang V.
127 Vgl. dazu bspw. Schmidt, Kerstin/ Große-Starmann, Carsten (2006): Kommunen im demographischen Wandel, in:
APuZ 21-22 (2006), S.10.
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Zentren zurück, wobei hierdurch die eigenen Kommunen entlastet werden. Damit verfügen diese
Kommunen  über  deutlich  weniger  finanzielle,  strukturelle  und  demographische  Probleme  als
Kommunen im ländlichen Raum.128 Diese in  der  Tendenz eher  prosperierenden Kommunen der
städtischen Randlagen stehen explizit nicht im Fokus dieser Untersuchung.
3.2. Methodenauswahl
3.2.1. Gütekriterien
Zur Beurteilung der Wissenschaftlichkeit von empirischen Untersuchungen und Forschungsarbeiten
hat  sich  die  Wissenschaft  bisher  stark  an  den  Gütekriterien  der  quantitativen  Sozialforschung
ausgerichtet. Dabei stehen die drei Kriterien Reliabilität, Validität und Objektivität129 im Blickpunkt
der  Diskussion  und  sind  allgemein  anerkannt.  Mit  der  Reliabilität  oder  Zuverlässigkeit  wird
sichergestellt,  dass  man  auch  beim mehrmaligen  Verwenden  des  Messinstruments  am gleichen
Objekt zu demselben Ergebnis kommt. Die Reliabilität an sich ist ein notwendiges Kriterium für ein
Messinstrument und steht  in einem hierarchischen Verhältnis  zur  Validität  oder Gültigkeit  eines
Messinstruments.130 Mit  dieser  soll  gesichert  werden,  dass  man  mit  einem Messinstrument  das
misst,  was man eigentlich erforschen wollte.  Man unterscheidet  zwischen interner  und externer
Validität.  Während  erstere  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  zwischen  den  Variablen  gefundene
Zusammenhänge gültig sind, bezeichnet, liefert die externe Validität eine Antwort darüber, ob man
seine Untersuchungen auf andere Situationen übertragen kann.131 Die Objektivität sichert ab, dass
egal  wer  die  Messung  vornimmt,  man  zu  den  gleichen  Ergebnissen  gelangt.  Durch  die
weitestgehende  Umsetzung  dieser  Kriterien  soll  die  intersubjektive  Nachvollziehbarkeit  der
Forschung und der Ergebnisse gewährleistet werden. Dabei gilt es zu beachten, dass umfassende
Gewährleistung von Reliabilität und Validität ein selten zu erreichender Idealzustand sind132 und
damit nur eine weitestgehende Annäherung versucht werden soll. 
In der qualitativen Forschung dagegen existiert solch ein vergleichbarer Konsens über Gütekriterien
128 Vgl. dazu Beetz, Stephan (2006): Ländliche Politik im demographischen Wandel, in: APuZ 21-22 (2006), S.26f.
129 Vgl. dazu Blatter, Jochaim K./ Janning, Frank/ Wagemann, Claudius (2007): Qualitative Politikanalyse – Eine
Einführung in Forschungsansätze und Methoden. Wiesbaden, S.36 und Behnke, Joachim/ Baur, Nina/ Behnke
Nathalie (2006): Empirische Methoden der Politikwissenschaft. Paderborn u.a., S.115ff und Behnke, Joachim u.a.
(2006)a: Qualitative und Quantitative Zugänge: Eine integrative Perspektive, in: Behnke, Joachim u.a. (Hrsg.):
Methoden der Politikwissenschaft – neuere qualitative und quantitative Analyseverfahren. Baden-Baden, S.17.
130 Vgl. dazu Behnke 2006: S.119.
131 Vgl. dazu Boley 2009: S.36.
132 Vgl. dazu Cropley, Arthur J. (2002): Qualitative Forschungsmethoden. Eine praxisnahe Einführung. Eschborn,
S.29f.
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bisher nicht.133 Die Autoren Laudel und Gläser verweisen hier auf vier methodologische Prinzipien,
die „die Beurteilung und Auswahl von Untersuchungsstrategien und Methoden anleiten sollen“134.
Beim  Prinzip  der  Offenheit  wird  vom  Forschenden  gefordert,  dass  er  bei  seinen  empirischen
Untersuchungen  offen  gegenüber  unerwarteten  Informationen  sein  muss.  Das  Prinzip  des
theoriegeleiteten  Vorgehens  soll  sicherstellen,  dass  man  die  Untersuchungen  an  vorhandenes
theoretisches Wissen anschließt, um somit den Wissensstand voranzubringen. Mit dem Prinzip des
regelgeleiteten  Vorgehens wird  die  intersubjektive  Nachvollziehbarkeit  des  Forschungsprozesses
abgedeckt. „Dabei geht es nicht um eine exakte Wiederholung von empirischen Untersuchungen –
dies  ist  ein  Spezialfall,  der  auch  in  den  Naturwissenschaften  nur  selten  auftritt.“135 Als
ausreichendes  Prinzip  wird  hier  eine  möglichst  exakte  Nachvollziehbarkeit  des  Untersuchungs-
prozesses  angestrebt.  Das  Prinzip  vom  Verstehen  als  'Basishandlung'  sozialwissenschaftlicher
Forschung  legt  das  Augenmerk  darauf,  dass  das  Verstehen  einer  Handlung,  gleichzeitig  eine
Interpretation der Handlung der Anderen ist, in die unsere subjektive Deutungen mit einfließen. Die
Anwendung der Triangulation kann eine Möglichkeit sein, um für mehr Validität in empirischer
Forschung  zu  sorgen.  Dabei  steht  ein  Mix  von  verschiedenen  Methoden,  Forschern,
Untersuchungsgruppen  und  theoretischen  Perspektiven bei  der  Analyse  eines  Forschungsgegen-
stands im Blickpunkt,  mit  dem Ziel,  die jeweiligen Schwachstellen der  einzelnen Ansätze auch
durch die Kombination von qualitativer und quantitativer Methoden zu kompensieren.136
In der qualitativen Forschung spielt die Reliabilität dagegen nur eine untergeordnete Rolle, da hier
der Forscher bei seinen Untersuchungen weniger auf standardisierte Messverfahren setzt.137 Damit
ist bei qualitativen Untersuchungsverfahren die Wiederholbarkeit von Erhebungen, vor allem auf
der Basis von Interviews oder Beobachtungen, kaum zu gewährleisten. 
Bei  der  Gegenüberstellung der  Gütekriterien  von  qualitativer  und  quantitativer  Forschung wird
deutlich,  dass  erstere  ihren  Schwerpunkt  auf  der  Analyse  der  empirischen  Informationen  legt,
während die Zweite den Erhebungsprozess in den Blickpunkt stellt. Beide mahnen aber zu „eine[m]
reflektierten Umgang mit dem Erhebungs- und Analyseprozess“138.
133 Vgl. dazu Schnapp 2006: S.17.
134 Gläser, Jochen/ Laudel, Grit (2009): Experteninterviews und qualitative Inhaltsanalyse. Wiesbaden, S.29.
135 Ebenda: S.32.
136 Vgl. Blatter 2007: S.37 und Pickel, Susanne (2009): Die Triangulation als Methode in der Politikwissenschaft, in:
Pickel, Susanne u.a. (Hrsg.): Methoden der vergleichenden Politik- und Sozialwissenschaft – neue Entwicklungen
und Anwendungen. Wiesbaden, S.518.
137 Vgl. dazu Lamnek, Siegfried (2005): Qualitative Sozialforschung. Weinheim, Basel, S.168f.
138 Behnke 2006a: S.17. Vgl. dazu auch Pickel, Susanne u.a. (2009)a: Differenzierung und Vielfalt der vergleichenden
Methoden in den Sozialwissenschaften, in: Pickel, Susanne u.a. (Hrsg.): Methoden der vergleichenden Politik- und
Sozialwissenschaft – neue Entwicklungen und Anwendungen. Wiesbaden, S.11.
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3.2.2. Quantitative und qualitative Forschung
„Die  empirische  Sozialforschung  wird  im  Allgemeinen  in  quantitative  und  qualitative
Sozialforschung unterteilt,  die als grundverschiedene Typen von Forschung gelten.“139 In diesem
Zusammenhang war es bisher üblich, dass die Protagonisten beider 'Lager' in den Frontstellungen
ihrer  Vorgehensweise  verhaftet  blieben  und  weiterhin  mit  Ausdauer  Debatten  über  die  der
empirischen Forschung angemessenen Verfahren führten.140 Diese Gegenüberstellung der  beiden
Ansätze  finden  in  der  sozialwissenschaftlichen  Forschung dagegen  keine  Entsprechung.  In  der
Praxis vermischt sich die Methodik beider Ansätze. In der letzten Zeit ist daher auch folgerichtig in
der wissenschaftlichen Diskussion einen Schwerpunkt auf Ansätze gelegt worden, die versuchen
diese Frontstellung aufzulösen und daher eine Kombination von beiden Verfahren vorschlagen.141
Dabei sollen die Vorteile der beiden methodologischen Vorgehensweisen in Kombination helfen die
jeweiligen Schwächen zu minimieren.
Die  quantitativen  Methoden  haben  dann  einen  Vorteil,  wenn man „für  die  Beantwortung  einer
Forschungsfrage  aus  Theorien  abgeleitete  Hypothesen“142 testen  will.  Idealtypisch  wird  hierbei
meist  eine hohe Fallzahl  verwendet,  die  mit  Hilfe  der  numerischen Codierung und statistischer
Verfahren ausgewertet werden. Für die Erhebung der Daten greifen quantitative Forscher in der
Regel  „auf  standardisierte Befragung,  die stark strukturierte  Beobachtung bzw. Bildanalyse,  die
quantitative Inhaltsanalyse oder Aggregatdaten zurück“143.  Die Auswertung erfolgt  mit der Hilfe
vom computergestützten  Auswertungsprogrammen.  Im  Blickpunkt  des  Ansatzes  steht  dabei  der
Versuch, möglichst generalisierbare Ergebnisse zu produzieren. Dieser Grad der Standardisierung
wird  bei  der  qualitativen  Forschung  in  der  Regel  nicht  erreicht.  „Qualitative  Forschung
rekonstruiert Sinn oder subjektive Sichtweisen […].“144 Man verwendet hier häufig nur eine geringe
Anzahl  von  Fällen  bzw.  nur  einen  Einzelfall,  die  oder  der  bewusst  durch  die  Anleitung  von
Kriterien  ausgewählt  wurden.  Die  Erhebung  der  Daten  erfolgt  dann  offen  durch  nicht
standardisierte Interviews, Beobachtungen oder durch Texte, die im Zuge von Prozessen generiert
wurden. Hierbei geht es darum, den Forschungsgegenstand möglichst tiefgründig und umfassend zu
erfassen.  „[Die  qualitative  Forschung] bemüht  sich  dabei,  ein  möglichst  detailliertes  und
vollständiges Bild der zu erschließenden Wirklichkeitsausschnitte zu liefern. Dabei vermeidet sie
139 Gläser 2009: S.24.
140 Vgl. dazu Schnapp 2006: S.11, Gläser 2009: S.24f und Blatter 2007: S.25.
141 Vgl. dazu Pickel 2009: S.517.
142 Boley 2009: S.36.
143 Behnke 2006: S.34.
144 Vgl. Helffrich, Cornelia (2004): Die Qualität qualitativer Daten – Manual für die Durchführung qualitativer
Interviews. Wiesbaden, S.19.
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soweit  wie  möglich,  bereits  durch  rein  methodische  Vorentscheidungen  den  Bereich  möglicher
Erfahrung  einzuschränken  […].“145 In  der  Datenaufbereitung  werden  diese  Daten  meist
transkribiert, geordnet und möglicherweise in ein computergestütztes Programm der qualitativen
Datenanalyse eingeführt. 
Festzuhalten bleibt,  dass „der Übergang zwischen qualitativer  und quantitativer Sozialforschung
[...]  fließend  [ist]“146 und dass  die  Entscheidung,  ob man sich  auf  ein  Verfahren  oder  auf  dem
Methodenmix  in  seinem  Forschungsprojekt  bezieht,  stark  von  der  Forschungsfrage  und  dem
möglichen Erkenntnisgewinn abhängt. 
3.2.3. Das Experteninterview als Methode
Im Bereich der qualitativ-empirischen Forschung gibt es eine große Anzahl an Interviewformen mit
jeweils eigenen Schwerpunkten147, so zum Beispiel das Experteninterview.
Ein  einheitliches  Konzept  des  Experteninterviews  existiert  in  der  aktuellen  wissenschaftlichen
Diskussion nicht.148 Dazu kommt eine bisher rudimentäre theoretisch-methodologische Fundierung
des Experteninterviews als eine Form der Datengewinnung.149 Die Sozialwissenschaftler Menz und
Bogner unterscheiden drei Formen von Experteninterviews – das explorative, das systematisierende
oder das theoriegenerierende Experteninterview.150 Dabei konzentriert man sich auf den Zweck bzw.
das Ziel der Befragung. Gläser erweitert diesen Fokus und klassifiziert die Interviews anhand von
drei Merkmalen: 
1. Zweck des Interviews
2. Technik der Datenerhebung
3. technischer Aspekt der Befragung.151
145 Vgl. Kardoff, Ernst von (1995): Qualitative Sozialforschung – Versuch einer Standortbestimmung, in: Flick, Uwe
u.a. (Hrsg.): Handbuch qualitative Sozialforschung. Grundlagen, Konzepte, Methoden und Anwendungen.
Weinheim, S.4.
146 Behnke 2006: S.35.
147 Einen guten Überblick hierzu gibt Helffrich 2004: S.24f.
148 Vgl. Bogner, Alexander/ Menz, Wolfgang (2005): Expertenwissen und Forschungspraxis: Die
mondernisierungstheoretische und die methodische Debatte um die Experten. Zur Einführung in ein
unübersichtliches Problemfeld, in: Bogner, Alexander/ Littig, Beate/ Menz, Wolfgang (Hrsg.): Das
Experteninterview – Theorie, Methode, Anwendung. Wiesbaden, S.20.
149 Ebenda. Und Meuser, Michael/ Nagel, Ulrike (2009): Das Experteninterview – konzeptionelle Grundlagen und
methodische Anlage, in: Pickel, Susanne u.a. (Hrsg.): Methoden der vergleichenden Politik- und Sozialwissenschaft
– neue Entwicklungen und Anwendungen. Wiesbaden, S.465.
150 Vgl. dazu Bogner, Alexander/ Menz, Wolfgang (2005)a: Das theoriegenerierende Experteninterview –
Erkenntnisinteresse, Wissensformen, Interaktion, in: Bogner, Alexander/ Littig, Beate/ Menz, Wolfgang (Hrsg.): Das
Experteninterview – Theorie, Methode, Anwendung. Wiesbaden, S. 37f.
151 Vgl. Gläser 2009: S.41ff.
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Die Auswahl  der  Experten wird anhand des  relevanten Forschungsinteresse vorgenommen.  Das
bedeutet, dass das Expertendasein immer ein relationaler Status ist.152 Der Status des Experten wird
daher maßgeblich durch den Forscher selbst bestimmt und ist auch nur auf den Bereich, der für das
Forschungsinteresse  relevant  ist,  begrenzt.  „Experten  sind  Personen,  die  aufgrund  ihrer
(beruflichen) Stellung über [für das Forschungsinteresse] spezifisches Wissen und Kenntnisse über
spezielle Kontexte verfügen.“153 Durch die Durchführung von Interviews mit diesen Experten soll
deren Wissen für das Forschungsvorhaben erschlossen werden. 
Diese  Arbeit  stützt  sich  auf  halbstandardisierte  Interviews,  bei  denen  die  Fragen  mehrheitlich
vorgegeben sind. Dieses Design wird auch als Leitfadeninterview bezeichnet. Der Vorteil liegt dabei
darin, dass die Formulierungen der einzelnen Fragen sowie die Abfolge der Fragen während der
Befragung relativ offen kombiniert werden können. Der Leitfaden gibt daher lediglich die Fragen
vor,  welche vom Gesprächspartner unbedingt beantwortet  werden müssen. Die Antwortmöglich-
keiten sind dagegen nicht vorgegeben, können daher mehr oder weniger umfangreich und ergiebig
ausfallen.  Gleichzeitig  ist  es  legitim,  zu jedem Sachverhalt  Nachfragen  zu  stellen  und  so  dass
erhobene Wissen zu ergänzen. Diese Form des Interviews orientiert  sich aufgrund seiner wenig
standardisierte  Form an  einen  natürlichen  Gesprächsverlauf  und  schafft  somit  eine  angenehme
Gesprächsatmosphäre.154 Mit  Hilfe  des  Leitfadeninterviews können daher  sowohl  die  Breite  als
auch die Tiefe des Forschungsgegenstands erschlossen werden. Aus forschungspraktischen Gründen
führt dies in der Konsequenz dazu, dass nur eine geringe Anzahl an Interviews durchgeführt werden
müssen. Die Interviews wurden in beiden Untersuchungsschritten in der Mehrheit in face-to-face-
Situationen durchgeführt. 
3.2.4. Der Einsatz von Fallstudien als Methode 
Fallstudien werden in der politikwissenschaftlichen Forschung sehr umfangreich verwendet, wobei
für sie keine einheitliche methodologischen Grundlagen, sondern unterschiedliche Konzepte und
Definitionen  existieren.155 „Fallstudien  sind  dann  sinnvoll  und  angemessen,  wenn  komplexe
Phänomene untersucht werden sollen.“156 Ihr Stärke liegt im Aufdecken und Testen kausaler und
152 Vgl. Meuser, Michael/ Nagel, Ulrike (2005): Experteninterviews – vielfach erprobt, wenig bedacht. Ein Beitrag zur
qualitativen Methodendiskussion, in: Bogner, Alexander/ Littig, Beate/ Menz, Wolfgang (Hrsg.): Das
Experteninterview – Theorie, Methode, Anwendung. Wiesbaden, S.73. 
153 Boley 2009: 40f.
154  Vgl. dazu Gläser 2009: S.42.
155 Vgl. dazu die Charakterisierungen in Blatter 2007: S.123f.
156 Muno, Wolfgang (2009): Fallstudien und die vergleichende Methode, in: Pickel, Susanne u.a. (Hrsg.): Methoden der
vergleichenden Politik- und Sozialwissenschaft – neue Entwicklungen und Anwendungen. Wiesbaden, S.123.
30
sozialer Zusammenhänge.157 Sie ermöglichen eine umfassende und detaillierte Untersuchung von
einem oder in einer vergleichenden Perspektive von mehreren wenigen Fällen. In der Phase der
Exploration  können  Fallstudien  zur  Generierung  von  Theorien  verwendet  werden.  Ein  anderer
Ansatz  nutzt  Fallstudien  zur  Hypothesenprüfung.158 Im  ersten  Fall  gehen  sie  induktiv  vor  und
versuchen über die nähere Beleuchtung eines einzelnen Falles Hypothesen zu erstellen. Bei der
Hypothesenüberprüfung wird deduktiv vorgegangen, um anhand von einen oder mehreren Fällen
bestehenden Annahmen zu überprüfen. Bei letzterer Form gilt es zu beachten, „dass Fallstudien nur
dann  im  Sinne  einer  Bewährung  einer  Theorie  interpretiert  werden  dürfen,  wenn  die  Theorie
unabhängig von der  Durchführung der  Fallstudie formuliert  worden ist“159.  Als dritte  Kategorie
existiert eine Vermengung beider Vorgehensweisen.
Durch  die  Fallstudie  soll  in  allen  drei  Fällen  ein  Zusammenhang  zwischen  mindestens  zwei
Variablen, davon jeweils eine als abhängige und eine als unabhängige, untersucht werden. Aufgrund
der fehlenden Kontrolle aller Drittvariablen, die dem nichtexperimentellen Versuchsaufbau160 der
Fallstudien  geschuldet  ist,  kann  der  beobachtete  Zusammenhang nicht  verallgemeinert  werden,
sondern gilt nur für die ausgewählten Fälle161. Deshalb muss die Auswahl der Fälle gut überlegt
sein. 
Die  Auswahl  der  Fälle  sollte  sich  daran  orientieren,  dass  einerseits  eine  gewisse  Variation  an
zentralen  Variablen  und  Einflussfaktoren  gewährleistet  wird  und  andererseits  intervenierende
Variablen  oder  Einflussfaktoren  nicht  voneinander  abweichen.162 Darüber  hinaus  gibt  es  noch
spezielle Strategien, um eine Auswahl an Fällen zu treffen. Gläser unterscheidet hier zwischen der
Auswahl typischer Fälle, von Extremfällen oder der Suche nach empirischen Gegenbeispielen. Für
welche  Strategie  man  sich  entscheidet,  ist  von  der  Forschungsfrage  und  dem  Untersuchungs-
gegenstand abhängig. Die Anzahl der Fälle, die in einer Untersuchung Berücksichtigung finden,
werden nach Gläser und Laudel u.a. von den folgenden Faktoren determiniert – Anzahl geeigneter
Kandidaten, Variation wichtiger Variablen und forschungspraktische Gründe.163
157 Vgl. Muno 2009: S. 125. 
158 Vgl. Behnke 2006: S.75.
159 Ebenda: S.78.
160 Das Experiment gilt als idealtypischer Versuchsaufbau. Der Zusammenhang zwischen unabhängigen und
abhängigen Variablen ist, aufgrund der angenommenen, sehr starken Kontrolle der intervenierenden Variablen,
deutlich nachvollziehbar.
161 Vgl. Behnke 2006: S.73.
162 Vgl. Gläser 2009: S.98.
163 Ebenda: S.97f.
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3.3. Forschungsdesign der Arbeit 
In  einem Forschungsfeld,  welches  bisher  nur wenig empirische Aufmerksamkeit  erlangte164 und
damit durch einen hohen Grad an Unerschlossenheit gekennzeichnet ist, bietet es sich an, qualitativ-
empirische  Methoden  anzuwenden165.  Dies  trifft  auf  dem  Bereich  der  Herausarbeitung  von
Erfolgsfaktoren  der  Energieautonomie  in  sächsischen  Kommunen  zu.166 Dazu  kommt,  dass  die
Anzahl der in die Betrachtung einfließenden Gemeinden im Freistaat Sachsen stark eingegrenzt ist.
Um  die  Frage  nach  dem  Vorhandensein  von  fördernden  und  hemmenden  Faktoren  für  die
Umsetzung von kommunaler Energieautonomie beantworten zu können, wurde in dieser Arbeit eine
dreistufige Vorgehensweise gewählt, die in den folgenden Abschnitten detailliert dargestellt wird.
3.3.1. Literaturauswertung
In  einem  ersten  Schritt  erfolgte  die  Auswertung  der  relevanten  vorliegenden  Literatur. Das
Zusammentragen  dieser  Literatur  erfolgte  auf  zwei  Wegen.  Zuerst  wurde  eine  umfassende
Literaturrecherche  durchgeführt,  welche  sich  aufgrund  des  Mangels  an  gedruckter  Literatur,
maßgeblich auf Literatur aus dem Internet stützte. Im Anschluss wurde auf der Basis der Ergebnisse
die  relevante  Literatur  zusammengetragen  und  ausgewertet.  Als  Ergebnis  sollten  so  die  in  der
Literatur  identifizierten  Faktoren  von  Energieautonomieprozessen  sowie  die  daran  maßgeblich
beteiligten  Akteure  zusammengetragen  und  zusammengefasst  werden.  Gleichzeitig  sollte  dabei
aufgeklärt  werden,  ob  für  diesen  Themenbereich  bereits  verallgemeinerbare  Modelle  bzw.
Annahmen existierten.  Da letztere durch die Literaturanalyse nicht  identifiziert  werden konnten,
übernehmen  die  im  Rahmen  der  Literaturauswertung  zusammengetragenen,  den
Energieautonomieprozess  beeinflussenden Faktoren die Funktion einer „theoretischen Basis“ für
die weiteren Untersuchungsschritte. Aufgrund der begrenzten Informationen und Datenlage zu den
entsprechenden  Prozessen  im  Bundesland  Sachsen  im  Besonderen  bzw.  in  den  neuen
Bundesländern im Allgemeinen wurde im Anschluss durch eine erneute, weitestgehend webbasierte
Literaturrecherche  eine  Anzahl  an  Experten  zusammengetragen,  die  sich  im  Bereich  der
Energieautonomie,  im  überwiegenden  Fall  beruflich  und  interessengeleitet  bedingt,  auskennen
könnten. 
164 Vgl. dazu Kapitel 1.2. 
165 Boley 2009: S.38.
166 Hierzu auch das Kapitel 4.1. Literaturanalyse. 
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3.3.2. Die erste Runde der Experteninterviews
Diese  erste  Runde  von  Experteninterviews  mit  Akteuren  aus  dem Bereich  der  Wirtschaft,  der
Politik, der Politikberatung, der Verwaltung und aus zivilgesellschaftlichen Zusammenhängen hatte
maßgeblich  explorativen  Charakter,  um  bisher  unerschlossene  Bereiche  des  Forschungsgegen-
standes  zu  erhellen.  Diese  große  Bandbreite  an  Experten  ist  ratsam,  da  die  Interviewpartner
„aufgrund ihrer  spezifischen  Stellung in  dem zu rekonstruierenden Prozess  jeweils  über  andere
Informationen verfügen“167.  Darüber hinaus ist  es höchst  unwahrscheinlich,  dass ein Gesprächs-
partner über alle die den Forschungsgegenstand betreffenden maßgeblichen Informationen verfügt.
Ein weiterer Grund möglichst Experten aus verschiedenen Bereichen zu befragen, liegt darin, dass
Experten fast immer milieugebunden sind und daher Sachverhalte mutwillig oder unbewusst nicht
erwähnen  könnten.  Die  Auswahl  und  Anzahl  der  zu  befragenden  Akteure  wurde  durch  die
folgenden Fragen168 bestimmt:
1. Wer verfügt über die relevanten Informationen?
2. Wer ist am ehesten in der Lage, präzise Informationen zu geben?
3. Wer ist am ehesten bereit, Informationen zu geben?
4. Wer von den Informanten ist verfügbar?
Einerseits  sollten dabei  mit  einem besonderen Blick auf dem sächsischen Kontext  weitere oder
zusätzliche hemmende und fördernde Faktoren für Energieautonomieprozesse identifiziert werden.
Andererseits sollten sie die für die Fallauswahl in Frage kommenden sächsischen Kommunen und
die  in  ihnen  den  Energieautonomieprozesses  maßgeblich  initiierenden  und  tragenden  Akteure
identifizieren. 
3.3.3. Extrahieren  und  Zusammenführen  von  hemmenden  und  fördernden  
Faktoren  aus  Literaturauswertung  und  überkommunalen    
Experteninterviews
Im nächsten Schritt wurden die Ergebnisse der beiden vorher durchgeführten Analyseschritte, mit
Hilfe der Häufigkeitsfeststellung der genannten Faktoren zusammengeführt bzw. ergänzt. Daraus
ließ sich dann die Ableitung von 17 fördernden Faktoren sowie sieben hemmenden Faktoren als
abhängige Variablen für  die unabhängige Variable des  Erfolgs eines  Energieautonomieprozesses
167 Gläser 2009: S.117.
168 Vgl. Gordon, Raymond L. (1975): Interviewing. Homewood Illinois, S.196-197. Hier in der Übersetzung von Gläser
2009: S.117.
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vornehmen.  Berücksichtigt  wurden  dabei  alle  Faktoren,  die  entweder  von  der  Mehrheit  der
Experten  als  solche  identifiziert  wurden  oder  in  der  Mehrzahl  des  der  Literaturauswertung  zu
Grunde  liegenden  Korpus  benannt  wurden.  Aufgrund  der  nur  sehr  geringen  Benennung  von
hemmenden  Faktoren  in  der  gesichteten  Literatur  wurde  das  Auswahlkriterium  hier  reduziert.
Gleichzeitig wurde nun die endgültige Auswahl der Fallbeispiele vorgenommen. Das Festlegen auf
fünf  Fallbeispielen  hatte  dabei  maßgeblich  forschungspraktische  Gründe  und  wurde  durch  das
Vorhandensein geeigneter Fälle beeinflusst. Einerseits wächst mit jedem weiteren Fall der Aufwand
für die Erhebung und Auswertung der Daten, andererseits sind in Sachsen bisher nur sehr wenige
Kommunen den Weg in der Richtung der Umsetzung der Energieautonomie aktiv gegangen. 
3.3.4. Experteninterviews mit Akteuren aus den Fallbeispielen
Die  aus  der  Literaturrecherche  ausgewählten  Faktoren  werden  hier  als  abhängige  Variablen  in
Bezug auf  die unabhängige Variable Erfolg im Energieautonomieprozess operationalisiert.169 Im
Zuge dieses Prozesses werden verschiedene Dimensionen der entsprechenden Variablen identifiziert
und in Fragen für den Interviewleitfaden überführt.170 Um hierbei die Offenheit des Forschungs-
prozesses  zu  gewährleisten,  wurden  in  der  Regel  offene  Fragen  formuliert.  Dies  ermöglicht
ebenfalls  das Generieren von nicht  vorhergesehenen Antworten.  Als Experten für diesen Schritt
wurden Akteure ausgewählt, die an dem Prozess der Initiierung bzw. der Durchführung des lokalen
Energieautonomieprozesses  beteiligt  sind  oder  waren.  In  der  Regel  wurde  versucht  für  jede
Kommune zwei bis drei Interviews mit Akteuren aus dem Bereich Politik und Verwaltung sowie aus
dem  zivilgesellschaftlichen  bzw.  wirtschaftlichen  Bereich  durchzuführen.  In  der  Praxis  der
Durchführung  war  dieses  Ziel  nicht  immer  zu  hundert  Prozent  durchführbar.  Gerade  in  der
Kommune  Ostritz/St.Marienthal  konnten  bspw.  die  Bürgermeisterin  und  der  Vorsitzende  des
Internationalen Begegnungszentrums (IBZ) nicht befragt  werden, da sie aufgrund der durch die
Neißehochwasser im Jahre 2010 angerichteten Schäden, keine Zeit für ein Interview hatten.
Die Interviews wurden in fünf sächsischen Kommunen durchgeführt. 
3.3.5. Auswertung der Interviews und Schlussfolgerungen
Die Aufbereitung von qualitativ erhobenen Daten unterscheidet sich maßgeblich von denen der im
größeren Umfang genutzten quantitativen Forschung erhobenen Daten.171 Der Sozialwissenschaftler
169 Vgl. dazu Kapitel 5.
170 Vgl. dazu den Interviewleitfaden II im Anhang II.
171 Vgl. dazu Häder 2006: S.401.
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Häder beschreibt dies wie folgt: „Ein Anliegen der qualitativ ausgerichteten Sozialforschung besteht
darin, möglichst  die Einzigartigkeit  […] jedes Falles gerecht zu werden und dabei deren Typik
herauszuarbeiten  und schließlich  strukturelle  Regelmäßigkeiten  zu  erkennen.“172 Im  Mittelpunkt
steht dabei die Aufgabe die vorliegenden Interviews durch ein systematisches Verfahren, durch die
Entnahme der relevanten Informationen mit Hilfe eines Analyserasters, auf der Basis der auf den
theoretischen  Vorüberlegungen  konzipierten  Untersuchungsvariablen,  auszuwerten. Das  daraus
abgeleitete Kategoriensystem ist geprägt durch seine prinzipielle Offenheit, die es ermöglicht, es an
die zu extrahierende Informationen anzupassen und stetig weiter zu entwickeln.173 Als geeignetes
Verfahren  dafür  hat  sich  die  qualitative  Inhaltsanalyse  auf  der  Basis  der  Überlegungen  von
Mayring174 bewährt.  In  einem ersten  Schritt  werden  dabei  die  durch  die  Interviews  erhobenen
Informationen zu den verschiedenen Kategorien zugeordnet. Diese Zuordnung ist dabei stark von
der Interpretation des Extrahierenden abhängig175 und muss daher mit größtmöglicher Transparenz
durchgeführt werden. Im nächsten Schritt werden die Daten aufbereitet. Es werden die verstreuten
Informationen zu den einzelnen Kategorien zusammengefasst, offensichtliche Fehler korrigiert und
Redundanzen  zusammengefasst.176 Abschließend  werden  die  Ergebnisse  der  durchgeführten
Interviews  mit  Hilfe  des  Ragin-Ansatzes  ausgewertet  und  überprüft177,  welche  der  in  der
Literaturanalyse extrahierten, den Energieautonomieprozess beeinflussenden Faktoren in den fünf
Kommunen  nachweisbar  sind.  In  der  nächsten  Stufe  wird  das  Vorhandensein  der  fördernden
Faktoren bei den drei erfolgreicheren Kommunen überprüft sowie die hemmenden Faktoren bei den
zwei  weniger  erfolgreichen  Kommunen  untersucht.  Diese  müssten  dann  bei  allen  sächsischen
Kommunen dieser Größenordnung mit dem Ziel der Energieautonomie überprüft werden. Dafür ist
der  Rahmen  dieser  Arbeit  zu  begrenzt.  Dieser  Schritt  könnte  daher  die  Aufgabe  zukünftiger
Untersuchungen auf dem Gebiet sein.  Auf der Basis der gewonnenen Ergebnisse wird dann im
Anschluss versucht, eine Strategie für das systematische Vorgehen in Richtung Energieautonomie
zu entwickeln.
172 Vgl. dazu Häder 2006: S.442.
173 Vgl. dazu Gläser 2009: S.201.
174 Mayring, Phillip (2002): Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen und Techniken. Weinheim.
175 Vgl. Gläser 2009: S.201.
176 Ebenda.
177 Vgl. dazu das Kapitel 6.3.
35
4. Vorarbeiten: Abstrahieren von hemmenden und fördernden Faktoren
In diesem Kapitel wird anhand der Literaturanalyse und einer ersten Interviewrunde mit Experten
aus interkommunalen Kontexten ein Modell von möglichen hemmenden und fördernden Faktoren
für die beginnende Umsetzung bzw. Einführung der Energieautonomie gesucht. Die in den Kapiteln
4.1. und 4.2. herausgearbeiteten Faktoren werden in Kapitel 4.3. zusammengeführt und dann für die
weitere Untersuchung als Thesen  betrachtet,  die  anhand von fünf  Fallbeispielen in  Sachsen im
Kapitel 5 und 6 empirisch auf ihre Stichhaltigkeit überprüft werden.
4.1. Faktoren aus Literatur und Leitfäden
Die Einführung und Umsetzung von Energieautonomie in Kommunen ist sehr komplex und umfasst
eine  Vielzahl  von  Ebenen,  Akteuren  und  Fragestellungen,  die  bei  der  Analyse  des  gesamten
Themenspektrums  beachtet  werden  müssen.  Aufgrund  der  bisher  fehlenden  systematischen
theoretischen Grundlagen  stützt  sich diese Arbeit  für  die Systematisierung und der  Vielzahl  an
identifizierten Faktoren maßgeblich auf die sehr umfangreichen Ausführungen des Leitfadens für
„Kooperative Regionalentwicklung“178 der Hochschule Neubrandenburg,  der mit  Blickpunkt  auf
das regional nachhaltige Entwicklungsmanagements konzipiert wurde. Der Schwerpunkt liegt auf
der  nachhaltigen  Entwicklung  einer  Region,  wobei  versucht  wird,  den  Prozess  aus  seinen
unterschiedlichen  Dimensionen heraus  umfassend zu ordnen.  In  diesem Kontext  kann auch die
Bestrebung  von  Kommunen,  eine  energiepolitische  Transformation  der  Energieversorgung  in
Richtung Energieautonomie zu verwirklichen, eingeordnet werden. Auch diese müssen sich dabei
über  die  Grenzen  ihres  Gebietes  hinweg  mit  externen  Rahmenbedingungen  und  Akteuren
auseinandersetzen.  Gleichzeitig  haben  gerade  kleinere  Kommunen  mit  Restriktionen  in  der
Bereitstellung  von  finanziellen  wie  auch  personellen  Ressourcen  zu  kämpfen.179 Diese
Kleinräumigkeit  von  nicht  allzu  großen  Kommunen  wird  in  der  Literatur  dagegen  ambivalent
gesehen. Auf der einen Seite wird die Kommunikation vor Ort durch die persönliche Bekanntschaft
der Akteure erleichtert180, andererseits scheint es teilweise sehr schwierig zu sein, geeignete Akteure
178 Schmidt, Elfriede u.a. (2002): Kooperative Regionalentwicklung – Managementleitfaden für regionale Kooperation.
Berlin.
179 Vgl. dazu Bull, Hans Peter (2008): Kommunale Gebiets- und Funktionalreform – aktuelle Entwicklung und
grundsätzliche Bedeutung, in: Die Moderne Stadt 2 (2008), S.288f.
180 Vgl. dazu Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien (2010): Kompass für die Entwicklung nachhaltiger
100%-Erneuerbare-Energie-Regionen – Orientierungspunkte, Erfolgsfaktoren, Beispiele. Kassel, S.2 sowie Brachat-
Schwarz, Werner (2005): Zur Größenstruktur der Gemeinden in den Landkreisen Baden-Württembergs, in:
Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 1 (2005), S.51.
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für  den  Umsetzungsprozess  zu  finden181.  Auffällig  ist  auch  hier,  dass  man  sich  in  dem
Mangementleitfaden wieder auf die regionale Ebene bezieht, in der diese Prozesse ablaufen und
dass man sich auf die Erfahrungen in der Praxis zur Ableitung von Erfolgsfaktoren stützt. So heißt
es explizit:  „Im Leitfaden geht es [nicht] darum, den Prozess kooperativer Regionalentwicklung
wissenschaftlich-theoretisch zu beschreiben und zu erklären […].“182
Der  Leitfaden  unterteilt  die  Erfolgsfaktoren  in  drei  Dimensionen  –  aus  der  Perspektive  der
Menschen,  die  sich  für  die  entsprechenden  Entwicklungen  engagieren,  aus  der  Richtung  des
Konzeptes,  das  auf  die  spezielle  Situation  vor  Ort  zugeschnitten  ist  und  von  allen  relevanten
Akteuren auch mitgetragen werden sollte sowie auf den Blickpunkt des Umsetzungsprozesses, d.h.
„[die] im Rahmen der Kooperation entwickelten Strukturen, Abläufe und Verfahren, das Prozess-
und  Projektmanagement“183.  Als  eine  weitere  Dimension  werden  die  gesamtgesellschaftlichen
Rahmenbedingungen und Traditionen in der Region benannt. Dieser Ansatz wird in dieser Arbeit
ebenfalls mit aufgenommen, da sich während der Literaturrecherche eine Reihe von Rahmenbe-
dingungen herauskristallisiert haben, die ebenfalls einen negativen oder positiven  Einfluss bei der
Initiierung und Umsetzung von kommunaler und regionaler Energieautonomiebestrebungen haben,
wie der nachfolgende Überblick an relevanten Leitfäden zeigen wird.
Einer der Leitfäden, der sich mit der Thematik Energieautonomie beschäftigt, ist der „Kompass für
die Entwicklung nachhaltiger 100%-Erneuerbarer-Energie-Regionen“. Er wurde im Jahr 2010 vom
Kompetenznetzwerk  Dezentrale  Energietechnologien  (deENet)  in  Zusammenarbeit  mit  der
Universität  Kassel  erarbeitet.  Die  zentrale  These  lautet  hier,  dass allgemeine  Strategien  und
übertragbare  Erfolgsfaktoren  für  die  Entwicklung  nachhaltiger  100%-Erneuerbarer-Energie-
Regionen existieren. Problematisch an dieser Analyse ist, dass die Erkenntnisse lediglich aus den
erfolgreich  betreuten  Projekten  und  einer  umfangreichen  Literaturrecherche  abgeleitet  wurden.
Ferner schränkt man im Folgenden die vorher genannte Aussage ein, indem man darauf hinweist,
dass  der  richtige  Weg individuell  für  jede  Region bzw.  Kommune gefunden werden muss.  Die
Verfasser  identifizieren  sieben  allgemeingültige  Erfolgsfaktoren, ohne  dabei  genauer  auf  die
notwendigen  Voraussetzungen  für  einen  Energiewendeprozess  einzugehen.  Benannt  werden  die
erfolgreiche Mobilisierung und Aktivierung der Akteure, eine adäquate Orientierung auf das Ziel,
181 Vgl. Thie, Hans (2007): Pilotstudie – Erneuerbare Energien und nachwachsende Rohstoffe als Entwicklungschance
für strukturschwache ländliche Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern. Bollewick. URL: http://www.thuenen-
institut.de/Publikationen/07_06_20_MV_Pilotstudie_Energie_Initiativen_Endbericht.pdf (Stand: 01.04.2011), S.54
und außerdem Spannowsky, Willy (2009): Interkommunale Kooperation bei der Erfüllung kommunaler Aufgaben,
in: Hauff, Michael von/ Tarkan, Bülent (Hrsg.): Nachhaltige kommunale Finanzpolitik für eine intergenerationelle
Gerechtigkeit. Baden-Baden, S.175f. und Neges, Birgit/ Schauer, Kurt (2007): Energieregionen der Zukunft –
Erfolgreich vernetzen und entwickeln. Graz, S.37. URL:
http://www.salzburg.gv.at/leitfaden_gesamt_end_druck_070711-2.pdf (Stand: 19.04.2011).
182 Schmidt 2002: S.7.
183 Ebenda 2002: S.5.
37
eine erfolgreiche Zielentwicklung, die funktionierende Institutionalisierung und Koordinierung des
Prozesses,  eine  geeignete  Kommunikation  und  Bewusstseinsschärfung  für  das  Thema  in  der
Bevölkerung, eine überregionale Vernetzung der Akteure und eine Evaluation bzw. ein Monitoring
des Prozesses.184 Diese Erkenntnisse bauen dabei hauptsächlich auf der Auswertung des  Projektes
"Strategien von Kommunen zur Erreichung von Klimaneutralität" auf, das in Form eines Leitfadens
der  deENet  ausgewertet  wurde.185 Dieser  Leitfaden  spezifiziert  die  fördernden  Faktoren
folgendermaßen: Maßgeblich für den Erfolg ist ein politischer Beschluss über die Erreichung der
kommunalen  Klimaneutralität.  Weitere  Faktoren  sind  bspw.  die  Verankerung  eines
Klimaschutzbewusstseins  in  allen  Gesellschaftsbereichen,  die  Einbeziehung  möglichst  aller
relevanten  kommunalen  Akteure,  die  Erstellung  eines  integrierten  Klimaschutzkonzeptes  und
Aktionsplans sowie die gesicherte Finanzierung des kommunalen Klimaschutzes. Dabei wird eine
starkes Augenmerk auf die den Prozess vorantreibenden und tragenden Akteure gelegt.
Ebenfalls unter der Verwendung eines akteurszentrierten Fokus identifiziert das Thünen-Institut für
Regionalentwicklung e.V.  ähnliche  Erfolgsfaktoren  in  seiner  Pilotstudie  „Erneuerbare  Energien
und nachwachsende Rohstoffe als Entwicklungschance für strukturschwache ländliche Kommunen
in  Mecklenburg-Vorpommern“  aus  dem  Jahre  2007.186 Diese  Studie  untersucht  die
Nutzungsmöglichkeiten EE als Entwicklungsimpuls in der Regionalentwicklung mit dem Ziel, die
ländlichen Regionen für ihre Bewohner attraktiver und zukunftssicher zu gestalten.  Der Erfolg ist
dabei abhängig von der Konstellation der Interessen der Akteure vor Ort, der jeweils spezifischen
Bedingungen und der Einbindung in überörtliche Netzwerke. Weiter stellt man in der Studie fest,
dass in der Tendenz mit der Breite und der Verschränkung der unterschiedlichen Handlungsebenen
auch  die  Effizienz  der  Einzelprojekte  steigt.  Dabei  ist  es  unbedingt  notwendig,  sich  die
unterschiedlichen Bewältigungsstrategien, Praxisformen und Akteurskonstellationen, die sich bisher
herausgebildet haben, anzusehen und somit den offenkundigen Gegensatzes zwischen den Chancen
des  ökologischen  Strukturwandels  einerseits  und  den  in  jeder  Hinsicht  komplizierten
Startbedingungen  andererseits  entgegenzuwirken.  Die  abschließende These  dieser  Untersuchung
lautet:  Je  stärker  die  objektiven  und  subjektiven  Barrieren  zur  Umsetzung  sind,  desto  mehr
Initiatoren  sind  gefordert,  um  diese  Projekte  anzustoßen,  Überzeugungsarbeit  zu  leisten  und
Interessen  zu  bündeln.  Damit  stellt  auch  diese  Studie  die  Bedeutung  der  Akteure  für  den
Energietransformationsprozess in den Blickpunkt. 
Das  Internetportal  www.kommunal-erneuerbar.de beschäftigt  sich  in  seiner  im  Jahr  2008
184 Vgl. Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien 2010: S.19.
185 Vgl. Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien (o.A.): Leitfaden – Sieben Schritte auf dem Weg zur
klimaneutralen Kommune – Erfahrungen aus dem Projekt „Strategien von Kommunen zur Erreichung der
Klimaneutralität“. Kassel.
186 Vgl. Thie 2007.
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publizierten  Broschüre  „Erneuerbare-Energie-Projekte  in  Kommunen“187 ebenfalls  mit
Erfolgsfaktoren für erneuerbare Energieprojekte auf der Ebene der Kommunen. Wichtige Faktoren,
die  hier  für  die  erfolgreiche  Umsetzung  solcher  Projekte  benannt  wurden,  sind  einerseits  die
maßgeblichen  Konflikte  im  Zuge  des  gesamten  Umsetzungsprozesses,  die  durch  ein
funktionierendes Konfliktmanagement zu vermeiden bzw. zu lösen sind, sowie die Einbindung der
wichtigsten  Akteure,  die  für  die  Planung  und  Umsetzung  von  Energieanlagen  von  besonderer
Bedeutung sind. Auch sieht man den Akteur als entscheidenden Faktor für die erfolgreiche Planung
und Umsetzung von Energieanlagen. Darüber hinaus nehmen die Kommunen die entscheidende
Rolle bei der Einführung von EE ein, da sie gleichzeitig als Planungs- und Genehmigungsinstanz
fungieren können. Die Kommunen und die Träger der Regionalplanung könnten so entscheidenden
Einfluss  auf  die  Nutzung  der  EE  durch  die  entsprechenden  positiven  Festlegungen  in
Regionalplänen,  Flächennutzungs-  und  Bebauungsplänen  sowie  durch  deren  Wirken  bei
Genehmigungsverfahren nehmen. 
In  Österreich,  wo  das  Thema  der  Energieautonomie  schon  länger  auf  der  politischen  und
öffentlichen  Agenden  steht,  wurde  2007  der  Bericht  des  LeitEr  „EnergieRegionen“188
veröffentlicht.  Dieser  analysiert  anhand  von  vier  österreichischen  Energieregionen  die  energie-
politischen Leitbildprozesse und Akteursnetzwerke auf regionaler Ebene und untersucht sie darauf,
wie sie Einfluss auf die konkreten Entscheidungen nehmen. Der Schwerpunkt des Berichtes liegt
dabei  auf  den  Voraussetzungen für  den Erfolg der  Energieautonomie.  Das  Vorhandensein  eines
parteipolitischen und wirtschaftsunternehmerischen Konsens in der Region wurde als der Faktor
identifiziert,  welcher  maßgeblich  den  Entwicklungsprozess  vorantreiben  würde.  Darüber  hinaus
wird der Existenz einer regionalen Kultur des Vertrauens und des Engagements für gemeinsame
Ziele  sowie  entsprechende  Strukturen  wie  Vereine  und  informelle  Netzwerke  als  notwendige
Voraussetzungen für Erfolge bei der Energiewende erachtet. Daher ist es unbedingt erforderlich, die
entsprechenden  personellen  Kapazitäten  aufzubauen  und  zu  institutionalisieren,  um  die
energiepolitischen Initiativen zu verstetigen und letztendlich erfolgreich umzusetzen. Gleichzeitig
betont  man  hier  auch  die  Relevanz  von  externen  Akteuren.  So  benötigt  man  bspw.  die
Unterstützung der Landesregierung für die Umsetzung solcher Projekte.
Den Faktor  regionale  Mentalität  und Stimmungslage als  einen  weiteren beeinflussenden  Faktor
identifiziert Dorothee Keppler in ihrem Aufsatz „Fördernde und hemmende Faktoren des Ausbaus
187 Agentur für Erneuerbare Energien (2008): Erneuerbare-Energien-Projekte in Kommunen – Erfolgreiche Planung
und Umsetzung. Berlin.
188 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie (Österreich) (2007): ‚EnergieRegionen’: Wirksame
Leitbildprozesse und Netzwerke zur regionalen Gestaltung sozio-technischen Wandels. URL:
http://www.nachhaltigwirtschaften.at/  edz_pdf/0729_energieregionen.pdf   (Stand: 01.04.2011).
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EE  in  der  Niederlausitz  und  im  Ruhrgebiet“189.  Hier  wird  deutlich  herausgestellt,  dass  durch
pessimistische  Zukunftsaussichten  und  Resignation  vor  Ort,  aufgrund  negativer  regionaler
Entwicklungen, es dazu kommen kann, dass die Bevölkerung vor Ort passiv verbleibt und nicht
bereit ist, sich an nachhaltigen energiepolitischen Transformationsprozessen zu beteiligen.190
Über  diese  näher  benannte  Literatur  hinaus  wurden  ergänzend  und  vergleichend  noch  weitere
Quellen für die Literaturanalyse verwendet191, die diese Befunde bestätigten. Sie fanden mit den
vorher  genannten  Faktoren  Niederschlag in  folgender  Auswahl  an  Faktoren.  Dabei  erfolgte die
Systematisierung der Faktoren auf der Basis der oben benannten Einteilung. Es wurde lediglich, um
einer  Verwechselung  vorzubeugen,  der  im  Leitfaden  verwendete  Terminus  Erfolgsfaktor  durch
Ebene ersetzt. Dabei wurde versucht ähnliche Nennungen in eine Kategorie zusammenzufassen, um
damit die Faktorenauswahl übersichtlicher zu gestalten:
189 Keppler, Dorothee (2008): Fördernde und hemmende Faktoren des Ausbaus EE in der Niederlausitz und im
Ruhrgebiet, in: Keppler, Dorothee u.a. (Hrsg.): Erneuerbare Energien ausbauen! Erfahrungen und Perspektiven
regionaler Akteure in Ost und West. München, S.21-72.
190 Vgl. hierzu Kapitel 2.2.2. 
191 Vgl. hierzu Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung (IZT) (2007): Erneuerbare Energien in
Kommunen optimal nutzen – Denkanstöße für die Praxis. URL: http://www.izt.de/fileadmin/downloads/pdf/SKEP/
SKEP_EE_in_Kommunen.pdf (Stand: 01.04.2011), Boley 2009, Reiche 2004 und Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser (Österreich) (2004): Gelingensfaktoren sozialer Prozesse zur Nachhaltigkeit.
URL:  http://www.nachhaltigkeitsberater.at/media/documents/gelingen_web.pdf (Stand: 01.04.2011).
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Abbildung 1: Erfolgsfaktoren bei regionalen/kommunalen erneuerbare Energieprojekten (Literatur
und Leitfäden)
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf der Basis der Literaturanalyse.
Bei den hemmenden Faktoren mussten an dem Auswahlkriterium der Identifizierung als Faktor in
der  Mehrheit  der  gesichteten  Literatur  Abstriche  gemacht  werden.  Hier  zeigt  sich,  dass  den
hemmenden Faktoren  offensichtlich weniger  Aufmerksamkeit  zu Teil  wurde.  In  der  Folge  sind
daher  nur  die  Faktoren  ausgewählt  worden,  die  zumindest  in  einem Drittel  der  Texte  benannt
wurden. Gleichzeitig  kann  davon  ausgegangen  werden,  dass  das  Nichtvorhandensein  von
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Tabelle  3: Hemmende  Faktoren  bei  regionalen/kommunalen  erneuerbaren  Energieprojekten
(Literatur und Leitfäden)
Hemmende Faktoren
1. Mangel an Initiatoren und Unterstützern vor Ort
2. Fehlender Sachverstand der Entscheider vor Ort
3. Skepsis der Bevölkerung gegenüber Innovationen im Bereich der EE
4. Finanzielle Ausstattung der Kommunen
5. Schwierige sozioökonomische Lage vor Ort
6. Verwaltung/Gemeinde skeptisch gegenüber Innovationen im Bereich der EE
7. Strukturen im Energiemarkt
Quelle: eigene Zusammenstellung auf der Basis der Literaturrecherche.
4.2. Faktoren aus der ersten Interviewrunde
In  der  ersten  Runde wurden insgesamt  elf  Experten zu den  sich  aus  der  Literatur  extrahierten
hemmenden und fördernden Faktoren für die Einführung und Umsetzung der Energieautonomie
befragt. Dabei fand bei allen Befragten der gleiche halbstandardisierte Fragebogen192 Verwendung.
Die  Auswahl  der  Experten  erfolgte  auf  der  Basis  einer  ausgedehnten  Internetrecherche  zu
relevanten Akteuren mit einer sächsischen Perspektive und durch persönliche Empfehlungen von
bereits befragten Akteuren.193 Jeder der Experten wurde anfänglich per Mail über das Thema der
Untersuchung informiert und um eine Teilnahme an einem Interview gebeten. Im Anschluss wurde
per Telefon Gesprächstermine vereinbart: Die persönliche Befragung erfolgt im Zeitraum von Ende
Dezember  2010  bis  Januar  2011.  Im  Mittelpunkt  dieser  Interviews  stand  vornehmlich  die
Überprüfung der sich aus der Literaturrecherche ergebenden Faktoren und die Frage, ob sie sich
auch auf den sächsischen Kontext übertragen lassen und ob sich weitere Faktoren ergeben, die das
Modell  1  ergänzen  würden.  Das  Gespräch  wurde  eingeleitet  mit  den  Fragen  zur  persönlichen
Erfahrungen mit der Thematik Energieautonomie bzw. zur Definition von Energieautonomie aus
dem persönlichen Kontext heraus, um so zu klären, was die einzelnen Akteure unter dem Begriff
Energieautonomie verstehen. Danach folgten Fragen zu möglichen Akteuren, die auf kommunaler
Ebene maßgeblich an der Initiierung und Durchführung von Energieautonomieprozessen beteiligt
sind und  zu möglichen  Auslöser  für  deren  Engagement  in  diesem Bereich.  Gleichzeitig  wurde
danach gefragt, welche Akteure aktiven bzw. passiven Widerstand gegen kommunale Bestrebungen
in Richtung Energieautonomie ausüben könnten. Im Anschluss wurde versucht anhand mehrerer
192 Vgl. dazu Fragebogen 1 im Anhang I.
193 Vgl. dazu Tabelle Experten erste Interviewrunde im Anhang VII.
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Fragen  die  rechtlichen,  wirtschaftlichen,  sozialen,  geographischen  und  politischen  Rahmen-
bedingungen sowie deren Einfluss auf die Transformationsprozesse herauszuarbeiten.  Hierbei ist
deutlich geworden, dass gerade den geographischen Rahmenbedingungen keine größere Bedeutung
bei  der  Umsetzung der  Energieautonomie  zugewiesen  wurde.  Einfluss  würden  sie  nur  auf  die
Zusammensetzung des Technologiemixes vor Ort  ausüben. Größere Bedeutung für den weiteren
Ausbau  der  Erneuerbaren  Energien,  hier  vor  allem  durch  die  Ausweisung  von  Windkraft-
vorranggebieten  und  Eignungsgebieten,  wurde  dagegen  den  planungsrechtlichen  Vorgaben  der
regionalen Planungsverbänden zugestanden.
Abbildung 2: Erfolgsfaktoren für kommunale Energieautonomiebestrebungen
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Bei  der  Zusammenstellung  der  hemmenden  Faktoren  konnte  allerdings  aus  einem  größeren
Repertoire  geschöpft  werden,  da  diese  im  Zuge  der  Interviews  konkret  durch  mehrere  Fragen
angesprochen  wurden.  Daraus  extrahierte  sich  die  folgende  Zusammenstellung  an  hemmenden
Faktoren:
Tabelle 4: Hemmende Faktoren für Energieautonomie (erste Interviewrunde)
Hemmende Faktoren:
1. Nachhaltige Energieversorgung/ Klimaschutz keine kommunale Pflichtaufgabe
2. Mangelndes Problembewusstsein bei Entscheidern, Setzen von andere Prioritäten
3. Perspektive von Energieautonomie vor Ort nicht erkannt
4. Personelle Ressourcen der Kommune für Umsetzung fehlen
5. Finanzielle Ressourcen der Kommune für Umsetzung fehlen
6. Regionalpläne zu wenig energetisch konzipiert
7.  Not in my backyard-Problematik – Angst der Bevölkerung vor Beeinträchtigungen durch
EE - Anlagenbau
8. Sozioökonomische Rahmenbedingungen vor Ort
9. Unwissenheit der Bevölkerung bezüglich der Thematik
10. Vorgaben von Landes- und Bundesebene entfalten keine Vorbildwirkung
11. Öffentliche Diskussion Umlagefinanzierung EEG und Preisanstieg für Energiekosten
12. Bürokratie im öffentlichen Sektor 
13. Fossile Energieträger billiger als EE
14. Ausstattung der Fördermitteltöpfe zu niedrig
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf der Basis der Experteninterviews.
4.3. Zusammenführung der Ergebnisse/ Modell
In  diesem  Abschnitt  erfolgt  nun  die  Zusammenführung  der  aus  der  Literaturanalyse  und  den
Experteninterviews  extrahierten  hemmenden  und  fördernden  Faktoren,  die  für  den  Energie-
autonomieprozess relevant sind. Dabei wird deutlich, dass sich die fördernden Faktoren aus beiden
Erhebungsbereichen  ähneln.  So  wird  in  der  gesichteten  Literatur  und  in  den  durchgeführten
Interviews  betont,  dass  für  einen  erfolgreichen  Energieautonomieprozess  als  Basis  für  den
Umsetzungsprozess  unbedingt  kommunale  Promotoren  bzw.  Kümmerer  notwendig  sind,  die
einerseits das Thema auf die lokale politische Agenda setzen und andererseits sich in der ersten Zeit
stark, meist ehrenamtlich engagieren, um entsprechende Strukturen für die Umsetzung aufzubauen.
Einen besonderen Einfluss wird dabei dem Bürgermeister beigemessen, der vor Ort dank seiner
besonderen Stellung – einerseits als Chef der Verwaltung und andererseits als Politiker – ebenfalls
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eine besondere Vorbildwirkung einnehmen kann. In  Sachsen wird dagegen im Vergleich zu den
gesichteten Texten den regionalen Energieberatern und die nach innen wirkenden Impulsen von
externen  Akteuren  eine  besondere  Rolle  bei  der  Durchführung  sowie  bei  der  Initiierung  des
energiepolitischen  Transformationsprozesses  zugesprochen.  Dies  erklärt  man  sich  durch  deren
neutrale  Stellung,  die meist  dahingehend verstanden wird,  dass  diese  externen Akteure  vor  Ort
unbelastet  agieren  können,  keine  „persönlichen  Interessen“  verfolgen  und  somit  durch  den
entsprechenden „Sachverstand“ einen solchen Prozess  führen bzw.  unterstützen können194,  ohne
dass eine Seite Gefahr läuft, benachteiligt zu werden.
Bei  der  Dimension  des  Prozesses  werden  ebenfalls  Überschneidungen  bei  den  extrahierten
Erfolgsfaktoren erkannt. Durch die Interviews wird deutlich, dass es unbedingt notwendig ist, in der
Bevölkerung  die  notwendige  Akzeptanz  für  die  bestimmte  EE-Technologien  zu  schaffen.  Dies
schafft man am besten mit einer größtmöglichen Transparenz bei der Planung und Durchführung
entsprechender Projekte, hierbei vor allem bei der Installation von Windkraftanlagen (WKA) und
Biomasse-Heizkraftwerken  (BHW)  bzw.  Blockheizkraftwerke  (BHKW)  innerhalb  von
Ortschaften195. Explizit wiesen hier die sächsischen Interviewpartner mehrheitlich darauf hin, die
Bevölkerung  bei  solchen  Prozessen  adäquat  einzubinden,  wobei  hier  besonders  finanziellen
Beteiligungsformen an EE-Anlagen vor Ort eine große Wirksamkeit zugesprochen wurde. Bei der
Durchführung  der  Energiewende  sprachen  sich  die  befragten  Experten  mehrheitlich  für  die
Installierung eines durch eine „neutrale“ Institution getragenes Prozessmanagement aus. Als Träger
wurden dabei vor allem Ingenieursbüros, Initiativen und Vereine identifiziert. Dies wird einerseits
damit begründet, dass es sich in der Tat um sehr kleine Kommunen handelt, die kaum in der Lage
sein dürften die für einen Umsetzungsprozess notwendigen personellen und fachlichen Ressourcen
zur Verfügung zustellen. Man erhofft außerdem durch die „Neutralität“ dieser Institution absichern
zu können,  dass  der  Prozess  der  Umsetzung maßgeblich  an  Eigeninteressen,  zum Nachteil  der
Kommune,  ausgerichtet  wird.196 Eine  besondere  Bedeutung  weisen  die  befragten  Experten  der
Legitimierung des Energiewendeprozesses  durch einen entsprechenden politischen Beschluss im
Gemeinde- oder Stadtrat zu. Dabei geht man davon aus, dass im Vorfeld einer so weitreichenden
Entscheidung das Thema der Energieautonomie ausführlich diskutiert und transparent dargestellt
werden muss und dann durch den Beschluss einen breiten gesellschaftlichen Konsens abbildet, der
im Folgenden mit der maximal möglichen lokalen Unterstützung einhergeht.197
Eine weitere sächsische Besonderheit scheint die Notwendigkeit zu sein, externe Investoren für die
194 Vgl. u.a.  Interview 1,  Interview 2, Interview 3, Interview  4.
195 Vgl. dazu u.a. Interview 3, Interview 5, Interview 6, Interview 7.
196 Vgl. u.a. Interview 8 und Interview 9. 
197 Vgl. dazu u.a. Interview 10, Interview 11, Interview 4, Interview 6.
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Umsetzung  von  Projekten  vor  Ort  zu  finden.  Dies  wird  einerseits  mit  der  teilweise  desolaten
finanziellen  Haushaltslage  der  Kommunen  und  mit  einer  der  noch  weitverbreiteten  Skepsis
gegenüber EE-Technologien198 sowie dem Fehlen von Anlagen begründet,  die unter finanziellen
Beteiligung der lokalen Bevölkerung entstehen könnten199. Die Kommune selbst wird nur selten von
den befragten Experten als potentieller Investor für entsprechende Anlagen gesehen. Einer anderer
Aspekt ist sicherlich, dass, wie in Kapitel 2.2.2. aufgezeigt wurde, die Bevölkerung in Sachsen im
Durchschnitt  deutlich weniger  verdient  als  in Westdeutschland und somit  einfach auch weniger
Geld für entsprechende Investitionen vorhanden ist.
Die regionale Identität als Erfolgsfaktor spielt dagegen in den Augen der sächsischen Akteuren nur
ein untergeordnete Rolle. Dagegen erhofft man sich hier, dass sich aus dem Energiewendeprozess in
der  Zukunft  Heimatverbundenheit  entwickeln  könnte.200 Dies  könnte  dann  wiederum  dazu
beitragen, die Bevölkerung in der Region zu halten und dem demographischen Wandel und der
Abwanderung zu entgegenzuwirken. Eine besondere Bedeutung wurde im sächsischen Kontext der
möglichen  Vorbildwirkung  der  höheren  politischen  Ebenen  zugesprochen,  um  kommunale
Energieautonomieprozesse anzustoßen.  Diese könnten durch politisch legitimierte  Vorgaben und
Äußerungen ein positives politisches Umfeld für entsprechende lokale Bestrebungen schaffen201 und
dadurch  wiederum  für  die  lokalen  Akteure  eine  höhere  Legitimationsbasis  für  ihre  eigenen
Anstrengungen  liefern,  da  diese  sich  zumindest  teilweise  sehr  stark  an  den  übergeordneten
Vorgaben und Schwerpunktsetzungen orientieren202.
Darüber  hinaus  konnten  in  beiden  Erhebungsbereichen  eine  Vielzahl  an  ähnlichen  fördernden
Faktoren benannt werden, die zusammengeführt folgendes Modell ergeben:
198 Vgl. dazu u.a. Interview 7, Interview 8.
199 Vgl. dazu u.a. Interview 11, Interview 7, Interview 10.
200 Vgl. dazu u.a. Interview 8, Interview 4, Interview 10.
201 So äußerten sich bspw. Interview 6, Interview 7, Interview 11, Interview 1.
202 Vgl. dazu u.a. Interview 11, Interview 7.
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Abbildung 3: Zusammengefasste Erfolgsfaktoren für kommunale Energieautonomieprozesse
Quelle: eigene Zusammenstellung.
Quelle: Eigene Zusammenstellung.
Bei den hemmenden Faktoren dagegen muss hauptsächlich auf die Aussagen der Experten in den
Interviews zurückgegriffen werden, da nur im Rahmen der Befragung diese Faktoren systematisch
erhoben wurden. Mehrheitlich wurde als hemmender Faktor für die Umsetzung und Initiierung von
Energieautonomieprozessen  der  Umstand  benannt,  dass  die  Thematik  einer  nachhaltigen
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zugeordnet  ist.  Bedingt  durch  die  nur  begrenzt  vorhandenen  personellen  und  finanziellen
Ressourcen,  die  ebenfalls  von  der  Mehrzahl  der  Akteure  als  hemmende  Faktoren  identifiziert
wurden, müssen sich die Kommunen vornehmlich um die Absicherung der Pflichtaufgaben mit dem
zur  Verfügung  stehenden  Personal  und  Finanzmitteln  kümmern,  bevor  sie  sich  mit  anderen
Bereichen beschäftigen können.203 Wenn die oben genannten Bereiche zu den Pflichtaufgaben der
Kommunen hinzugefügt würden, könnten sich die Kommunen mit diesen Themen viel intensiver
auseinandersetzen und müssten dafür finanzielle Mittel in den kommunalen Haushalt einstellen.204
Bisher laufen sie Gefahr, das entsprechende Ausgaben mit dem Verweis auf die Freiwilligkeit dieses
Themenbereichs,  gerade  bei  Kommunen,  die  sich  in  der  Haushaltskonsolidierung  befinden,
abgeblockt werden.
In der Literatur wird, wie bereits oben erwähnt, darüber hinaus darauf verwiesen, dass es gerade in
kleineren  Kommunen  schwierig  ist,  eine  ausreichende  Anzahl  an  Initiatoren  und  Unterstützern
sowie fachliches Wissen vor Ort für Energieautonomieprozesse zu mobilisieren bzw. überhaupt erst
zu finden. Daneben müssen die vor Ort aktiven Akteure den Bereich Klimaschutz und nachhaltige
Energiepolitik  erst  einmal  als  eine  wichtige  Aufgabenstellung  im  Rahmen  der  eigenen
Prioritätensetzung  wahrnehmen  und  die  Chancen,  die  die  Energieautonomiebestrebungen  zur
Sicherung der Zukunftsfähigkeit der Kommune liefern könnte, erkennen. Erschwerend tritt die noch
weit verbreitete Skepsis in der Bevölkerung als auch in der kommunalen Verwaltung und Politik
gegenüber EE-Technologien bzw. den Umbau der Energieversorgung auf der Basis von 100% EE
hinzu. Diese Skepsis wird von den sächsischen Experten,  wie auch durch die Literatur,  als  ein
wirkungsmächtiger hemmender Faktor identifiziert. Damit eng verbunden wird die Ablehnung von
gewissen EE-Anlagen, deren Ursache wiederum teilweise auf die Unwissenheit der Bevölkerung
bezüglich  bestimmter  EE-Technologien  zurückzuführen  ist205,  benannt.  Weiterhin  kann  die
Umsetzung  der  Energiewende  durch  die  kommunalen  wie  auch  durch  die  überkommunalen
Aufsichtsbehörden  sowie  die  mit  der  Durchführung  von  Projekten  verbundenen  Bürokratie
gehemmt  werden.206 Hier  werden  vor  allem  langwierige  Genehmigungsverfahren  für  einzelne
Anlagen  benannt,  die  sich  nur  schlecht  mit  den  teilweise  doch  sehr  kurzfristig  zur  Verfügung
stehenden Fördermitteln vertragen. Verstärkend kommt hinzu, dass die Verwaltungen im Umgang
mit der Durchführung solcher Projekten meist Neuland betreten, daher vorsichtig und abwartend in
203 Vgl. dazu u.a. Interview 9, Interview 7, Interview 8.
204 Die sächsischen Kommunen müssten dann entsprechend mehr finanzielle und personelle Ressourcen von der
Landes- bzw. Bundesebene zugewiesen bekommen.
205 So verweist Interviewpartner 5 in seinem Interview darauf, dass eine Vielzahl an Vorurteilen gegenüber den EE-
Anlagen durch Aufklärung, transparente Planung und Durchführung von Projekten entkräften werden könnten.
206 Interviewpartner 11 nennt in dem Interview vor allem die teilweise sehr langwierigen Genehmigungsprozessen für
EE-Anlagen und die sich sehr kurzfristig ändernden Fördermittelkulisse.
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diesem Bereich tätig werden und sich dabei stark an der höheren Verwaltungsebene orientieren, um
sich  so  abzusichern.  Daneben  treten  nach  Ansicht  einiger  Interviewpartner  zumindest  die  für
Windenergieanlagen  relevanten  Regionalpläne207,  die  für  ganz  Sachsen  die  entsprechenden
Vorranggebiete oder Eignungsgebiete ausweisen. Deren Erstellung erfolgt nicht ausreichend nach
energetischen Gesichtspunkten und gibt vor allem den WKA zu wenig Raum. In der Praxis ist dann
kaum noch  möglich,  außerhalb  der  ausgewiesenen  Vorranggebiete  Räume für  den  Aufbau  von
WKA zu finden und eine Umwidmung der Gebiete durchzuführen.
Als weitere hemmende Faktoren, die vor allem als äußere Rahmenbedingungen wirken könnten,
werden von den Experten die nicht sehr ambitionierten Vorgaben der Landes- und Bundesebene
erachtet.  Diesen  Vorgaben  werden  wiederum  einen  gewissen  Einfluss  auf  die  Planer  in  den
regionalen  Planungsverbänden  zugesprochen.  Daneben  scheinen  die  EE  aufgrund  der  zum
Jahresanfang durchgeführten Strompreiserhöhung durch eine Vielzahl von EVU208 in ein schlechtes
Licht  gerückt  worden  zu  sein.  Die  Preiserhöhung  wurde  von  Seiten  der  EVU  und  der
Bundesregierung  vor  allem  damit  begründet,  dass  die  zur  Finanzierung  der  Energieeinspeise-
vergütung durchgeführte EEG-Umlage durch den großen Anstieg beim Ausbau an EE im Jahr 2010
erhöht werden müsste.209 Mit diesem Argument wurde auch eine außerplanmäßigen Reduktion der
Einspeisevergütung für bestimmte Solaranlagen politisch begründet.210
Folgende  hemmende  Faktoren  konnten  nach  der  Literaturrecherche  und  der  Durchführung  der
Interviews extrahiert werden:
207 So weist Interviewpartner 7 im Interview darauf hin, dass diese Pläne mit ihrem Inkrafttreten schon energiepolitisch
veraltet sind. Aufgrund der langwierigen Ausarbeitungsverfahren und der zehnjährigen Geltungsdauer sind sie
ungeeignet, auf die sich sehr dynamisch entwickelnden politischen Vorgaben zu reagieren.
208 Vgl. bspw. Bundesverband für Windenergie (30.11.2010): Strompreiserhöhungen nicht gerechtfertigt –
Pressemitteilung. URL: http://www.eeg-aktuell.de/2010/11/strompreiserhohungen-nicht-gerechtfertigt/ (Stand:
14.04.2011).
209 Wenig später stellte sich heraus, dass die Umlage als zu hoch berechnet wurde. Vgl. dazu Enkhardt, Sandra (2011):
EEG-Umlage deutlich zu hoch. URL: http://www.photovoltaik.eu/nachrichten/details/beitrag/eeg-umlage-deutlich-
zu-hoch_100004724/ (Stand: 14.04.2011).




Tabelle  5: Zusammengeführte  Faktoren  mit  hemmender  Wirkung  bei  der  Umsetzung  von
Energieautonomie 
Hemmende Faktoren:
1. Nachhaltige Energieversorgung/ Klimaschutz keine kommunale Pflichtaufgabe 
2. Prioritätensetzung bei Entscheidern vor Ort 
3. Fehlende personelle Ressourcen der Kommunen
4. Fehlende finanzielle Ressourcen der Kommunen
5. Schlechte sozioökonomische Rahmenbedingungen vor Ort
6. Ausstattung der Fördermittel zu niedrig
7. Regionalpläne nicht energetisch ausgerichtet
8. Ablehnung von EE-Anlagen durch die Bevölkerung
9. Unwissenheit der Bevölkerung
10. Negative Wahrnehmung EE als Preistreiber für Energiekosten
11. Bürokratie im Verwaltungsablauf
12. Skepsis vs. Innovationen für EE durch Politik, Verwaltung und Bevölkerung
13. Mangel an kommunalen Initiatoren und Unterstützern
14. Mangel an Know-how vor Ort
15. Wenig ambitionierte Vorgaben der übergeordneten politischen Ebenen 
16. Fossile Energieträger preiswerter als EE
Quelle: eigene Zusammenstellung.
5. Datenerhebung: Interviews mit Akteuren der Praxis
5.1. Die fünf Beispielkommunen
5.1.1. Die Gemeinde Göda im Landkreis Bautzen
Die  Gemeinde  Göda  (sorbisch:  Hodij)  liegt  westlich  von  Bautzen  und  ist  mit  seinen  3304
Einwohnern  (Stand  31.12.2009)211 die  größte  der  untersuchten  fünf  Gemeinden.  Die  Gemeinde
besteht  aus  32  Ortsteilen,  was  zu  einer  relativ  hohen  Infrastruktur,  verbunden  mit  den
entsprechenden Kosten für deren Unterhalt, pro Einwohner führt. Die Gemeinde ist durch einen
starken Strukturwandel geprägt.  Früher arbeiteten die Mehrzahl der Einwohner in den landwirt-
schaftlichen  Produktionsgenossenschaften  (LPG)  und  in  zwei  großen  Baubetrieben,  die  im
211 Die Grundlage der statischen Angaben zu allen fünf Fallbeispiele dieser Untersuchung, soweit nicht anders zitiert,
basieren auf den Daten der Gemeindestatistik 2010 des Statistischen Landesamts Sachsen. URL:
http://www.statistik.sachsen.de/Index/21gemstat/unterseite21.htm (Stand: 11.04.2011).
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Anschluss an die politische Wende 1989/90 abgewickelt wurden. Heute sind in diesen Bereichen
nur noch sehr wenige Personen beschäftigt. Dagegen ist seitdem eine Zunahme an Beschäftigungs-
verhältnissen  im  Gewerbesektor  und  vor  allem  im  lebensmittelproduzierenden  Gewerbe
festzustellen. Die Arbeitslosenquote (Stand Juni 2009) liegt knapp unter 9 % und war damit deutlich
geringer als die durchschnittlichen Zahlen für den Landkreis mit 13%.212 Daneben hat die Gemeinde
seit 1990 ca. 5,1% ihrer Einwohnerschaft verloren. Im Vergleich verlor der Landkreis Bautzen in
derselben Zeit über 17% seiner Einwohner. 
Die  Gemeinde  Göda  ist  Mitglied  in  der  sich  im  Zuge  des  Programmes  Integrierte  Ländliche
Entwicklung (ILE 2007) entstandenen ILE-Region Bautzener Oberland, die aus zwei Städten und
13 Kommunen mit zusammen ca. 55.000 Einwohnern besteht.213 Im Prozess der Ausarbeitung eines
Integrierten Ländlichen Entwicklungskonzeptes (ILEK) für  die Region wurde im Jahr 2007 der
„Verein zur Entwicklung der Region Bautzener Oberland e.V.“214 gegründet. Das erfolglose Ziel der
Region war es, den Status einer LEADER-Region zu erhalten, was einen erhöhten Fördermittelsatz
für einzelne Projekte mit sich gebracht hätte. Als einen Schwerpunkt des ILEK´s wurde das Projekt
"Innovationsgebiet  Natur  und  Umwelt/Klimaschutzregion  Bautzener  Oberland"  diskutiert  und
festgeschrieben. Im Anschluss erfolgte im November 2008 der Beschluss des Vereins die Region
zur  „Beispielhaften  Klimaschutzregion  Bautzener  Oberland“  hin  zu entwickeln.  Der  Umbau zu
einer  auf  100%  EE  im  Strombereich  basierenden  energieautonomen  Region215 wurde  als
Schlüsselprojekt  und  langfristiges  Globalziel  im  Bereich  Wirtschaft  und  Landwirtschaft
festgeschrieben.216 Konkrete Schlüsselprojekte im Bereich  Umwelt  konnten dabei  nicht  benannt
werden.  Um  die  nachhaltige  Energienutzung  in  der  Region  zu  steigern,  wurde  dagegen
vorgeschlagen, dass in jeder Kommune in der Region auf ca. 1500m² Dachflächen Solaranlagen im
Zeitraum von 2007 bis 2009 errichtet werden sollen.217 Der amtierende Bürgermeister von Göda,
Herr Peter Beer, ist Mitglied im Koordinierungskreise der Modellregion und im entsprechenden
Verein der Region.218
Die  Gemeinde  Göda  selbst  kam  eher  zufällig  auf  den  Weg  der  Energieautonomie  bzw.  der
212 Vgl. dazu die Zahlen der Regionalagentur Bautzen der Bundesagentur für Arbeit (Stand Juni 2009). URL:
http://statistik.arbeitsagentur.de/nn_29536/SiteGlobals/Forms/ImageMapSchnelluebersichten/ZeitauswahlSchnellue
bersicht-Form.html?view=processForm&resourceId=210328&input_=&pageLocale=de&regionInd=072&year _  
month  =200912&year_month.GROUP=1&search=Suchen  (Stand: 11.04.2011).
213 Vgl. Sächsische Energieagentur (SAENA) (o.A.).
214 Siehe hierzu die Internetseite des Vereins. URL: http://www.ilek-bautzeneroberland.de/verein.html (Stand:
11.04.2011).
215 Vgl. dazu Interview 3.
216 Vgl. dazu Landschaftsarchitekturbüro Panse GbR/ Korff Agentur für Regionalentwicklung (2007): Integriertes
Ländliches Entwicklungskonzept "Bautzener Oberland". Bautzen. URL: http://www.ilek-bautzeneroberland.de/
pdf/ILEK-BOL.pdf (Stand: 11.04.2011), S.40.
217 Vgl. dazu ebenda: S.43f.
218 Vgl. dazu http://www.ilek-bautzeneroberland.de/pdf/Mitglieder_des_Koordinierungskreis.pdf (Stand: 11.04.2011)
und http://www.ilek-bautzeneroberland.de/pdf/Mitglieder_Verein.pdf (Stand: 11.04.2011).
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Energieeffizienz und hat neben dem übergeordneten Beschluss zur „Energieautarken Modellregion“
bisher keinen nur für die Kommune gültigen Beschluss pro Energieautonomie verabschiedet. Im
Zuge der anstehenden Erneuerung der Heizungsanlage der örtlichen Schule und der Erschließung
eines Baugebietes in der Gemeinde erkundigte sie sich beim örtlichen Energieversorger Energie
Sachsen Ost AG (ENSO), ob es möglich wäre, ein Gasnetz in der Gemeinde zu verlegen. Es stellte
sich heraus, dass die Umsetzung eines solchen Projektes wirtschaftlich nicht sinnvoll zu realisieren
sei. Daher beteiligte sich die Gemeinde auf der Suche nach einer Alternative in Zusammenarbeit mit
der  ENSO  AG  und  der  TU  Dresden  am  Wettbewerb  „Energieeffiziente  Stadt“  des
Bundesministeriums  für  Bildung  und  Forschung219 mit  einem  Baukastensystem  zur
Energieversorgung ländlicher Gebiete, mit dem Ziel die CO2-Emissionen um 70% zu senken. Im
Mittelpunkt  sollte  der  Aufbau  eines  zentralen  Nahwärmenetzes  stehen,  das  durch  Biogas-  und
Holzhackschnitzelverbrennung  erzeugte  Wärme  im  Ort  verteilen  sollte.  Die  entsprechende
Kooperationsvereinbarung  mit  den  Partnern,  die  als  Basis  für  die  Teilnahme  am  Wettbewerb
notwendig war, wurde am 15.01.2009 durch den Gemeinderat legitimiert. Die Kommune scheiterte
mit  ihrem  Projekt  in  der  letzten  Runde  des  Wettbewerbs.  Dies  führte  dazu,  dass  das
Baukastensystem  zum  größten  Teil  aufgrund  der  nicht  erhaltenen  Preisgelder  nicht  umgesetzt
werden konnte.
Im  Zuge  der  Zuarbeiten  für  den  Wettbewerb  wurde  im  November  2010  der  Verein
„Energieeffizientes  Göda  e.V.“ gegründet,  der  auch  für  die  Zeit  nach  dem  Wettbewerb  eine
kontinuierliche  Weiterentwickelung  des  Baukastensystems  bzw.  der  Energiebestrebungen
ermöglichen sollte. Damit hat sich das Heft des Handelns stückchenweise von der Kommune in
Richtung des Vereins verschoben. Dabei fokussiert sich der Verein einerseits darauf die Nutzung
von EE auf dem Gemeindegebiet voranzutreiben und andererseits das Thema der Energieeffizienz
mehr in den Vordergrund zu rücken. Der Verein begreift seine Aufgabe als die eines Moderators und
Initiators für verschiedene Projekte und besteht aus ungefähr zehn Personen, bspw. aus Vertretern
der  Kirche,  des  Handwerks,  der  Landwirtschaft,  von  Planungsbüros  und  aus  der  Gemeinde-
verwaltung.  Der Verein strebt eine Diskussion über das Thema kommunale Energieautonomie im
Gemeinderat  in  naher  Zukunft  an,  die  in  einem entsprechenden Beschluss  münden soll.  Dieser
Beschluss wird von den Akteuren vor Ort als wichtiger Baustein für die weitere Umsetzung von
Projekten in der  Gemeinde angesehen.220 Als ein erstes  Projekt  wurde ein Bürgersolarkraftwerk
(BSKW) erfolgreich umgesetzt. Im Moment laufen Gespräche zum Aufbau eines Nahwärmenetzes
in Verbindung mit der Biomasseanlage der örtlichen Agrargenossenschaft und zur Nutzung einer
219 Vgl. dazu http://www.wettbewerb-energieeffiziente-stadt.de/ (Stand: 11.04.2011).
220 Dahingehend äußerte sich Interviewpartner 16.  
52
stillgelegten Deponie in den Ortsgrenzen zum Aufbau einer Solaranlage. Das Wasserkraftwerk im
Rahmen des Baukastensystems soll noch im Jahr 2011 verwirklicht werden. In der Zukunft soll
versucht  werden,  die  einzelnen  Bauabschnitte  stückchenweise,  soweit  es  finanziell  machbar
erscheint, durch private Investoren umzusetzen.
5.1.2. Die Gemeinde Reuth im Vogtland
Die Gemeinde Reuth im Vogtland liegt im äußersten Westen des Freistaates Sachsen und grenzt an
die Bundesländer Thüringen und Bayern. Sie ist mit ihren nur 1025 Einwohnern (Stand 31.12.2009)
die  kleinste der  untersuchten  Fallbeispiele  dieser  Arbeit  und  besteht  aus  sieben Ortsteilen.  Die
Gemeinde  war,  im  Gegensatz  zu  vielen  anderen  sächsischen  Kommunen,  nicht  von  einem
umfassenden  Strukturwandel  nach  der  politischen  Wende  1989/1990  betroffen.  Die  Basis  der
kommunalen  Wirtschaftsstruktur  bilden  der  Klein-  und  Mittelstand,  der  sich  seit  1990  gut
entwickelt hat. Daneben pendeln aktuell viele Bewohner der Gemeinde zur Arbeit nach Bayern oder
Thüringen, was mit dazu beigetragen hat, dass die Arbeitslosenquote verhältnismäßig niedrig bei ca.
6%  liegt,  während  im  Bereich  der  zuständigen  Regionalagentur  der  Bundesagentur  für  Arbeit
12,2%221  gemessen wurden.  Dazu kommt ein sehr  moderater  Bevölkerungsverlust  seit  1990 in
Höhe von 1,7%. Damit stellt sich die Situation hier deutlich positiver dar als die Entwicklungen im
Vogtlandkreis, wo ein Bevölkerungsrückgang von 17,2% bilanziert wird. 
Die  Gemeinde  Reuth  ist  Teil  des  Vogtlandkreises,  der  eine  der  von  der  SAENA betreuten
energieautonomen  Modellregionen  in  Sachsen  ist.  Der  Landkreis  besteht  aus  45  Städten  und
Gemeinden mit einer Gesamteinwohnerzahl von ca. 250.000 Einwohnern222 und setzt sich als Ziel,
dass „die Energieversorgung zukunftsfähig umgestaltet wird und bilanziell energieautonom werden
soll“223. Schon im Jahr 2007 haben der Vogtlandkreis und die damals noch selbständige Stadt Plauen
im Rahmen des Regionalen Entwicklungs- und Handlungskonzeptes (REK) Vogtland ein aus neun
Modulen bestehendes Energiekonzept zur systematischen Umsetzung des Klimaschutzes in Auftrag
gegeben.224 Parallel dazu wurde im LEADER-Konzept der Region Vogtland, deren Teil auch die
Kommune Reuth ist, als ein Handlungsschwerpunkt für den Zeitraum zwischen 2007 bis 2013 der
Aufbau  einer  Pilotregion  erneuerbare  Energie  beschlossen.  Ziel  war  es,  eine  „systematische
Entwicklung  von  Netzwerken  in  Teilregionen  mit  dem  strategischen  Ziel  einer  weitgehenden
221 Vgl. dazu Regionalagentur Plauen der Bundesagentur für Arbeit (Stand Juni 2009).
222 Vgl. dazu  Sächsische Energieagentur (SAENA) (o.A.).
223 Energieleitstelle Vogtland (o.A.): Energieautarke Region. URL: http://www.energieleitstelle-vogtland.de/index.php?
option=com_content&view=category&layout=blog&id=49&Itemid=55 (Stand: 11.04.2011).
224 Derzeit liegen die Ergebnisse für vier Module vor. Ebenda.
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Energieautonomie bis 2030“225 voranzutreiben. Als prioritäres Projekt sollte dort die Vision eines
energieautonomes Westvogtlandes bis 2020 umgesetzt werden und auf die anderen Regionen als
Leuchtturm  ausstrahlen.  Dazu  heißt  es:  „Ausgehend  von  den  Leitvorhaben  „Energieautarke
Kommune Reuth“ sowie Einzelprojekten in Weischlitz  oder Krebes und in Verbindung mit den
strategischen  Projekten  in  Oelsnitz  wird  schrittweise  ein  Netz  von  Vorhaben  der  Anwendung
erneuerbarer Energien aufgebaut, das zugleich die lokalen Ressourcen nutzt, die Energieeffizienz
vorantreibt,  Wertschöpfung  und  soziale  Daseinsvorsorge  einbezieht,  um  bis  ca.  2020  als
Modellregion energieautonom zu sein.“226
In  der  Gemeinde  Reuth  selbst  ist  der  Prozess  in  Richtung  Energieautonomie  eher  zufällig
angelaufen. So berichtet der Interviewpartner 19227, dass der Grundstein maßgeblich durch private
Akteure gelegt worden ist, die schon vor geraumer Zeit EE-Anlagen in der Kommune errichteten.
Mit der Thematik musste sich die Kommune und der Bürgermeister durch die Pläne eines Investors
beschäftigen,  der  auf  Gemeindeflur  zwei  Windenergieanlagen  im  Ortsteil  Mißlareuth  errichten
lassen wollte. Dies wurde in der Gemeinde diskutiert und positiv abgestimmt. Im Jahr 2006 wurde
auf Betreiben des Bürgermeisters mit Unterstützung des Gemeinderates eine Machbarkeitsstudie
bezüglich der Energieautonomie in der Kommune in Auftrag gegeben, die im Anschluss aber nicht
vom Gemeinderat bestätigt worden ist. 
Diese Studie schlägt sich auch in der Vision „Energieautarke Kommune Reuth“228 nieder, welche
auf  den  vier  Säulen  Bürgersolarkraftwerk  (BSKW),  WKA,  zwei  Biogasanlagen  und  diversen
privaten Photovoltaikanlagen ruht. Die Gemeinde selbst ist bisher noch kein Eigentümer von EE-
Anlagen. Einen neuen Schub erhielt das Projekt im Jahr 2008 durch die Vereinsmitgliedschaft der
Kommune  Reuth  im  „Verein  Klimaschutz  Vogtland  e.V.“,  mit  dem  Reuth  bis  heute  eng
zusammenarbeitet.  Darüber  hinaus  kooperiert  der  Bürgermeister  mit  dem  Leiter  der
Energieleitstelle des Vogtlandkreises Uwe Hergert.229 Ein kommunales Netzwerk existiert dagegen
bis heute nicht. In Zusammenarbeit mit dem Verein ist nun geplant, das BSKW umzusetzen sowie
am  European-Energy-Award  (EEA)  teilzunehmen.  In  diesem  Zusammenhang  ist  nach
übereinstimmenden  Berichten  durch  den  Bürgermeister  und  den  Verein  der  Aufbau  eines
Energieteams innerhalb der Gemeinde geplant. Weitere Projekte, die forciert werden sollen, sind die
Erweiterung der Biogasanlagen, ihr Anschluss an ein noch aufzubauendes Nahwärmenetz und die
225 Vgl. Landratsamt Vogtland (Juni 2007): Integriertes Ländliches Entwicklungskonzept Vogtland. Plauen. URL:
http://www.leader-vogtland.de/pdf/ILEK%20Vogtland.pdf (Stand: 11.04.2011), S. 29.
226 Ebenda: S.37.
227 Vgl. Interview 19.
228 Energieeffizienz Netzwerk (o.A.): Vision „energie-autarke Kommune Reuth“ im Vogtland. URL: http://www.een-
sachsen.de/images/portfolio/pdf/Vision_%22Energieautarke_Kommune_Reuth%22_im_Vogtland.pdf (Stand:
11.04.2011).
229 Vgl. dazu Lupart 2011.
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Errichtung  weiterer  WKA.  Der  Schwerpunkt  wird  dabei  weiter  auf  der  bilanziellen
Energieautonomie  im Strombereich  liegen,  da  Reuth  in  diesem Bereich  bereits  über  200% des
eigenen Strombedarfs durch EE abdecken kann. In Zukunft wird darüber nachgedacht, inwieweit
man  das  Projekt  Energieautonomie  auf  den  Bereich  der  Wärme  ausdehnen  könnte.  Dass  die
Bestrebungen von Reuth auch außerhalb von Sachsen Aufmerksamkeit erlangten, lässt sich an der
Kooperation  mit  dem  rumänischen  Kurort  Slanic  Moldova  ablesen,  der  auf  der  Basis  der
Erfahrungen in Reuth anstrebt, bis 2020 energieautonom zu werden.230
5.1.3. Die Gemeinde Zschadraß
Die Einheitsgemeinde Zschadraß, bestehend aus 18 Ortsteilen existierte seit 1994 und hat  3279
Einwohner (Stand 31.12.2009). Seit dem 01.01.2011 hat sich die Kommune mit der benachbarten
Stadt  Colditz  zur  einer  neuen  Fusionskommune  Stadt  Colditz  zusammengeschlossen.231 Die
Kommune war ebenso wie Reuth weniger als andere Kommunen durch den Strukturwandel seit
1990 betroffen, da sie zu diesem Zeitpunkt eher landwirtschaftlich geprägt war. Gleichzeitig spürte
man  auch  hier  den  sehr  umfangreichen  Strukturwandel  in  der  Nachbargemeinde  in  deren
Industriebetrieben vor der Wende bis zu 1800 Personen, ein Großteil aus den Umlandgemeinden,
Arbeit fanden. Einschneidend für die Gemeinde Zschadraß selbst war 1999 der Verlust von zwei
Kliniken mit insgesamt 200 Arbeitsplätzen. Viele der heutigen Bewohner pendeln zur Arbeit in das
ca. 45 km entfernte Leipzig.
Die Gemeinde hat seit 1990 ca. 12% ihrer Einwohner verloren. Im Vergleich dazu hat der Landkreis
Leipzig  nur  4,5%  der  Bevölkerung  verloren,  profitiert  dabei  aber  maßgeblich  durch  den
Bevölkerungszuzug in die Randlagen der Stadt Leipzig. Die Arbeitslosigkeit lag mit 10% (Stand
Mitte  2009)  deutlich  unter  der  entsprechenden  durchschnittlichen  Quote  des  Gebietes  der
Regionalagentur Leipzig der Bundesagentur für Arbeit, die bei 14,4% lag232.
Zschadraß ist Teil der 2007 ins Leben gerufene LEADER-Region Muldenland, welche 19 an der
Mulde  liegende  Städte  und  Gemeinden  mit  zusammen  ca.  120.000  Einwohnern  vereint.  Ein
relatives  neues  Projekt  dieser  Region  ist  die  Teilnahme  an  dem  Modellprojekt  der  SAENA
Energieautonome Modellregionen in Sachsen, mit deren Hilfe eine regionale Energieautonomie in
230 Vgl. dazu Leipziger Messe (26.01.2011): Kooperationsvertrag und Zusammenarbeitserklärung unterzeichnet. URL:
http://www.leipziger-messe.de/LeMMon/terratec_web_ger.nsf/start?OpenPage (Stand: 11.04.2011).
231 Im Folgendem ist immer die „Altgemeinde“ Zschadraß ohne die Stadt Colditz gemeint.
232 Vgl. dazu die Zahlen der Regionalagentur Leipzig der Bundesagentur für Arbeit (Stand Juni 2009). Statistik. URL:
http://statistik.arbeitsagentur.de/nn_29542/SiteGlobals/Forms/ImageMapSchnelluebersichten/ZeitauswahlSchnellue
bersicht-Form.html?view=processForm&resourceId=210328&input_=&pageLocale=de&regionInd=075&year _  
month  =200906&year_month.GROUP=1&search=Suchen  (Stand: 11.04.2011).
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den Bereichen Strom, Mobilität und Wärme angestrebt wird.233 Der Schwerpunkt des regionalen
Entwicklungskonzepts (ILEK) liegt auf der energetischen Nutzung und damit verbunden auch im
Ausbau  der  Biomasse.234 Darauf  aufbauend  stellt  man  sich  für  den  Bereich  EE  im  Jahr  2020
folgende  Vision  vor:  „Der  Anteil  regenerativer  Energien  am Gesamtaufkommen  ist  größer  als
fünfzig Prozent. Die Region Muldenland produziert doppelt so viel Energie, wie sie verbraucht und
versorgt Leipzig neben Trinkwasser auch mit Energie.“235
Im  Herbst  2009 wurde  im Rahmen der  LEADER Region  Muldenland  die  Arbeitsgemeinschaft
Energie gegründet, die Anfang des Jahres 2011 die Erarbeitung eines regionalen Energiekonzeptes
in Auftrag gab.236 In diesem Zusammenhang wurde die Vision 2020 konkretisiert und sieht als Ziel
bis  2020  u.a.  vor:  20%  Energieeinsparung,  20%  mehr  Nutzung  von  EE,  die  Region  als
Selbstversorger  im  Bereich  der  EE,  Schaffung  von  Arbeitsplätze  und  die  EE  als  einen  neuen
regionalen Wirtschaftszweig zu etablieren.237
Die Gemeinde Zschadraß ist auf dem Gebiet der Energieautonomie schon deutlich früher als der
Landkreis  aktiv  geworden  und  dient  daher  der  Region  als  Vorbild  für  deren  Bestrebungen,
Fortschritte  in  diesem  Bereich  zu  erreichen.  Im  Zeitraum  um  die  letzte  Jahrtausendwende
entwickelten führende Akteure der Gemeinde in einer Art Gedankenaustausch über die künftigen
Entwicklungschancen  der  Kommune  Ideen  für  ein  Zukunftskonzept.238 Die  notorisch  klamme
Kommune nahm in diesem Zusammenhang alle Ausgabeposten unter die Lupe und erkannte dabei,
dass  die  Energiekosten  nach  den Personalkosten  den  zweitgrößten  kommunalen  Ausgabeposten
einnahm, der dabei zusätzlich noch jedes Jahr kontinuierlich anstieg. Angeregt durch das örtliche
Klinikum Zschadraß, das im Jahr 1868 mit einer eigenen autarken Energieversorgung gegründet
wurde,  formulierten  im  Zuge  eines  Diskussionsprozesses  einige  Gemeinderäte  und  Bürger  der
Kommune ein fünfzehnseitiges  Handlungskonzept  mit  dem Titel  „Nachhaltiges  Zschadraß“, das
sogar  schon konkrete  Handlungsfelder  benannte.239 Den  Anfang machte  die  Kommune mit  der
Umrüstung der Straßenbeleuchtungsanlagen mit  dem Ergebnis, das am Ende mehr Leuchtmittel
installiert  wurden,  die  insgesamt  weniger  Energie  verbrauchten.240 Diese  ersten  Bestrebungen
233 Vgl. dazu Sächsische Energieagentur (SAENA) (o.A.) und die Internetseite des Leipziger Muldenlandes, URL:
http://www.leipzigermuldenland.de/energie.html (Stand: 11.04.2011). 
234 Regionalinitiative Muldenland (2007): Integriertes ländliches Entwicklungskonzept Leipziger Muldenland. Grimma.
URL: http://www.leipzigermuldenland.de/userfiles/ilek-8590.pdf (Stand:11.04.2011), S. 36. 
235 Ebenda: S.30.
236 Vgl. dazu Sächsische Energieagentur (SAENA) (29.10.2010): Leipziger Muldenland startet sein Projekt
Energieautarkie,. URL: http://solarportal-sachsen.de/Startseite/Neuigkeiten/Detail/id/Leipziger-Muldenland-startet-
sein-Projekt-Energiea-410 (Stand: 11.04.2011).
237 Vgl. dazu Wagner, Matthias (o.A..): Vortrag – Die Region Leipziger Muldenland auf dem Weg zur Energieautarkie.
URL: https://intra.saena.de/tycon/file.php?id=965 (Stand: 11.04.2011). 
238 Vgl. dazu Interview 23, Interview 24. 
239 Vgl. dazu Interview 24. 
240 Vgl. Lasch, Hendrik (2009): Der Wind bezahlt den Kindergarten, in: Links, Christoph/ Volke, Kristina (Hrsg.):
Zukunft erfinden – Kreative Projekte in Ostdeutschland. Berlin, S.17.
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mündeten 2002 in den durch die handelnden Akteure getragenen Beschluss, bis zum Jahr 2050 eine
Energieautonomie für die Bereiche Wärme, Strom und Mobilität  anzustreben.241 Im selben Jahr
wurden  einige  Ortsteile  der  Kommune  vom Hochwasser  der  Mulde  massiv  betroffen,  was  zu
umfassenden Zerstörungen der kommunalen Infrastruktur u.a. der alten Sporthalle führte. Durch die
Zahlungen für den Wiederaufbau konnte die Gemeinde eine neue Sporthalle unmittelbar neben dem
Verwaltungszentrum errichten. Da der Unterhalt einer Sporthalle sehr kostenintensiv ist, entschied
man sich in Zschadraß für die Errichtung einer CO2-neutralen Sporthalle, um die Betriebskosten zu
minimieren.  Darüber  hinaus  wurde  in  der  folgenden  Zeit  für  die  Beheizung  des
Verwaltungszentrums, der Schule und der Sporthalle ein kleines Nahwärmenetz gebaut sowie mit
einer Holzhackschnitzelverbrennungsanalage kombiniert. Nach Problemen mit den Lieferanten der
Holzhackschnitzel  werden  diese  seit  2005  mit  wissenschaftlicher  Unterstützung  durch  die  TU
Dresden  im gemeindeeigenen Biomassehof aus  regionalen Ressourcen selbst  produziert.  Dieses
Projekt  fand  bereits  im  Gemeindegebiet  einen  Nachahmer.  So  installierte  die  Fachklinik  für
Neurologie  und  Psychiatrie  ebenfalls  ein  Nahwärmenetz  kombiniert  mit  einer  Holzhack-
schnitzelverbrennungsanlage.242
Mit  der  Flut  kam auch  der  Fluthelfer  Werner  Nold  aus  Frankfurt  am Main im Auftrag  seines
damaligen  Arbeitgebers  nach  Zschadraß.  Zusammen  mit  Akteuren  aus  der  Gemeinde,  im
Besonderen mit dem Bürgermeister Matthias Schmiedel, gründete er im Jahr 2004 die „Ökologisch-
soziale Stiftung Zschadraß“ mit einem Gründungskapital von 100.000 Euro.243 Gemeinsam mit dem
Verein  „Ländliches  Leben  e.V.“ ist  die  Stiftung  der  Motor  des  Energieautonomieprozesses  in
Zschadraß und seit 2009 mit 20% Kapital an einer WKA beteiligt. Mit Hilfe der Stiftung konnten in
der  folgenden  Zeit  auch  diverse  Photovoltaikanlagen  auf  kommunalen  Dächern  finanziert  und
gebaut werden, deren Erträge wiederum zurück an die Stiftung fließen. Da sich die Gemeinde in
den  letzten  Jahren  immer  in  einem Haushaltskonsolidierungsprozess  befand,  konnten  auf  diese
Weise, durch die in der Stiftungssatzung festgeschriebene Gewinnverwendung diverse soziale und
ökologische Projekte in der Kommune umgesetzt und unterstützt werden. So wird damit für Kinder
teilweise  das  Schulessen  subventioniert.  Wenn der  Kredit  für  die  WKA abbezahlt  ist,  soll  der
Elternbeitrag für den kommunalen Kindergarten kontinuierlich auf Null gesetzt werden. Um eine
Kontinuität  bei  der  Umsetzung  des  Zieles  Energieautonomie  zu  gewährleisten,  wurde  ein
energiepolitisches  Arbeitsprogramm  für  die  Jahre  2009  bis  2014  formuliert,  das  durch  den
Gemeinderat  legitimiert  wurde.  So  wird  für  die  Zukunft  der  Aufbau  eines  eigenen  Energie-
241 Vgl. dazu Interview 23. 
242 Vgl. Wylegalla, Reinhard (2009): Energiespargemeinde – eine sächsische Kommune auf dem Weg zur autarken
Energieversorgung, in: Forum New Power, 1 (2009), S.8.
243 Vgl. Kowark, Katrin (2009): Im Osten nichts Neues? Der steinige Weg des ostdeutschen Stiftungswesens – eine
Zwischenbilanz 20 Jahre nach dem Mauerfall, in: StiftungsWelt, 4 (2009), S.16.
57
versorgungsunternehmens  sowie  der  Bau  eines  Bürgerwindrades  erwogen.244 Die  Gemeinde
Zschadraß beantragte darüber hinaus im Jahr 2006 die Erstzertifizierung im Rahmen des EEA, die
sie 2007 erfolgreich abschloss. Im Jahr 2010 erfolgte die erfolgreiche Re-Zertifizierung. 
5.1.4. Die Gemeinde Großharthau
Die Gemeinde Großharthau liegt zwischen Dresden und Bischofswerda und hat 3179 Einwohner
(Stand  31.12.2009).  Die  Wirtschaftsstruktur  der  Gemeinde  war  vor  1990  stark  durch  eine
Schuhfabrik und ein Berufsbegleitungswerk geprägt,  in  dem zusammen mehr als  800 Personen
beschäftigt waren. In den folgenden Jahren gingen die beiden großen Arbeitgeber verloren, so dass
die  Wirtschaftsstruktur  in  Großharthau  mittlerweile  von  kleineren  Handwerksbetrieben  und
Kleingewerbe geprägt ist. Dies macht sich auch in den Steuereinnahmen der Gemeinde bemerkbar,
die den zweitniedrigsten Wert  der  betrachteten Fallbeispiele  einnimmt,  mit  durchschnittlich 275
Euro je Einwohner (Stand 2009). Dagegen hat Großharthau als einzige der betrachteten Kommunen
seit 1990 keinen Bevölkerungsverlust zu beklagen, sondern konnte sogar einen Zuwachs von 2,1%
verzeichnen. Dieses Ergebnis erhält noch eine größere Bedeutung, wenn man berücksichtigt, dass
der  dazugehörige Landkreis Bautzen im selben Zeitraum einen Bevölkerungsverlust  von 17,1%
hinnehmen musste. Auch bei der Arbeitslosigkeit gibt es einen Unterschied festzustellen, so liegt sie
in Großharthau bei knapp 9%, im Bereich der entsprechenden Regionaldirektion der Bundesagentur
für Arbeit zum selben Zeitraum aber deutlich höher bei 13,9%245.
Die Gemeinde Großharthau ist Teil der im Oktober 2007 durch das Sächsische Staatsministerium
für Umwelt und Landwirtschaft ernannten LEADER-Region Westlausitz, die aus vier Städten und
neun Gemeinden mit  zusammen ca.  54.000 Einwohnern besteht.246 Als einer  der  Schwerpunkte
wurde im Integrierten Ländlichen Entwicklungskonzept das Erreichen einer bilanziellen Energie-
autonomie in der Region festgeschrieben. Dieses Ziel soll langfristig bis zum Jahr 2050 im Bereich
der  LEADER-Region  erreicht  werden.  Daneben  wurde  beschlossen,  dass  im  Handlungsfeld
nachhaltige  Energienutzung des ILEK als Leitprojekt  die Erstellung eines  Energiekonzeptes als
Basis der energieautonomen Region Westlausitz in Auftrag gegeben werden sollte.247 Dies wurde im
November  2008  durch  den  für  die  Region  gegründeten  Verein  „Westlausitz–
Regionale.Wirtschaft.Leben e.V.“ einstimmig bestätigt  und ein entsprechendes Unternehmen mit
244 Vgl. Energiepolitisches Arbeitsprogramm Gemeinde Zschadraß für die Jahre 2009 bis 2014 (unveröffentlicht). Liegt
dem Autor dieser Arbeit vor.
245 Vgl. dazu Regionalagentur Bautzen der Bundesagentur für Arbeit Juni 2009.
246 Vgl. dazu Sächsische Energieagentur (SAENA) (o.A.).
247 Vgl. Planungsbüro Schubert (2007): Region Westlausitz – Intergriertes Ländliches Entwicklungskonzept. Radeberg.
URL: http://www.ilek-westlausitz.de/wp/wp-content/uploads/2010/09/ILEK.pdf (Stand: 11.04.2011), S.46.
58
der  Ausarbeitung  beauftragt.  In  diesem  werden  umfassende  Empfehlungen  zur  Umsetzung  der
regionalen Energieautonomie vorgeschlagen und ein Maßnahmenpaket,  unterteilt  in kurzfristige,
mittelfristige  und  langfristige  umzusetzende  Projekte,  skizziert.248 Kurzfristig  wird  u.a.  die
Einrichtung eines kommunalen Energiemanagements und eines Energiekompetenzzentrums sowie
die Einstellung eines Energiebeauftragten vorgeschlagen. Die Errichtung von Nahwärmenetzen und
der Aufbau eines Biomassehofs werden als mittelfristige und der Aufbau von Stadtwerkstrukturen
als  langfristige  Projekte  identifiziert.249 Für  die  konkreten  Kommunen  wird  ebenfalls  ein
umfangreiches Maßnahmenpaket zusammengestellt u.a. die Teilnahme am EEA, die Verbesserung
der  Energieeffizienz  kommunaler  Liegenschaften  und  der  Straßenbeleuchtung,  Bereitstellung
kommunaler Dächer für Solaranlagen sowie die Errichtung eigener Anlagen in Gemeindebesitz.
Die Gemeinde Großharthau wird innerhalb der Region als eine der Vorreiter auf dem Gebiet der
Energieautonomie angesehen.250 Die Kommune hat sich als eine der ersten Kommunen der Region
an  dem Erstzertifzierungsprozess  des  EEA beteiligt  und  diesen  im November  2010 erfolgreich
absolviert. Als Schlüsselakteur innerhalb der Gemeinde gilt der Bürgermeister Jens Krauße, der in
Zusammenarbeit mit einem sich im Jahr 2005 in der Gemeinde angesiedelten Mittelständler aus
dem Energiebereich dafür gesorgt hat, dass kontinuierlich ein Großteil der kommunalen Gebäude
durch  die  Unterstützung  externer  Investoren  mit  Solaranlagen  bebaut  wurden.  Beide  Akteure
initiierten mit anderen Partner ebenfalls eine regelmäßige Energieberatung für die Bevölkerung der
umliegenden  Gemeinden,  aus  der  sich die Kommune mittlerweile  aber  zurückgezogen hat.  Ein
weiteres Projekt war die Erneuerung der Heizung der Schule sowie des angrenzenden Altenheims
durch eine Holzpelletverfeuerungsanlage. Aufgrund der fehlenden finanziellen Mittel der Kommune
wurde der Umbau durch eine Contractinglösung ermöglicht. Die Anlage deckt mittlerweile ca. 20%
der Wärmeversorgung der öffentlichen Gebäude ab.251 Darüber hinaus wurden in den letzten Jahren
kommunale  Liegenschaften  energetisch  modernisiert,  u.a.  der  Jugendclub,  die  Schule  und  das
Bürgerhaus. Nach den Worten des Bürgermeisters wird dagegen die Errichtung von zwei WKA in
der Gemeinde kontrovers diskutiert. Diesem Plan steht der Gemeinderat zwar ablehnend gegenüber,
kann  ihn  aber  aufgrund  eines  in  der  Kommune  liegenden  Windkraftvorrangsgebietes  nicht
verhindern. Durch die Aufstellung eines Bebauungsplans wurde hier versucht die Höhe der WKA
auf 100 Meter zu begrenzen. Bisher wurden diese Anlagen noch nicht gebaut.
248 Vgl. dazu Westlausitz – Regionale.Wirtschaft.Leben e.V. (2009): Energiekonzept für die Region Westlausitz.
Dresden. URL: http://www.ilek-westlausitz.de/wp/wp-content/uploads/2010/09/091203_Bericht_Endversion _  
Onlineversion.pdf (Stand: 11.04.2011), S.96. 
249 Vgl. ebenda: S.97f.
250 Vgl. dazu Interview 9.  
251 Vgl. dazu Interview 20. 
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5.1.5. Die Gemeinde Ostritz/St. Marienthal
Die  Stadt  Ostritz  mit  ihren  2623  Einwohner  (Stand  31.12.2009)  liegt  direkt  an  dem deutsch-
polnischen Grenzfluss Neiße. Sie besteht aus insgesamt zwei Ortsteilen. Die Stadt Ostritz hat seit
1990 gut 32% seiner Einwohner verloren,  während der Kreis in derselben Zeit  nur 24% seiner
Einwohner  einbüßte.  Dieser  Trend  setzt  sich  auch  aktuell  fort,  so  zählt  die  Stadt  Ende  2010
lediglich nur noch 2560 Einwohner.252 Dazu kommt die höchste Arbeitslosenquote aller in dieser
Untersuchung betrachteten Fallbeispiele, die bei ca. 15% (Stand Ende Juni 2009) lag. Während im
Bereich der zuständigen Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit die Quote für den gleichen
Zeitraum  nur  13,8%253 betrug.  Darüber  hinaus  verfügt  die  Stadt  über  die  niedrigste
Steuereinnahmekraft aller fünf Kommunen, die im Jahr 2009 bei nur 249 Euro pro Einwohner lag.
Die  Kommune  sowie  die  angrenzende  Region  waren  nach  1990  durch  einen  sehr  starken
Strukturwandel  betroffen.  Zwischen  den  Jahren  1990  bis  1992  kam  es  zum  Niedergang  der
typischen  Industriebetriebe  in  einem  Gebiet,  das  vom  Braunkohleabbau  und  der  Braunkohle-
verstromung geprägt war.254 Dies brachte für Ostritz den Verlust von 450 Arbeitsplätzen mit sich.
Diese  Zahl  erhöhte  sich  1997  noch  einmal  mit  der  Schließung  des  letzten  deutschen
Braunkohlekraftwerks vor Ort.255 Die Erfahrungen, die die Einwohner der Stadt Ostritz mit dem
Abbau und Verfeuerung der Braunkohle und den dazugehörigen massiven Umweltzerstörungen und
– verschmutzung gemacht haben, führte dazu, dass bereits im Jahr 1993 erste Überlegungen und
Machbarkeitsstudien existierten, die Stadt Ostritz mit EE zu versorgen.256 So beschrieb der damalige
Bürgermeister Günter Vallentin, dass damals durch die Erhebung des damaligen Stromversorgers
festgestellt wurde, dass für die Stromversorgung der Stadt eine relativ geringe Leistung ausreichen
würden, die mit der Modernisierung der alten Staustufen an der Neiße mit Wasserkraftanlagen fast
erreichbar  gewesen  wären.257 Ebenfalls  entstand  in  dieser  Zeitperiode  ein  Stadtentwicklungs-
konzept  mit  dem  Hauptziel,  „Maßnahmen  und  Konzepte  im  Sinne  einer  zukunftsfähigen
Stadtentwicklung unter Beachtung ökonomischer, sozialer, kultureller und ökologischer Belange zu
252 Vgl. dazu die Internetseite der Stadt Ostritz. URL: http://www.ostritz.de/cms/front_content.php?idcat=12&lang=1
(Stand: 11.04.2011). 
253 Vgl. Regionalagentur Bautzen der Bundesagentur für Arbeit Juni 2009.
254 Vgl. Becker, Martin/ Feigs, Cordula/ Zorn, Verena (2004): Ostritz – der Wandel zur „Energie-Ökologischen
Modellstadt“, in: Bölitz, Dirk/ Flacke, Johannes/ Köckler, Heike (Hrsg.): Grenzüberschreitende Raumplanung –
Beobachtungen in der deutsch-polnischen Grenzregion – Arbeitspapier 181. Dortmund, S.22.
255 Jetzt existiert nur noch eine großes Braunkohlekraftwerk auf der polnischen Seite in Turów.
256 Vgl. Energie-Ökologische Modellstadt Ostritz/ St. Marienthal (o.A.): Das Projekt – Versorgung einer ganzen Stadt
mit Strom und Wärme aus regenerativen Energiequellen – Zwischenbericht, o.A., S.3.
257 Vgl. hierzu Vallentin, Günter (2006): Aus dem kirchlichen Familienkreis über die BIO ins Ostritzer Rathaus, in:
Koch, Renate/ Wagner, Herbert/ Sächsischen Landkreistag (Hrsg.): Die Geschichte der Kommunalpolitik in Sachsen
– von der friedlichen Revolution bis zur Gegenwart. Dresden, S.24.
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verknüpfen“258.  Daraus  wurde mit  großer  finanzieller  und ideeller  Unterstützung der  Deutschen
Bundesstiftung Umwelt (DBU) das Projekt Energie-Ökologische Modellstadt Ostritz/St. Marienthal
(EMOS) ins Leben mit dem Ziel gerufen, die Stadt nahezu vollständig mit Strom und Wärme aus
EE zu versorgen.259 Dieses Projekt wurde im Jahr 1995 durch den Stadtrat beschlossen260 und läutete
den Umbau der  Strom- und Wärmeversorgung auf  der  Basis von EE ein.  Die Entwicklung der
EMOS erfolgte in zwei Phasen. Die erste war von 1996 bis 2000 und die zweite Phase von etwa
2004 bis 2009.261 In beiden Abschnitten arbeitete die Kommune und das benachbarte Kloster St.
Marienthal  mit  seinem Internationalen  Begegnungszentrum (IBZ)  eng zusammen.  In  der  ersten
Phase bestand EMOS aus 12 Bausteinen, die fast alle umgesetzt wurden. Als Gesamtprojekt, das
durch das Aufbringen von 16,5 Mio. Euro Fördergelder262 (DBU 12 Mio. Euro, Freistaat Sachsen
4,5 Mio. Euro) großzügig unterstützt wurde, sollte EMOS als externes Projekt für die EXPO 2000
in Hannover fungieren. Als erste Teilprojekt wurde 1997 ein Biomasse-Heizkraftwerk zusammen
mit  einem  15  km  langen  Nahwärmenetz  errichtet,  an  das  bis  heute  75%  aller  Haushalte
angeschlossen  sind.263 Danach  wurde  ein  Windpark  im  Ortsteil  Leuba  mit  4  WKA und  einer
Leistung von 4 Megawatt (MW) ans Netz gebracht. Bis zum Herbst 2006 wurde er um 5 WKA auf
nun  insgesamt  14  MW Leistung  ausgebaut.  Dazu  kommen  zahlreiche  Photovoltaikanlagen  auf
öffentlichen und privaten Dächern. Das Kloster, das zur Gemeinde gehört, deckt ein Teil seines
Stromverbrauchs durch eine kleine Wasserkraftanlage an dem Grenzfluss Neiße ab. Als weiterer
Baustein wurde eine ökologische Pflanzenkläranlage als Beispiel für die dezentrale Entsorgung von
Abwässern umgesetzt. Neben dem Aufbau von EE-Anlagen kamen noch Projekte in der Kinder-
und Erwachsenenbildung zum Thema ökologischer Waldbau, Naturschutzprojekte und ein Jugend-
begegnungszentrum  hinzu.264 Dazu  wurden  Projekte  zur  Optimierung  der  Straßenbeleuchtung
durchgeführt, um den Stromverbrauch der Kommune zu senken.265 Mit dem erfolgreichen Aufbau
der EMOS im Jahr 2000 und dem Ausscheiden des damaligen Bürgermeisters folgte eine Phase der
Stagnation und des Atemholens. 
258 Menkhaus, Norbert/ Piwko, Mathias (1998): Energieökologische Modellstadt Ostritz-St.Marienthal, Präsentation-
und Marketingkonzept. Ostritz, S.3.
259 Vgl. Ebenda.
260 Becker 2004: S.23.
261 Vgl. dazu Energie-ökologische Modellstadt Ostritz-St. Marienthal (o.A.). URL: http://www.modellstadt.ibz-
marienthal.de/cms/front_content.php?idcat=13 (Stand: 11.04.2011).
262 Becker 2004: S.26.
263 Vgl. Energie-ökologische Modellstadt Ostritz-St. Marienthal (o.A.).
264 Einen Überblick über alle Projekte im Rahmen von EMOS I und EMOS II findet man hier: Abruf unter:
http://www.modellstadt.ibz-marienthal.de/cms/front_content.php?idcat=4 (Stand: 11.04.2011).
265 Vgl. dazu, den Fragebogen des Wettbewerbs KlimaschutzKommune 2009 der Gemeinde Ostritz. Dieser liegt dem
Verfasser dieser Arbeit vor.
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Um  den  Prozess  fortzuführen,  wurde  seit  2004  erneut  in  enger  Zusammenarbeit  zwischen
Kommune  und  Kloster/IBZ das  Projekt  EMOS II  erst  breit  diskutiert  und  dann  auf  den  Weg
gebracht.266
Im Zeitraum von 2006 bis 2009 konnten dabei zehn der geplanten 16 Projekte umgesetzt werden,
bspw. ein Baumpflanzprojekt oder die Erstellung von Wanderkarten. Bei EMOS II stand nun im
Mittelpunkt, die Bevölkerung stärker in das Projekt mit einzubinden und dafür zu begeistern.267 Im
Jahr  2008  wurde  eine  neue  Bürgermeisterin  gewählt,  die  die  Weiterentwicklung  der  EMOS in
Zusammenarbeit mit dem IBZ vorantreiben will.268 So ist dieses Projekt eines von neun Leitthemen
des Stadtentwicklungskonzepts (SEKO), das dabei auch breite Bevölkerungskreise miteinbindet.
Problematisch für Ostritz ist jedoch einerseits die relativ große Verschuldung der Gemeinde, die
größtenteils  auch  durch  die  Eigenmittelbereitstellung  für  die  Umsetzung  des  Nahwärmenetzes
entstanden  ist  und  andererseits,  dass  aufgrund  der  stark  gestiegene  Preise  für  Rapsöl  teilweise
Heizöl  verbrannt  wurde.269 Kritik  kam  auch  darüber  auf,  dass  für  das  Biomassekraftwerk  der
Brennstoff teilweise aus einer Entfernung von bis zu 50 km angeliefert werden muss.270
5.2. Die abhängige Variabel: Erfolg von Energieautonomie
Ein Erfolg im Sinne einer  Umsetzung des  Konzeptes  der  Energieautonomie  kann  in  allen fünf
untersuchten Fallbeispielen nicht festgestellt werden. Dies gilt ebenso für alle anderen Kommunen
im Freistaat  Sachsen.  Daher  empfiehlt  es  sich,  weniger  anspruchsvolle  Gütekriterien  für  einen
erfolgreichen  Energiewendeprozess  anzusetzen.  Um  das  sehr  umfangreiche  Konzept  der
Energieautonomie  trotzdem angemessen  abbilden  zu  können,  wird  in  dieser  Untersuchung  der
Erfolg anhand der  Summe mehrerer  Dimensionen dargestellt.  In  allen fünf  Kommunen wurden
bisher  im  Bereich  der  Stromerzeugung  die  größten  Erfolge  auf  dem  Weg  zur  bilanziellen
Komplettversorgung mit EE festgestellt. Im Bereich der Wärmeversorgung mit EE sind in allen fünf
Kommunen  ebenfalls  Ansätze  zu  beobachten,  die  allerdings  außer  in  Ostritz,  Großharthau  und
Zschadraß,  wo  bereits  kleine  oder  größere  Nahwärmenetze  aufgebaut  wurden,  auf  einem sehr
niedrigen  Niveau  liegen.271 Fortschritte  in  diesem  Bereich  sind  offenbar  viel  schwieriger  zu
266 Vgl. dazu Interview 12. 
267 Ebenda.
268 Prange, Marion (2008): Zukunftskonzept zur Bürgermeisterwahl 2008. URL: http://www.ostritz.de/cms/upload/
PDFs/zukunftskonzept.pdf (Stand: 11.04.2011), S.9.
269 Becker 2004: S.26.
270 Vgl. dazu Walter, Ingo/ Grotz, Ariane/ Rose, Claudia (o.A.): Energieökologische Modellstadt Ostritz-St.Marienthal.
URL: http://www.urbaner-metabolismus.de/emos.pdf (Stand: 11.04.2011), S.26.
271 Für diesen Bereich ist es außerdem schwierig statistisches Datenmaterial einzusehen. Dieses zu erheben ist
aufgrund der begrenzten zeitlichen Ressourcen im Rahmen dieser Arbeit nicht durchführbar.
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erreichen als im Bereich der Stromversorgung. Keine einzige der untersuchten Kommunen war im
Bereich der Mobilität erfolgreich. Nur die Kommune Zschadraß erwähnt die Mobilität  in ihrem
Energieautonomiekonzept.  Konsequenterweise  wurde  in  dieser  Gemeinde  der  bisher  einzige
Versuch unternommen, einen Kleinbus auf der Basis von Pflanzenöl zu betreiben.272 Im Folgenden
wird daher der Schwerpunkt der Messung von Erfolg im Energiewendeprozess auf den Bereich des
Stromes sowie der Wärme gelegt. Dazu werden noch die Fortschritte im Aufbau EE-Anlagen sowie
bei  Energieeffizienz-  und  Energieeinsparmaßnahmen betrachtet.  Als  erfolgreich  wird  dann  eine
Kommune definiert, wenn sie in allen vier Dimensionen bestimmte Kriterien erfüllt. Aber selbst ein
nach dieser  Definition negativ  beurteilter  Fall  kann in  der  Praxis  erhebliche Fortschritte  in der
Umsetzung der Energieautonomie haben. Die folgenden vier Dimensionen wurden zur Operationa-
lisierung der abhängigen Variabel Erfolg auf dem Weg zur Energieautonomie ausgewählt:
1. Umsetzung einer nachhaltigen Wärmeversorgung auf der Basis von Nahwärmenetzen, an
die mehr als ein Gebäude angeschlossen ist
2. Bau  von  zusätzlichen  EE-Anlagen  seit  dem  Beschluss  bzw.  dem  Bekenntnis  zur
Energieautonomie
3. Durchführung von Energieeinsparungs- oder Energieeffizienzmaßnahmen in der Kommune
4. Erreichen eines Stromanteils aus EE, der über dem sächsischen Durchschnitt liegt 
Der erste Dimension Umsetzung einer nachhaltigen Wärmeversorgung kommt eine Schlüsselrolle
bei der Umsetzung der Energieautonomie zu, da hier anteilig die meiste fossile Energie substituiert
werden müsste.273 Trotzdem sind auf diesem Gebiet im Vergleich zum Strombereich in der Mehrheit
der Kommunen nur geringe Fortschritte feststellbar.274 Im Gegensatz zu anderen EE-Technologien
müssen die kostenintensiv aufgebauten Anlagen regelmäßig und langfristig mit Biomasse versorgt
werden.  Der  Schwerpunkt  liegt  dabei  auf  der  wirtschaftlich  tragfähigen  Beschaffung möglichst
regional  verfügbarer  Biomasse.  Auch  die  Geothermie  kann  einen  Beitrag  zur  nachhaltigen
Wärmeversorgung von Gebäuden leisten. Hierbei  werden in der Regel aber meist  Lösungen für
einzelne Gebäude umgesetzt, die sich in der Regel einfacher realisieren lassen. Daher soll für diese
Dimensionen  die  Umsetzung  von  Projekten,  die  über  solche  Einzellösungen  hinaus  gehen
maßgebend sein, da diese einen höheren planerischen und logistischen Aufwand erfordern. 
272 Dieser ist momentan aufgrund eines Defekts und eines hohen Pflanzenölpreises nicht einsetzbar.
273 Vgl. Sächsische Energieagentur (SAENA) (o.A.)a: Leitlinien energieautarke Modellregionen. URL:
http://www.saena.de/   Saena/ Modellregionen/Energieautarke_Modellregionen/Leitlinien.html  (Stand: 20.04.2011). 
274 Vgl. Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien 2010: S.4.
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Solche Anlagen können, verbunden mit Nahwärmenetzen, einen großen Beitrag auf dem Weg zur
Umsetzung der kommunalen Energieautonomie leisten.
Die  Dimension  des  Baus  von  zusätzlichen  EE-Anlagen versucht  hier  ebenfalls  eine  positive
Entwicklung der Energieautonomie vor Ort abzubilden. Der Aufbau von EE-Anlagen ist dabei von
vielen anderen Faktoren abhängig und gerade in Sachsen existiert die Tendenz, die Anlagen nicht in
kommunaler  Eigenregie,  d.h.  aus dem Haushalt  der  Kommune,  zu finanzieren.  Als Ausnahmen
gelten hier Zschadraß und Ostritz, die mittelbar über Anlagen im Besitz der Kommune verfügen.
Meist werden die Anlagen durch intern wie extern aufgebrachtes privates Kapital finanziert. Für die
Umsetzung  der  Energieautonomie  ist  es  unumgänglich  vor  Ort  kontinuierlich  EE-Anlagen
zuzubauen und auch aufeinander abzustimmen, um damit den Anteil der EE am Energieverbrauch
vor Ort zu steigern.
Ein weiterer Aspekt der Energieautonomie, der als zweite und dritte Säule bezeichnet wird, ist die
die Einsparung und die effizientere Verwendung von Energie. Beide Bereiche bieten besonders für
die kommunalen Liegenschaften in der Regel enormes Potential. Meist können die kommunalen
Akteure mit einem relativ geringen finanziellen Mitteleinsatz große Einspar- und Effizienzeffekte
erzielen. Denn Energie, die eingespart wird bzw. effizienter verwendet werden kann, muss nicht
durch den Aufbau von weiteren EE-Anlagen kompensiert werden. In diesem Bereich sind bisher
alle  Kommunen aktiv gewesen,  bspw.  durch die energetische Modernisierung von kommunalen
Liegenschaften und die Optimierung der kommunalen Straßenbeleuchtungsanlagen.
Die Dimension Anteil des Stroms aus EE liegt über dem sächsischen Durchschnitt hebt einerseits
die  Vorbildwirkung  der  untersuchten  Fallbeispiele  hervor  und  verweist  andererseits  auf  ihre
deutlichen  Erfolge.  Da  für  das  Jahr  2009  keine  durch  das  statistische  Landesamt  Sachsen
gesicherten Zahlen zum Anteil der EE am landesweiten Nettostromverbrauch vorliegen, muss man
sich dabei auf Schätzwerte verlassen. Auf der Basis der letzten vorliegenden Daten für das Jahr
2008 lag der Anteil der EE am Nettostromverbrauch in Sachsen bei 14,4%. Danach wird für das
Jahr 2009 ein Anteil von 15,9% der EE am Nettostromverbrauch in Sachsen prognostiziert.275
275 Vgl. Schlegel, Hans-Jürgen (2010): Skript zum Vortrag „Nach dem Öl und vor der Energiewende: Woher soll der
Strom kommen?“ Gehalten an der Evangelischen Akademie Meißen am 04.09.2010. Meißen. URL: http://www.ev-
akademie-meissen.de/fileadmin/studienbereich/Naturwissenschaft/Material/Energie_Skript_Vortrag _ Dipl.-  
Ing._Schlegel.pdf, (Stand: 16.04.2011), S.6.
64




















































- Ende 2010 Beschluss an
EEA Prozess zu beteiligen
ca. 208,5%













































Quelle:  Eigene  Zusammenstellung  und  Berechnung  auf  der  Basis  der  durchgeführten  Interviews  und  statistischen
Materials der Netzbetreiber vor Ort.
276 Basierend auf den Angaben des Netzanschlusses des zuständigen Stromnetzbetreibers 50-Hertz-Transmission-
Gmbh. URL: http://www.50hertz-transmission.net/de/166.htm (Stand: 16.04.2011).
277 Eigene Berechnung auf der Basis des durch die kommunalen EE-Anlagen eingespeisten Stroms im Jahr 2009.
Dieser ist für jede einzelne Anlage im Bereich Sachsen ablesbar auf den Seiten der zuständigen
Stromnetzbetreiberfirma 50-Hertz-Transmission-GmbH.
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Damit  werden  die  fünf  ausgewählten  Fallbeispiele  dieser  Arbeit  nach  der  oben  dargelegten
Definition in erfolgreiche und weniger  erfolgreiche Kommunen eingeteilt.  Zur ersten Kategorie
zählen die Kommunen Zschadraß, Großharthau und Ostritz, die in allen vier Dimensionen Erfolge
aufzuweisen haben. Die Gemeinden Göda und Reuth zählen dagegen zu den weniger erfolgreichen
Fallbeispielen.
5.3. Die Operationalisierung der unabhängigen Variablen
Die Ausprägung der abhängigen Variable soll durch das Heranziehen verschiedener unabhängiger
Variablen erklärt werden. Nachdem bereits im Kapitel 5.2. die abhängige Variable anhand von vier
Dimensionen  operationalisiert  worden  ist,  wird  nun  anhand  der  fördernden  und  hemmenden
Faktoren  aus  der  Abbildung  3  und  der  Tabelle  6  im  Kapitel  4.3.  die  Operationalisierung  der
unabhängigen  Variablen  vorgenommen.  Aufgrund  von  forschungspraktischen  Gründen  konnten
nicht alle der dort aufgeführten Faktoren für den weiteren Untersuchungsprozess operationalisiert
werden.  Diese  hätten  die  für  diese  Untersuchung  zur  Verfügung  stehenden  zeitlichen  und
materiellen Ressourcen erheblich überfordert.  Die Zusammensetzung der Erhebung der einzelnen
Faktoren sowie die Herkunft der dafür notwendigen Daten und deren Quellen werden im Anhang
VI ausführlich dargestellt. 
5.3.1. Überlegungen zur Operationalisierung
Der  Sozialwissenschaftler  Andreas  Diekmann  definiert  Operationalisierung  als  eine  „Menge
hinreichend  genauer  Anweisungen,  nach  denen  Untersuchungseinheiten  den  Kategorien  einer
Variablen  zugewiesen  werden“278.  Unter  Variablen  versteht  man  im  Allgemeinen  bestimmte
Merkmale von Objekten, die so umfassend wie möglich kenntlich gemacht und klar zu definieren
sind. Gerade bei unscharfen und komplexen Sachverhalten ist dies wichtig, da das Vorwissen und
Verständnis der Interviewpartner bezüglich eben jener Sachverhalte subjektiv und diffus sein kann,
wodurch die Antworten nur eingeschränkt miteinander vergleichbar wären.
Gerade  bei  komplexen  und  vielschichtigen  Begriffen  ist  es  daher  unumgänglich,  vorab  eine
Dimensionsanalyse dieser Variablen durchzuführen, um mit deren Hilfe möglichst umfassend alle
relevanten  Dimensionen  einer  Variablen  in  ein  entsprechendes  Variablenkonzept  einfließen  zu
lassen. 
278 Vgl. Diekmann, Andreas (2008): Empirische Sozialforschung – Grundlagen, Methoden, Anwendungen. Reinbek,
S.239.
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Dabei  gilt  es  zu beachten,  dass  die  Dimensionen  als  entsprechende Messanweisungen  sich auf
direkt beobachtbare Sachverhalte beziehen müssen.279
„Das Ziel  der  Operationalisierung besteht  also in  der  Messbarmachung beziehungsweise  in  der
Schaffung  der  Voraussetzung  für  die  empirische  Erhebung  komplexer  und/oder  latenter
Sachverhalte.“280 Dabei gilt  es vor allem im Bereich der qualitativen Erhebungsmethoden einige
Regeln  zu  beachten.  Als  zentrales  Problem  der  Operationalisierung  wird  die  Begründung  der
Zuweisung eines  Indikators  zu einem theoretischen Begriff  betrachtet.  Dies  ergibt  sich  aus  der
Tatsache,  dass  theoretische  Begriffe  nicht  direkt  beobachtbar  sind.281 Deshalb  wird  zur
Operationalisierung einer Variablen empfohlen, mehrere Indikatoren zu verwenden und diese auf
der Basis von theoretischen Konstrukten zu definieren.282
Die Sozialwissenschaftler  Laudel  und Gläser  weisen  dabei  explizit  im Bereich  der  qualitativen
empirischen  Erhebungsmethoden  darauf  hin,  dass  die  durch  bestimmte  Theorien  angebotenen
Definitionen  sich  nur  sehr  selten  als  günstig  für  ihre  Verwendung  als  Indikatoren  erweisen.283
Deshalb ist es hier notwendig, die entsprechenden Indikatoren für die Untersuchung so zu wählen,
dass  es  erkennbar  wird,  wann  die  erhobenen  empirischen  Daten  Merkmalsausprägungen  der
ausgewählten Variablen aufweisen. Dazu kommt, dass bei qualitativen Erhebungsmethoden in der
Regel mehr Informationen erhoben werden, als für die Untersuchung notwendig wären. Dies führt
dazu,  dass  die  Indikatoren  gleichzeitig  zwei  Aufgaben  erfüllen  müssen:  Einerseits  sollen  sie
darlegen,  nach  welchen  Informationen  gefragt  werden  muss,  andererseits  sollen  sie  die
Informationen in den erhobenen Texten anzeigen.284 Gerade für neuere Untersuchungsfelder und
Themen kommt als weiteres Problem der Mangel an hinreichend ausgearbeiteten Theorien über den
zu untersuchenden Bereich hinzu, was die genaue Definition von Variablen erschwert. Hier hilft es,
das  Vorwissen  in  Form  von  Einflussfaktoren  zu  strukturieren  und  daraus  „variablenähnliche
Konstrukte  [abzuleiten],  die  nicht  im Kontext  einer  Theorie definiert  sind und bei  denen  auch
Unklarheiten  über  die  Dimensionen  bestehen  können,  die  aber  relevante  Phänomene  im
Gegenstandsbereich  beschrieben“285.  Diese  auch  als  Untersuchungsvariablen  bezeichnete
Konstrukte müssen dabei einerseits abstrakt genug sein, um dem Prinzip der Offenheit zu genügen
und  andererseits  auch  konkret  genug  zu  sein,  um  die  entsprechenden  Informationen  in  den
279 Vgl. dazu Schnell, Rainer/ Hill, Paul B./ Esser, Elke (2008): Methoden der empirischen Sozialforschung. München,
S.131.
280 Vgl. Häder 2006: S.51.
281 Vgl. dazu Schnell 2008: S.131.
282 Vgl. Schnell 2008: S.136.




empirisch erhobenen Inhalten finden zu können.286
Gemäß  dieser  theoretischen  Vorüberlegungen  wurden  die  im  folgenden  Kapitel  vorgestellten
abhängigen Variablen sowie die im darauffolgenden Kapitel vorgestellten unabhängigen Variablen
mit ihren entsprechenden Dimensionen und Indikatoren entwickelt. Auf dieser Grundlage wurde im
Anschluss  der  entsprechende Interviewleitfaden  für  die  Befragungen  in  den  fünf  Fallbeispielen
konstruiert.
5.3.2. Die fördernden Faktoren für den Erfolg von Energieautonomie
5.3.2.1. Kümmerer und Agendasetting (KPA)
Diese Variable gibt Auskunft  über die Funktion des Agendasettings von kommunalen Akteuren.
Dabei wird davon ausgegangen, dass das Thema in der betrachteten Kommune in einen breiteren
Rahmen  politisch  bekannt  wird  und  von  allen  Akteuren  im  Rahmen  der  Gemeinderatssitzung
diskutiert  wird.  Diese  Variable  wurde  anhand  von  zwei  Merkmalen  für  den  entsprechenden
Sachverhalt operationalisiert:
1. Die Thematik sowie Teilprojekte dieser Thematik,  erscheinen auf  der Tagesordnung von
Gemeinderatssitzungen
2. Die Kümmerer weisen durch Informationsveranstaltungen und über Informationsmedien auf
die entsprechende Thematik hin 
Dabei wird das Vorhandensein der entsprechenden Merkmale in den Kommunen jeweils mit der
Ziffer 1 markiert und das nicht Vorhandensein mit der Ziffer 0. Auf die Messung der Quantität der
Merkmale wurde verzichtet, da einige der Fallbeispiele das Projekt der Energieautonomie schon
über  einen  relativ  langen  Zeitraum  verfolgen  (Beispiel  Zschadraß,  Ostritz)  während  andere
Kommunen (Großharthau, Göda) erst relativ kurze Zeit dieses Ziel verfolgen. Die Frage 1 und 24
des Interviewleitfadens (siehe dazu II im Anhang) erheben die dafür notwendigen Informationen.
5.3.2.2. Netzwerke (NGB)
Die  Umsetzung  solch  tiefgreifender  und  komplexer  Prozesse  wie  die  der  energiepolitischen
Transformation mit dem Ziel der Energieautonomie erfordert die Bildung möglichst umfassende
286 Vgl. dazu Gläser 2009: S.85.
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Netzwerke mit allen kommunal relevanten Akteuren.287 Netzwerke bestehen aus einem System von
Wechselbeziehungen  und  dienen  dem  Austausch  von  Ressourcen  und  Informationen,  der
Generierung  von  Unterstützung  für  das  gemeinsam  bearbeitete  Thema,  dem  Aufbau  von
gegenseitigen  Vertrauen  und  von  Gemeinsamkeiten  sowie  der  Koordinierung  der  Aktivitäten.288
Dabei  kann  man  zwischen  formellen  und  informellen  Netzwerken  unterscheiden.  Während  die
formellen Netzwerke über  eine feste  Organisationsstruktur  und entsprechend festgelegte Regeln
verfügen,  versteht  man  unter  informellen  Netzwerke  in  der  Regel  solche,  die  eine  lose
Organisationsstruktur  und  kein  eigenes,  konsequent  durchgehaltenes  Regelsystem  besitzen.289
Jedoch  ist  der  Unterschied  hier  oftmals  nur  ein  gradueller.  Zur  Identifizierung  des  relevanten
Netzwerkes  werden  die  kommunalen  Akteure  nach  den  den  Energieautonomieprozess
vorantreibenden  Akteuren  gefragt.  Dieses  Vorgehen  lehnt  sich  dabei  an  die  Methode  der  ego-
zentrierten Netzwerksanalyse an.290 Im Mittelpunkt der Betrachtung stehen dabei die Merkmale des
Umfangs und der Dichte des Netzwerkes. Problematisch ist hingegen das Messen der Beziehungs-
qualitäten zwischen denen das Netzwerk bildenden Akteuren. Aus forschungspraktischen Gründen
wird darauf verzichtet. Probleme bereitet es ebenso informelle Netzwerke zu identifizieren. 
Im Fragebogen werden auf der Basis der Fragen 2 bis 5 die entsprechenden Informationen erhoben,
wobei das Vorhandensein von Netzwerken mit 1 kodiert wird und das nicht Vorhandensein mit 0.
Hierbei wird davon ausgegangen, dass ein Netzwerk mindestens aus fünf Akteuren, die innerhalb
der Gemeinde wohnen, bestehen muss, um eine gewisse soziale Breite abdecken zu können und
zusätzlich  aus  externen  Akteuren  bestehen  kann.  Daneben  wird  die  Regelmäßigkeit  des
Zusammentreffens der formellen Netzwerke ebenfalls mit 1 kodiert, wobei davon ausgegangen wird
das Regelmäßigkeit durch ein Treffen aller drei Monate gegeben ist.  Finden keine regelmäßigen
Treffen statt, wird dies mit der Ziffer 0 ausgedrückt.
5.3.2.3. Bewusstsein bei Politik/Verwaltung, dass Energiepolitik eine 
kommunale Aufgabe ist (BPW)
Den  Akteuren  in  der  kommunalen  Verwaltung  und  Politik  kommt  bei  der  Umsetzung  von
energiepolitischen Transformationsprozessen aufgrund ihrer Stellung im lokalen Politiksystem eine
große Bedeutung zu.
Eine besondere Stellung in Sachen nimmt, wie oben bereits erwähnt, dabei der direkt  gewählte
287 Vgl. CIPRA  International 2010: S.14.
288 Vgl. dazu Ziegler, Rolf (1987): Netzwerkanalyse: Methapher, Methode oder strukturales Forschungsprogramm für
die Sozialwissenschaften?, in: Zeitschrift für klinische Psychologie, 16 (1987) 4, S.342.
289 Vgl. Ibarra, Herminia (1993): Personal Networks of Women and Minorities in Management: A Conceptual
Framework, in: Academy of Management Review, 18 (1993) 1, S. 58.
290 Vgl. Häder 2006: S.278.
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Bürgermeister ein, der einerseits der Chef der Verwaltung ist und der andererseits durch seinen
engen Bezug zur Verwaltung gegenüber den ehrenamtlichen Gemeinde- und Stadträten zumindest
über  einen  Informationsvorsprung  verfügt.291 Aufgrund  ihrer  Stellung  verfügen  die  benannten
Akteure  in  der  Politikformulierung  und  Schwerpunktsetzung meist  über  eine  Schlüsselstellung.
Gleichzeitig  haben  sie  ebenfalls  Einfluss  auf  die  Verteilung  von  materiellen  und  personellen
Ressourcen.292 Sie können Themen setzen, entsprechende Entscheidungen fällen und damit in einem
gewissen  Umfang  politische  Diskurse  und  Themen  steuern  sowie  sich  daraus  entwickelnde
Programme umsetzen. Durch ihre sozial einflussreiche Stellung können sie als Vorbild wirken und
auf andere Akteure in den Kommunen Einfluss ausüben und diese überzeugen.293 Wie in Kapitel
2.2.3.  dargelegt  ist  die  Energie-  und  Umweltpolitik  gerade  im  Zusammenhang  mit  einer
nachhaltigen Energieversorgung keine Pflichtaufgabe der Kommunen, sondern wird als freiwillige
Aufgabe  wahrgenommen.  Problematisch  wird  dies  vor  allem in  Kommunen,  die  aufgrund  der
angespannten  haushaltspolitischen  Lage  keine  oder  nur  eingeschränkte  Möglichkeit  haben
finanzielle und personelle Mittel auf die freiwilligen Aufgabenbereiche zu verteilen. Hier kommt
der lokalen Politik und Verwaltung, als diejenigen die eben über diese Mittel verfügen können, bei
der  Prioritätensetzung  auf  der  politischen  Agenda  eine  große  Rolle  zu.  Daher  wird  davon
ausgegangen,  wenn  entsprechende  energiepolitische  Entwicklungen,  wie  das  Anstreben  von
kommunaler Energieautonomie, sehr hoch im Bewusstsein der entsprechenden Akteure verankert
ist, dann hat dies einen positiven Einfluss auf die Entwicklung des Energieautonomieprozesses.
Die Akteure müssen für sich die Potentiale der Energiepolitik erkennen und diese aktiv vertreten.
Im Blickpunkt der Betrachtung steht dabei die Einschätzung der Akteure, ob die Energiepolitik und
Umweltpolitik in der eigenen Wahrnehmung ein kommunaler Aufgabenbereich ist sowie, welche
Stellung die benannten Bereiche in der eigenen Prioritätensetzung einnehmen. Dabei wird eine hohe
Priorität bei der Selbsteinschätzung mit 1 und eine niedrige mit 0 kodiert. Dies wird mit der Frage 8
des Interviewleitfadens erhoben. Demgegenüber wird im zweiten Teil der Variable gemessen, ob die
Prioritäten der Akteure sich in der Praxis in ihrem Wirken niederschlagen. Als Merkmale dafür
wurde das Vorhandensein von Klimaschutz- und Energiesparzielen in der Gemeinde, entsprechende
Maßnahmen in diesen Themenfeldern, die Prioritäten bei der zur Verfügungstellung kommunaler
Mittel und die Priorität anderer Themenfelder im Vergleich zur Energiepolitik verwendet. Dieser
Aspekt wird durch die Fragen 9 bis 12 im Interviewleitfaden erhoben. Wenn hier in der praktischen
291 Vgl. Naßmacher/ Naßmacher 2007: S.211 und Bogumil 2006: S.221.
292 Vgl. Prose, F./Engellandt, C./Bendrien, J. (2000): Kommunale Akteure und Soziale Netze. Ein
sozialpsychologisches Rahmenmodell zur Analyse kommunalen Klimaschutzes, in: Böde, Ulla/ Gruber, Edelgard
(Hrsg.): Klimaschutz als sozialer Prozess. Erfolgsfaktoren für die Umsetzung auf kommunaler Ebene. Heidelberg,
S.38.
293 Vgl. dazu Prose/ Engellandt/ Bendrien 2000: S.37.
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Entsprechung eine hohe Priorität feststellbar ist, wird dies mit der Ziffer 1 und wenn diese nicht
vorhanden ist mit der Ziffer 0 kodiert.
5.3.2.4. Einfluss durch höhere politische Ebenen (EHK)
Bei  diesem Faktor  liegt  die  Perspektive  auf  dem Zusammenhang zwischen  den  verschiedenen
politischen Ebenen im Mehrebenensystem der Bundesrepublik Deutschland. Die Kommunen und
die in ihnen agierenden Akteure handeln nicht in einem geschlossen System. Zwischen den Ebenen
kommt  es  zu umfassenden  Interaktionen.  So können  die  landespolitische,  bundespolitische  und
europapolitische  Ebenen Einfluss  auf  die  Handlungen der  regionalen  und kommunalen Akteure
nehmen und Vorgaben für Gesetze, Verordnungen, Auflagen, Förder- und Informationsinstrumente
liefern.294 Umgekehrt sind diese Ebenen darauf angewiesen, dass die entsprechenden Vorgaben und
Anreize auf der kommunalen Ebene erkannt und umgesetzt werden. Sie sind daher ebenfalls auf
eine  enge  Zusammenarbeit  mit  den  kommunalen  Akteuren  angewiesen.  Eine  besondere  Rolle
kommt  dabei  den  Vorgaben  der  Bundesländer  zu,  u.a.  auch  die  Setzung  mehr  oder  wenige
ambitionierten  energiepolitischen  Ziele.295 Für  die  kommunalen  Akteure  können  Vorgaben  von
höheren  politischen  Ebenen  einerseits  bedeuten,  die  eigenen  Aktivitäten  gegenüber  der  eigenen
Bevölkerung  vor  Ort  leichter  rechtfertigen  zu  können,  andererseits  aber  auch  den  eigenen
Handlungsspielraum  einzuschränken.  Gerade  in  der  ersten  Interviewrunde  wurde  durch  die
Mehrheit der Befragten konstatiert, dass die energiepolitischen Impulse der Landesregierung wenig
ambitioniert  wären. Das Augenmerk dieses  Faktors liegt  dabei auf den Fragen zur vornehmlich
subjektiven  Wahrnehmung  der  kommunalen  Akteure  bezüglich  des  Einflusses  und  der
Unterstützung der verschiedenen politischen Ebenen auf den Energieautonomieprozess vor Ort. Ein
durch die befragten Akteure wahrgenommener Einfluss der Ebenen Bund, Land und Landkreis wird
jeweils mit der Ziffer 1 kodiert. Wird dagegen kein Einfluss wahrgenommen, erfolgt die Kodierung
jeweils mit der Ziffer 0. Die Fragen 13 bis 17 erhebt die notwendigen Informationen.
5.3.2.5. Unterstützung durch die Politik/Verwaltung (UPW)
Wie schon im Kapitel 5.3.2.4. benannt, kommt den Akteuren aus der lokalen Politik und Verwaltung
eine besondere Stellung innerhalb des kommunalen Energieautonomieprozesses zu. So wird in der
294 Vgl. Benz, Steffen/ Moser, Peter (2010): Klassifizierung und länderspezifische Unterstützung von Erneuerbare-





erhobenen  Literatur  und  in  den  in  der  ersten  Runde  durchgeführten  Interviews  diesen  beiden
Akteuren  ein  großer  Einfluss  auf  die  Durchführung  und  die  Initiierung  der  entsprechenden
Aktivitäten zugesprochen. Die Akteure in Ostritz weisen bspw. darauf hin, dass mit der Neuwahl
eines Bürgermeister im Jahr 2002 das Projekt der EMOS fast vollständig zum Erliegen kam.296
Durch  den  Zugriff  auf  finanzielle  und  personelle  Ressourcen,  die  bei  der  Durchführung  von
Projekten  eine  unbedingt  notwendige  Voraussetzung  ist,  und  durch  die  Verfügung  über  die
entsprechenden Informationen bspw. bei der Beantragung von Fördergeldern können diese Akteure
umfangreiche  Unterstützungsleistungen  geben.  Auch  hier  nimmt  der  Bürgermeister  als  direkt
gewählter Chef der Verwaltung eine besondere Rolle ein. Ohne die Unterstützung dieser Akteure ist
Druck von Seiten der zivilgesellschaftlichen Organisationen auf die Verwaltung notwendig, damit
dieses Thema auf die politische Tagesordnung gesetzt  wird.  Die zivilgesellschaftlichen Gruppen
verfügen im Vergleich meist über deutlich weniger finanzielle Ressourcen und müssen sich auf die
meist  ehrenamtliche  Beteiligung  ihrer  Mitglieder  verlassen.  Unterscheidbar  ist  dabei,  die
Bereitstellung  von  Unterstützungsleistungen  durch  Politik  und  Verwaltung  im  finanziellen  und
personellen Bereich. Wenn eine Unterstützung in mindestens einem dieser Bereiche vorliegt wird
dies mit der Ziffer 1 kodiert. Wenn keinerlei Hilfe von Politik und Verwaltung vor Ort gewährt
wird,  wird  dies  mit  der  Ziffer  0  kodiert.  Im  Interviewleitfaden  werden  mit  der  Frage  18  die
entsprechenden Information erhoben.
5.3.2.6. Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit (KÖA)
Für die erfolgreiche Umsetzung eines energiepolitischen Transformationsprozesses mit dem Ziel
der Energieautonomie ist es aufgrund der damit verbundenen sehr komplexen und tiefgreifenden
Umsetzungsmaßnahmen  unbedingt  notwendig,  breite  Kreise  der  Bevölkerung  vor  Ort  für  das
Thema zu sensibilisieren und in einem nächsten Schritt in den Prozess einzubinden.297 „Vielfach ist
eine Verwirklichung regionaler Ziele ohne die aktive Mitarbeit der Bürger unmöglich […].“298
Deshalb gilt es, sich bei der Umsetzung entsprechender Projekte relativ früh darüber Gedanken zu
machen, wie man Bevölkerung vor Ort aktivieren und einbinden kann. Dafür unumgänglich ist eine
regelmäßige  Kommunikation  zwischen  den  den  Energieautonomieprozess  vorantreibenden
Akteuren  und  den  Einwohnern.  Darüber  hinaus  sollte  eine  regelmäßige  Öffentlichkeitsarbeit
durchgeführt werden. Beides zusammengenommen kann dafür sorgen, Einwohner wie Akteure zu
296 Vgl. Interview 12, Interview 14, Interview 13. 
297 Vgl. dazu Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien 2010: S.16.
298 Schmidt 2002: S.28.
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informieren, zu motivieren, zu steuern, zu qualifizieren, zu führen und zu legitimieren.299
Im  Mittelpunkt  dieser  Arbeit  stehen  dabei  die  Aktivitäten  der  befragten  Akteure  bezüglich  der
Bereitstellung von Informationen, um die Bevölkerung vor Ort zu den Projekten und Prozessen
rund um das Thema Energieautonomie sowie EE zu informieren. Die entsprechenden Daten werden
mit  den  Fragen  24,  25,  26  erhoben.  Für  die  Merkmale  Internetverwendung,  Printnutzung,
Durchführung von Veranstaltungen, Bürgerversammlungen und Gemeinderatssitzungen wurde bei
der entsprechenden Nutzung jeweils mit der Ziffer 1 kodiert und bei der Nichtnutzung mit der Ziffer
0.  Wenn insgesamt vier oder  fünfmal  die Ziffer  1 kodiert  wurde,  dann ist  dieser  Faktor  in der
Kommune relevant. 
5.3.2.7. Vorhandensein eines Masterplans/Energiekonzepts (VMP)
Für die die zielgerichtete Umsetzung einer nachhaltigen kommunalen Energieautonomie kann das
Verfassen eines Masterplans oder eines Energiekonzeptes großen Einfluss haben.300 Zu beachten ist
dabei, dass „der Übergang von Zielkonzepten zu Energiekonzepten oder Masterplänen [...] fließend
[ist].“301 In ihnen werden in der Regel mehr oder weniger detailliert Ziele, Umsetzungsmaßnahmen,
Handlungslinien, die Ausgangslage und die Entwicklungsziele festgeschrieben und machen es so in
der  Umsetzung des  Prozesses  möglich,  diesen  auf  seine  Erfolge  hin  zu  evaluieren.302 Dadurch
werden  für  jeden  interessierten  Einzelnen  der  Prozess  und  dessen  Ziele  sichtbar  und
nachvollziehbar  sowie  die  theoretischen  Überlegungen  mit  praktischen  Umsetzungsschritten
unterlegt. Umgekehrt schafft ein Konzept ein gemeinschaftlich getragenes Programm an dem sich
die Akteure orientieren können und darüber hinaus auch neue Akteure gewonnen werden können.303
In  der  Konsequenz  wäre  es  dadurch  möglich,  eine  gemeinsame  kommunale  Identität  zu
entwickeln.304 Im Idealfall erfolgt die Erarbeitung entsprechender Konzepte unter der Beteiligung
aller relevanten Akteuren in den Kommunen oder wird zumindest von ihnen getragen. Durch die
regelmäßige Evaluierung der Umsetzungsmaßnahmen kann das Konzept im Zuge des Prozesses
angepasst werden. Zu beachten ist dabei, dass entsprechende Konzepte in der Regel als informelle
Instrumente ohne eine rechtliche Bindung betrachtet werden und nur durch die Anerkennung der
299 Vgl. Schmidt 2002: S.73.
300 Vgl. Böcher 2009: S.133.
301 Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien 2010: S.12.
302 Vgl. Kurcharczak, Lioba/ Schäfer, Stefan (2010): Regionale Energie- und Klimaschutzkonzepte als Instrumente für
die Energiewende – Inhalte, Struktur und Funktionen. Kassel. URL: http://www.100-ee.de/index.php?id=215
(Stand: 19.04.2011), S.3.
303 Vgl. Kurcharczak/Schäfer 2010: S.3.
304 Vgl. dazu CIPRA International 2010: S.10f.
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handelnden  Akteure  vor  Ort  eine  gewisse  Wirksamkeit  entfalten  können.305 Im  Rahmen  dieser
Untersuchung soll zuerst das Vorhandensein solcher Konzepte erhoben werden. Darüber hinaus soll
eine  qualitative  Dimension  entsprechender  Konzepte,  die  durch  das  Vorhandensein  von  einer
Potentialanalysen und eines konkreten Umsetzungsplanes für Teilziele gekennzeichnet ist, durch die
Frage  29  erhoben  werden.  Erst  wenn  in  mehr  als  einer  Dimension  entsprechende
Merkmalsausprägungen messbar sind, dann wird dieser Faktor mit der Ziffer 1 kodiert, ansonsten
mit der Ziffer 0. 
5.3.2.8. Weiterbildungsmaßnahmen/Veranstaltungen (DWK)
Um das  Bewusstsein  der  Bevölkerung für  den  Energieautonomieprozess  in  den  Kommunen zu
sensibilisieren,  kann  die  Durchführung  von  Bildungsmaßnahmen  im  Kinder-,  Jugend-  und
Erwachsenenbereich  geeignet  sein.  „Die  Veränderung  von  Handlungsweisen  setzt  immer
Bewusstseinsbildung und Erkenntnisgewinn voraus.“306 Gerade der Sensibilisierung von Kindern
und  Jugendlichen  kommt  dabei  eine  Schlüsselstellung  zu.  Einerseits  werden  diese  Gruppen  in
Zukunft selbst in der Lage sein, sich im politischen und gesellschaftlichen Bereich für das Ziel der
Energieautonomie  einzusetzen  und  die  politische  und  gesellschaftliche  Agenda dahingehend  zu
bestimmen.  Andererseits  können  sie  als  Multiplikatoren  in  die  eigene  Familie  oder  in  den
Verwandtschaftskreis  einwirken  und  dort  indirekt  für  mehr  Akzeptanz  bezüglich  der
Energiewendeprozesse sorgen. Hier könnten Kommunen bspw. als Träger von Kinderbetreuungs-
einrichtungen und Schulen Einfluss  nehmen.  Zumindest  eine Zusammenarbeit  der  kommunalen
Akteure mit den entsprechenden Einrichtungen im Ort wäre möglich. Idealerweise könnten auf den
entsprechenden Einrichtungen Demonstrationsanlagen installiert werden. So werden die Kinder und
Jugendlichen  bereits  sehr  früh  für  EE-Technologien  sensibilisiert.  Im  Bereich  der
Erwachsenenbildung  gilt  es,  Vorurteile  gegenüber  EE-Technologien  aufzuarbeiten  und  die
möglichen positiven Potentiale der Umstellung der Energieversorgung auf regional produzierte EE
klar darzustellen, um so ebenfalls die Akzeptanz zu erhöhen. Maßnahmen auf kommunaler Ebene
können  aufgrund  der  begrenzten  finanziellen  und  personellen  Ressourcen  das  Verteilen  von
Informationsbroschüren  sowie  die  Zusammenarbeit  mit  Kinderbetreuungseinrichtungen  und
Schulen  sein.  Außerdem  könnte  das  Durchführen  von  zielgruppenspezifischen  Weiterbildungs-
maßnahmen umgesetzt werden. Die dafür notwendigen Daten sollen durch die Frage 26 erhoben
werden.  Dabei  werden  Informationen  zu  den  Merkmalen  Verwendung  von  Broschüren,
305 Vgl. Schmidt 2002: S.31.
306 Vgl. Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien (o.A.): S.5.
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Durchführung von Projekttagen, Durchführung von Wandertagen,  Vorhandensein von Arbeitsge-
meinschaften  in  Kindergarten/Schule,  Durchführung  von  Informationsveranstaltungen  in
Kindergarten/Schule  sowie  Weiterbildungsmaßnahmen  für  Erwachsene  erhoben.  Das
Vorhandensein  jeder  dieser  Merkmale  wird  mit  der  Ziffer  1  kodiert  bzw.  die  Abwesenheit  der
jeweiligen Dimension mit 0. Insgesamt werden die Ziffern dann anschließend zusammengeführt,
wobei der Faktor dann als relevant angesehen wird, wenn mindestens der Hälfte der Merkmale mit
1 kodiert wird.
5.3.2.9. Unterstützung/Austausch mit externen Beratungsakteuren (UEB)
Den Akteuren auf der kommunalen Ebene gerade in relativ kleinen Kommunen stehen, wie weiter
oben bereits angeführt, nur eingeschränkt die notwendigen finanziellen, personellen und fachlichen
Ressourcen  für  die  erfolgreiche  Umsetzung  eines  Energieautonomieprozesses  zur  Verfügung.
Gerade dem fachlichen Wissen kommt bei einem so komplexen Prozess ein besondere Bedeutung
zu.  Hier  kommt  externen  Einrichtungen,  Organisatoren  und  Akteuren  aufgrund  der  ihnen  zur
Verfügung stehenden Kompetenzen und personellen, fachlichen und finanziellen Ressourcen eine
Schlüsselstellung bei der Umsetzung und Organisation von Energiewendeprozessen zu. In Betracht
kommen  dabei  vor  allem  Bildungs-  und  Wissenschaftseinrichtungen  sowie  die  durch  höhere
politischen  Ebenen  eingerichteten  Beratungsorganisationen  bzw.  Ministerien.307 Für  Sachsen  ist
dabei  die Sächsische  Energieagentur,  für  den Bereich  des  Bundes  die  Deutsche  Bundesstiftung
Umwelt  und für  die europäische Ebene der  European-Energy-Award zu nennen.  Aber auch die
entsprechenden Fachverbände und Lobbyvereinigungen für besondere Technologien der EE aber
auch  der  Gemeinden  auf  Landes-,  Bundes-  und  Europaebene  können  hier  Impulse  setzen  und
Unterstützungsleistungen  zur  Verfügung  stellen.  Darüber  hinaus  existieren  auf  der  Ebene  der
zivilgesellschaftlichen  Akteure  und  Organisationen  vielfältige  Möglichkeiten  des  gegenseitigen
Austauschs  und  der  Unterstützung,  um  gemeinsam  erfolgreich  die  lokale  Energieautonomie
umzusetzen. Auf diese Weise können die Akteure vor Ort auf dem bestehenden Wissen aufbauen
und von den Erfahrungen anderer Projekte profitieren. Im Rahmen der Interviews mit Akteuren in
den  sächsischen  Kommunen  soll  mit  der  Frage  7  des  Interviewleitfadens  die  Nutzung
entsprechender  Angebote  erhoben  werden.  Die  Unterstützung  und  der  Austausch  mit  externen
Beratungsakteuren werden dabei jeweils mit der Ziffer 1 und umgekehrt mit der Ziffer 0 kodiert.
307 Vgl. dazu Schmidt 2002: S.20f.
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5.3.2.10. Anleitung durch einen neutralen Akteur (ANA)
Um  den  Energiewendeprozess  auf  der  Ebene  der  Kommunen  langfristig  zu  sichern  und  zu
professionalisieren, empfiehlt es sich im Laufe des Prozesse eine Institution, die aus internen wie
externen Akteuren bestehen kann, zu etablieren.308 Ihre maßgebliche Aufgabe ist es die Akteure der
verschiedenen Ebenen zu koordinieren und zu moderieren.309
Aufgrund der eingeschränkten personellen und fachlichen Ressourcen310 bietet die Übertragung der
Prozesskoordination  auf  externe  Akteure  eine  verlässliche  Alternative,  um  so  einerseits  die
kommunalen Akteure zu entlasten und andererseits die entsprechenden Maßnahmen und Prozesse
professionell zu gestalten und umsetzen zu können. Gleichzeitig gelingt es, einen nutzenorientierten
und sachlichen Blick von außen auf die eigenen Bestrebungen sowie fachliches Know-how, über
das die Kommune selbst  selten verfügt,  zu gewinnen. Durch ihren Status ist  es ihnen ebenfalls
leichter möglich von allen relevanten Akteuren vor Ort akzeptiert zu werden.311 In der kommunalen
Praxis  kann  dies  vor  allem  durch  Ingenieurbüros,  Energieberater,  Forschungsinstitute  und
Regionalmanagements,  die  sich bspw. bereits  im Rahmen des  Programms Integrierte  Ländliche
Entwicklung (ILE) etabliert haben, gewährleistet werden.312
Im Zuge des Interviews wurden die Akteure befragt, wer die Umsetzung des Energieautonomie-
prozesses in ihrer Gemeinde koordiniert (Vgl. dazu Frage 6). Wenn diese nach Wahrnehmung der
interviewten Akteure maßgeblich durch einen neutralen Akteur erfolgt, wird dies mit der Ziffer 1
und wenn nicht durch die Ziffer 0 kodiert.
5.3.2.11. Nutzen zeigen (NZW)
Unter  dem Aspekt,  die  EE als  Instrument  des  regionalen und kommunalen Strukturwandels  zu
begreifen,  dem das Konzept der  Energieautonomie folgt,  sind umfangreiche Strukturänderungen
notwendig,  u.a.  erfordert das umfassende finanzielle Mittel  zum Umbau der  Energieversorgung.
Gerade die Notwendigkeit möglichst bereite Bevölkerungskreise innerhalb der Kommune für diesen
Prozess zu gewinnen und als potentielle Investoren für EE-Anlagen einzubinden, verlangt von den
Protagonisten dieses tiefgreifenden Strukturwandels, der Bevölkerung den konkreten Nutzen dieses
Umbaus aufzuzeigen.313 In  der  Literatur  sowie in  den Interviews mit  den sächsischen Experten
308 Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie (Österreich) 2007: S.49.
309 Vgl. Böcher 2009: S.136.
310 Vgl. dazu Kapitel 2.2.2.
311 Vgl. dazu Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien 2010: S.16.
312 So äußerten sich zumindest die meistens der in der ersten Interviewrunde befragten Experten.
313 Vgl. dazu Agentur für Erneuerbare Energien 2008: S.35.
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wurde  immer  wieder  die  Schaffung  regionaler  Wertschöpfung  und  Arbeitsplätze  als  für  jeden
Einzelnen  nachvollziehbaren  Nutzen  benannt.314 Auf  diese  Weise  könnte  der  Abfluss  von
finanziellen Mitteln aus der Region und aus der Kommune unterbunden werden.
Mit der Frage 20 des Interviewleitfadens soll daher erhoben werden, in wie weit diese Einschätzung
tatsächlich eine Auswirkung innerhalb der Kommunen entfalten konnte. Dies kann sich durch die
Wahrnehmung bezüglich der Schaffung von Arbeitsplätzen bei  den handelnden Akteure vor Ort
erklären lassen könnte. Allerdings hätte für eine umfassende Erhebung dieses Faktors jedes einzelne
lokale  Unternehmen  separat  befragt  werden  müssen,  ob  im  Zuge  des  kommunalen
Energieautonomieprozesses neue Arbeitsplätze entstanden sind und/oder ob sie von der Vergabe
entsprechender Aufträge profitierten. Dies kann aufgrund von forschungspraktischen Gründe nicht
geleistet werden. Erhoben werden zwei Merkmale. Erstens ob tatsächlich Arbeitsplätze (min. 3) im
Bereich der Energie im weiteren Sinne seit Beginn des Prozesses entstanden sind und ob zweitens
für die interviewten Akteuren in ihrer eigenen Wahrnehmung darüber hinaus weiterer Nutzen durch
die  Aktivitäten  im  Bereich  der  Energieautonomie  feststellbar  ist.  Beim  Auftreten  der  ent-
sprechenden Merkmale wird dies jeweils mit der Ziffer 1 kodiert, ansonsten mit 0. Der Faktor wird
dann als wirksam erachtet, wenn in beiden Merkmalen eine Merkmalsausprägung feststellbar ist.
5.3.2.12. Finanzielle Unterstützung durch Fördermittel (FUF)
Der umfangreiche Umbau der kommunalen Energieversorgung auf der Basis der EE mit den damit
verbundenen tiefgreifenden Auswirkungen auf die sozialen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Strukturen  vor  Ort  benötigt  die  Bereitstellung  und  Aktivierung  von  ausreichend  finanziellen
Mitteln.  Dafür  gilt  es,  dass  im  Zuge  des  Umsetzungsprozesses  ein  regelmäßig  angepasster
Gesamtkostenplan erstellt und die Sicherung einer gewissen finanziellen Kontinuität gewährleistet
wird. Dies kann auch durch die Einstellung notwendiger Mittel in den kommunalen Haushaltsplan
ermöglicht werden.315 Da die sächsischen Kommunen in der kommunalpolitischen Praxis oft nicht
über  ausreichend  finanzielle  Mittel  verfügen,  um  den  Energieautonomieprozess  allein
voranzutreiben bzw. zu finanzieren, sind sie einerseits auf private und kommerzielle Initiativen und
Investitionen sowie andererseits gerade in der Anfangsphase im besonderen Maße auf Fördermittel,
die  in  der  Regel  durch  Programme  und  Projekte  der  überkommunalen  politischen  Ebenen
bereitgestellt werden, angewiesen.316 Um diese abrufen zu können, müssen die Kommunen darüber
hinaus  meist  ebenfalls  die  notwendigen  Eigenmittel  beschaffen.  Durch  die  Befragung  der
314 Vgl. dazu auch Tischer 2006: S.77.
315 Vgl. Schmidt 2002: S.107.
316 Vgl. Agentur für Erneuerbare Energien 2008: S.14.
77
kommunalen  Akteure  sollen  Informationen  zu  den  abgerufenen  Fördermitteln  sowie  zu  den
eingesetzten  Eigenmitteln  erhoben  werden,  um  so  festzustellen,  ob  die  Bereitstellung  von
Fördermitteln Auswirkungen auf die Umsetzung des Energieautonomieprozesses vor Ort hat. Dazu
dienen die Fragen 21 und 22 des Interviewleitfadens. Kommunen, in denen Projekte mit finanzieller
Unterstützung  von  Fördermitteln  realisiert  worden,  werden  mit  der  Ziffer  1  kodiert.  In  den
Kommunen, wo dies nicht der Fall war,  wird der Sachverhalt dagegen mit der Ziffer 0 kodiert.
Gleichermaßen  wurde  verfahren,  wenn  in  den  Fallbeispielen  Projekte  aufgrund  von  fehlender
Förderung gescheitert sind. 
5.3.2.13. Erfolgsbeispiele vor Ort (EBO)
„Das Vorhandensein schon erfolgreicher Projekte dient unmittelbar zur Akzeptanzsteigerung von
regionalen  Entwicklungsstrategien.“317 Dies  wird  im  Einzelnen  deutlich,  wenn  kommunal
bedeutsame  Akteure,  wie  auch  die  Kommune  selbst,  EE-Anlagen  auf  öffentlichen  Gebäuden
installiert.  Durch  diese  Erfolge  werden  Akteure  motiviert  sich  an  dem  Prozess  der
Energieautonomie  zu  beteiligen  und  bspw.  ebenfalls  eigene  Anlagen  zu  installieren  oder  ihren
Aufbau  zu  finanzieren.318 Gleichzeitig  wird  das  in  der  Planung  sehr  abstrakte  Projekt  für  alle
Bewohner einer Kommune damit begreifbar und nachvollziehbar.
Durch  die  vierte  der  Einleitungsfragen  des  Interviewleitfadens  soll  die  Anzahl  der  installierten
Anlagen  bei  den  kommunalen  Akteure  und  der  Mix  der  Technik  erhoben  werden.  Gerade  die
Vielfalt  der  verwendeten  Technologien  ermöglicht  es  erst,  einerseits  die  Bevölkerung mit  allen
Technologien vertraut zu machen und andererseits das Ziel der Energieautonomie überhaupt erst
erfolgreich umzusetzen.319 So konstatiert die SAENA in ihren Leitlinien zu den energieautonomen
Modellregionen: „Beim Einsatz erneuerbarer Energien gilt  es einen Mix aus den zur Verfügung
stehenden Quellen (Sonne, Wind, Biomasse, Wasser, Erdwärme) und das nachhaltige Potential zu
erschließen“.320 Da  gerade  auch  die  Errichtung  von  WKA stark  von  den  planungsrechtlichen
Vorgaben durch die regionalen Planungsverbände abhängig ist, soll für diese Untersuchung ein Mix
aus mindestens drei Technologieformen mit der Ziffer 1 kodiert werden. Falls dies nicht zutrifft
wird mit der Ziffer 0 kodiert.
317 Vgl. dazu Böcher 2009: S.133.
318 Vgl. Neges 2007: S.28.
319 Dies wurde von einigen Experten aus der ersten Interviewrunde bestätigt. 
320 Vgl. dazu Sächsische Energieagentur (SAENA) (o.A.)a: Teilüberschrift – Nachhaltigkeit als Eckpfeiler des
Handelns.
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5.3.2.14. Sozioökonomischer Handlungsdruck vor Ort (SHO)
Die Zukunftsherausforderungen und -perspektiven der Kommunen wurden bereits ausführlich im
Kapitel 2.2. beschrieben. Bei diesem Faktor, der vor allem durch die sächsischen Experten als ein
den  kommunalen  Energieautonomieprozess  fördernden  Einfluss  identifiziert  wurde,  steht  die
Entstehung eines gewissen „Leidensdruck“ im Mittelpunkt der Betrachtung. Darüber hinaus muss
dieser  Zustand  aber  auch  von  den  handelnden  Akteuren  vor  Ort  zuerst  erkannt  und  dann  die
Aussichten  der  kommunalen  Energieautonomie  als  ein  möglicher  Lösungsweg  in  Erwägung
gezogen werden. Als Konsequenzen daraus werden dabei vor allem das Stoppen des finanziellen
Mittelabflusses,  die  Abwanderung  von  Einwohnern  aus  der  Kommune  sowie  das  Stärken  der
sozialen Netze genannt.321 Als eigenständige Variable werden dabei die Pro-Kopf-Verschuldung in
den  Kommunen  (VDK),  die  demographische  Entwicklung  der  Kommunen  (NDE),
Arbeitslosenquote vor Ort (HAO) und die Pro-Kopf-Steuereinnahmen (SEK) ins Verhältnis zum
sächsischen  Durchschnitt  gesetzt.  Wenn  die  entsprechenden  Werte  darunter  (NDE/SEK)  oder
darüber  liegen (HAO/VDK),  wird davon ausgegangen,  dass  ein  entsprechender  „Leidensdruck“
vorliegt.  Darüber hinaus wird das Vorhandenseins eines starken Strukturwandels (SSW) mit der
Ziffer 1 kodiert bzw. bei nicht Vorhandensein mit der Ziffer 0. Außerdem wurde nach dem Grund
der  Initiierung von  Aktivitäten  auf  dem Gebiet  der  Energie  gefragt.  Wenn dies  auf  Basis  von
finanziellen  Zwängen erfolgte,  wird  dies  mit  der  Ziffer  1  kodiert,  wenn dies  aufgrund anderer
Aspekte erfolgte mit der Ziffer 0. Dies fließt in die Variable SSW mit ein. Die finanzielle Situation
der Kommunen soll mit der fünften und ersten der Einleitungsfragen untersucht werden. 
5.3.2.15. Partizipation der Bevölkerung am Prozess/Projekten (PBP)
Auch dieser von Experten und der Literatur identifiziere Faktor, dem ein fördernder Einfluss auf
den  Energieautonomieprozess  zugesprochen  wird,  steht  in  seinem Kern  dafür,  möglichst  breite
Kreise der Bevölkerung vor Ort in den Prozess einzubinden und so die allgemeine Akzeptanz für
den  tiefgreifenden  Umbau  der  Energieversorgung zu  erhöhen.  „Ohne  ausreichende  Beteiligung
drohen die Chancen Erneuerbarer Energien gegenüber möglichen Nachteilen in den Hintergrund zu
treten.“322 Ein weiterer Aspekt der Beteiligung ist der, dass durch Beteiligungsprozesse gleichfalls
auch Lern- und Austauschprozesse in Gang gesetzt werden können, die wiederum Einfluss auf die
Akzeptanz des Energieautonomieprozesses vor Ort nehmen können.323 Gleichzeitig ermöglicht die
321 Vgl. dazu Tischer 2006: S.77.
322 Agentur für Erneuerbare Energien 2008: S.35.
323 Vgl. Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien (o.A.): S.6.
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schon  frühzeitige  Einbindung  breiter  Bevölkerungskreise  Interessenkonflikte  und  Widerstände
bereits vor der Umsetzung einzelner Projekte zu erkennen und damit lösen zu können.324
Ein weiterer interessanter  Aspekt  ist,  dass die Einwohner einer Kommune durch die finanzielle
Beteiligung  an  EE-Anlagen  erstens  wieder  selbst  zu  Energieproduzenten  werden  und  zweitens
einen  persönlichen  Einfluss  auf  ihre  Versorgungssicherheit  bekommen.  Wie  im  letzten  Absatz
ausgeführt, kann die Beteiligung der Einwohner vor Ort auf verschiedenen Wegen gewährleistet
werden. Sie können bspw. finanzieller, kommunikativer oder politischer Art realisiert werden. Die
Fragen  27  und  28  versuchen  daher  umfangreich  die  verschiedenen  Aspekte  und  Ebenen  der
möglichen Partizipationsmöglichkeiten zu erheben. Das jeweilige Vorhandensein eines Merkmals
wird  jeweils  mit  der  Ziffer  1,  das  Nichtvorhandensein  mit  der  Ziffer  0  kodiert.  Wenn  in  der
Mehrheit der Dimensionen eine Merkmalsausprägung feststellbar ist, dann wird der gesamte Faktor
mit der Ziffer 1 kodiert und falls dies nicht der Fall ist, mit der Ziffer 0.
5.3.3. Die hemmenden Faktoren für den Erfolg von Energieautonomie
Die Wirksamkeit der hemmenden Faktoren auf den kommunalen Energieautonomieprozess wird im
Rahmen  dieser  Untersuchung  an  den  Fallbeispielen  Göda  und  Reuth/Vogtland,  die  weniger
erfolgreich als die restlichen drei Kommunen waren, überprüft.325 Durch die Literaturrecherche und
die Befragung von elf sächsischen Experten konnten einige hemmende Faktoren mit Einfluss auf
den  lokalen  Energieautonomieprozess  identifiziert  werden.  Da einige  dieser  Faktor  im Rahmen
dieser Arbeit nicht sinnvoll zu Operationalisieren waren, wurde auf deren weitere Untersuchung
verzichtet. Im Folgenden werden die restlichen Faktoren zumindest in aller Kürze beschrieben und
auf ihr Vorhandensein in den zwei benannten weniger erfolgreichen Fallbeispielen hin überprüft.
Außerdem  werden  auch  die  hier  als  erfolgreich  definierten  Kommunen  auf  ihrem  Weg  mit
Hindernissen und Rückschlägen konfrontiert. 
5.3.3.1. Mangel an Initiatoren und Unterstützern (MIU)
In der gesichteten Literatur wird davon ausgegangen, dass für die Umsetzung der Energieautonomie
in der Regel die Ebene der Region, den kleineren territorialen Einheiten, bspw. kleiner Kommunen,
vorzuziehen ist.  Den Hintergrund dafür  liefert  die  Annahme,  dass es  auf  der  Ebene von relativ
kleinen Kommunen nicht gelingt, ausreichend Initiatoren und Mitstreiter zu gewinnen, die diesen
324 Vgl. dazu Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien 2010: S.9.
325 Vgl. dazu Kapitel 5.2.
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Prozess tragen und institutionalisieren können.326 Ein weiteres Argument stellt die nur sehr begrenzt
zur Verfügung stehenden finanziellen und personellen Ressourcen der Kommune in den Blickpunkt
der Begründung.327 Beide vorgebrachten Argumente könnten in ihrer Konsequenz dazu führen, dass
die entsprechenden Prozesse vor Ort nicht initiiert und/oder kontinuierlich vorangetrieben werden
können. Die abschließende Frage des Fragebogens sowie die Frage 17 zu Gründen von Stockungen
bei der Umsetzung des Prozesses vor Ort sollen erheben, ob dieser Faktor eine Wirkung in den
Kommunen entfaltet. Wenn dies in der Wahrnehmung der Mehrheit der jeweils befragten Akteure
der Fall ist, dann wird dies mit der Ziffer 1 kodiert, ansonsten mit der Ziffer 0.
5.3.3.2. Mangelndes Problembewusstsein beim Bürgermeister (MPB)
Dieser als hemmend wirkend identifizierter Faktor knüpft sehr stark an den unter Punkt  5.3.2.3.
schon näher beschriebenen Faktor  Bewusstsein bei Politik/  Verwaltung, dass Energiepolitik eine
kommunale Aufgabe ist  an. In diesem Zusammenhang wird von Seiten der sächsischen Experten
darauf  verwiesen328,  dass in  vielen sächsischen Kommunen die entsprechenden Entscheider  und
Akteure,  die  die  kommunale  politische  Agenda  dominieren,  das  Thema der  EE  und die  damit
verbundenen Potentiale noch nicht erkannt haben bzw. andere Themen für wichtiger erachten. In
diesen Gemeinden wäre es daher notwendig, dass Impulse entweder von außen durch entsprechende
politische Vorgaben bspw. durch die Landesregierung erfolgen würden oder dass sich im Inneren
ein starker zivilgesellschaftlicher Akteur entwickelt, der Druck auf die vorher benannten Akteure
und die von ihnen vertretenden politischen Agenda ausüben könnte. Mit den Fragen 8 bis 11 des
Interviewleitfadens wurden die Informationen zur Wirkmächtigkeit  dieses Faktors  ermittelt.  Die
Daten werden dabei wie im Abschnitt 5.3.2.3. entsprechend erhoben, wobei der Faktor als wirksam
erachtet wird, wenn bei weniger als der Hälfte der Merkmale eine Merkmalsausprägung vorhanden
ist und folglich mit der Ziffer 1 kodiert wurde, ansonsten mit der Ziffer 0.
5.3.3.3. Nachhaltige Energieversorgung ist keine Pflichtaufgabe für 
Kommunen (EKP)
Dieser Zustand wurde maßgeblich von den sächsischen Akteuren im Rahmen der Interviews als ein
wichtiger  hemmender  Faktor  für  die  Entwicklung  von  Energieautonomieinitiativen  auf  der
kommunalen Ebene erkannt. Die entsprechende Argumentation bezieht sich dabei darauf, dass die
326 Vgl. Boley 2009: S. 34f., Thie 2007: S.4 und CIPRA International 2010: S.7.
327 Vgl. dazu Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie (Österreich) 2007: S. 13.
328 Vgl. u.a. Interview 7, Interview 11, Interview 9, Interview 10.
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in der kommunalen Politik und Verwaltung wirkenden Akteure ihre Prioritäten sehr einseitig an den
vorgebenden Pflichtaufgaben ausrichten müssten.329 Für die freiwilligen Aufgaben blieben aufgrund
der  sehr  eingeschränkten  finanziellen  und  personellen  Ressourcen  kaum freie  Kapazitäten  und
Potentiale  zur  aktiven  Gestaltung  vor  Ort  übrig.  Gerade  wenn  sich  die  Kommunen  in  der
Haushaltskonsolidierung befänden,  könnten  entsprechende Aktivitäten  durch die  übergeordneten
Aufsichtsbehörden mit der Argumentation, dass es sich um freiwillige Aufgabenbereiche handelt,
verhindert  und  damit  scheinbar  unmöglich  gemacht  werden.  Dem  entgegen  stehen  gerade  die
Erfahrungen  in  Zschadraß,  das  es  trotz  ein  internen  Haushaltskonsolidierung  geschafft  hat,
konsequent in EE zu investieren.330
Die Informationen zu den Auswirkungen dieses Faktors wurden mit den Fragen 8 bis 11 erhoben.
Ob dieser Faktor für die untersuchten Kommunen relevant ist, wird anhand der Äußerungen von
den befragten Akteuren aus Politik und Verwaltung untersucht. Wenn aus diesen ableitbar ist, dass
die oben benannten These wirksam sein könnte, dann wird dies mit der Ziffer 1 kodiert, ansonsten
mit der Ziffer 0
5.3.3.4. Probleme mit Regionalpläne (PRP)
Die Regionalplänen in Sachsen sowie die diese Pläne konzipierende regionalen Planungsverbänden
haben durch  die  Ausweisung von Windvorranggebieten  und  Eignungsgebiete  vor  allem für  die
Windkraft einen großen Einfluss auf ihren Ausbau. Andere EE-Anlagen werden im Rahmen der
Regionalpläne  nicht  berücksichtigt.  Hier  werden  die  Grundlagen  meist  auf  der  Ebene  der
Kommunen  durch  die  Aufstellung  entsprechender  Bebauungspläne  gelegt.  Die  Regionalpläne
orientieren  sich  dabei  an  den  Vorgaben  des  Landesentwicklungsplans331 und  damit  zumindest
indirekt  an  den  politischen  Vorgaben  der  entsprechenden  Landesregierung.  In  diesem heißt  es:
„Oberste Leitvorstellung der Raumordnung ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen
und wirtschaftlichen  Ansprüche an  den  Raum mit  seinen ökologischen  Funktionen in  Einklang
bringt [..].“332 Seit 2004 ist die Erstellung eines Umweltberichts, der sich aus der Vorgabe speist, im
Rahmen  der  Erstellung  von  Regionalplänen  eine  Umweltprüfung  durchzuführen,  Teil  der  zu
erstellenden  Regionalpläne.333 Überlegungen  die  Regionalpläne  um  die  Facette  eines
329 Diesbezüglich äußerten sich u.a. Interview 1, Interview 11, Interview 5, Interview 2.
330 Vgl. dazu Kapitel 5.1.3.




333 Vgl. Sächsische Staatsministerium des Innern (o.A.)a: Regionalpläne. URL: http://www.landesentwicklung.sachsen  . 
de/  2386.htm   (Stand: 21.04.2011).
82
Energieberichtes  zu  erweitern,  in  denen  alle  Energien  der  entsprechenden  Region  detaillierter
beschrieben  und  geplant  werden,  gibt  es  bisher  nicht,  wären  aber  wünschenswert.334 Für  die
Regionen  Westsachsen  und  Oberlausitz/Niederlausitz  existieren  dagegen  als  Teilregionalplan335
entsprechende Braunkohlepläne für jeden Tagebau sowie Sanierungsrahmenpläne bei stillgelegten
Tagebau. Darüber hinaus gelten die Rahmenpläne meist für einen Zeitraum von zehn Jahren. Im
Zuge der Befragungen wurde mit Hilfe der Frage 30 die entsprechenden Informationen erhoben. Als
Merkmal dient, ob es vor Ort schon einmal zu Problemen mit dem regionalen Planungsverband/
Regionalplan kam und ob es sich dabei um Probleme im Bereich der EE handelte. Ist dies der Fall,
dann wird dies mit der Ziffer 1 kodiert, ansonsten mit der Ziffer 0. Als zweites Merkmal wird dann
erhoben,  ob  in  einem  Konfliktfall  bezüglich  EE-Technologien,  die  Vorgaben  des  regionalen
Planungsverbandes die Errichtung von Anlagen vor Ort verhinderten oder nicht. Wenn dies der Fall
ist wird das mit der Ziffer 1 kodiert, wenn dies nicht der Fall ist mit der Ziffer 0.
5.3.3.5. Fehlende Eigenmittel (FEM)
Die sächsischen Kommunen sind für die Umsetzung der kommunalen Energieautonomieprozesse
auf das Vorhandensein von Fördermitteln angewiesen. Probleme für die Kommunen ergeben sich
einerseits daher, dass die entsprechenden Programme dabei sehr häufig zeitlichen und finanziellen
Einschränkungen unterliegen, die den teils länger  dauernden Planungsphasen in der Verwaltung
zuwiderlaufen  und  andererseits  das  Aufbringen  entsprechender  Eigenmittel  durch  kommunale
Akteure notwendig machen. In der Literatur wird daher sehr häufig darauf verwiesen, mittelfristig
und  langfristig  die  Finanzierung  der  kommunalen  Energiewende  über  andere  Quellen
abzusichern.336 Gerade  in  der  Anfangszeit  der  Energieautonomiebestrebungen  vor  Ort  werden
Fördermittel  verschiedener  politischer  Ebenen  und  Organisationen  eine  große,  wenn  nicht  die
entscheidende Rolle einnehmen, um bspw. erfolgreiche Projekte zu etablieren. Unter der Mehrheit
der  befragten  sächsischen  Experten  wurden  die  aufgrund  der  schwierige  finanziellen  Lage  der
Kommunen  nur  unzureichend  zur  Verfügung  stehenden  Eigenmittel  als  hemmender  Faktor
identifiziert.  Die  Wirksamkeit  dieses  Faktors  wird  mit  der  Frage  23  erhoben.  Wenn  in  einer
Kommune der Mangel an Eigenmittel dazu geführt, dass ein Projekt  oder Teile eines Prozesses
nicht durchgeführt werden konnten, wird dies mit der Ziffer 1 kodiert, ansonsten mit der Ziffer 0.
334 Vgl. Interview 7.  
335 Regionaler Planungsverband Oberlausitz-Niederschlesien (2010): Regionalplan – Region Oberlausitz-
Niederschlesien. Erste Fortschreibung. Bautzen und Regionaler Planungsverband Westsachsen (2008): Regionalplan
Westsachsen, Leipzig.
336 Vgl. u.a. dazu Tischer 2006: S.188ff und Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien (o.A.): S.7.
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5.3.3.6. Schlechte wirtschaftliche Rahmenbedingungen (SWR)
Im Rahmen der Interviews wurde von Seiten der sächsischen Experten gerade im Vergleich zu den
sehr dynamischen Entwicklungen im Bereich der Energieautonomie in den Bundesländern Baden-
Württemberg  und  Bayern  immer  wieder  die  finanziell  schlechten  Rahmenbedingungen  der
Bewohner  vieler  sächsischer  Kommunen  als  hemmender  Faktor  für  die  Umsetzung  der
Energiewende  in  Sachsen  benannt.337 Die  Einwohner  könnten  dadurch  keine  finanzielle  Mittel
aufbringen,  um sich  bspw.  an  Bürgerenergieanlagen  zu  beteiligen  oder  selbst  Anlagen  auf  die
eigenen Häuser zu bauen. Als ein Nebeneffekt der schlechten wirtschaftlichen Lage ist im größeren
Maße damit zu rechnen, dass es zu einer weiteren Abwanderung von Einwohnern in Regionen mit
ausreichend  Arbeitsplätze  kommen  könnte.  Eine  langfristige  Planbarkeit  vor  Ort,  die  für  die
Errichtung von EE-Anlagen, die sich in der Regel erst im Schnitt  nach zehn Jahr amortisieren,
unbedingt  notwendig  wäre,  ist  so  nicht  mehr  gegeben.  Dazu  kommt  das  durch  die  schlechten
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen auch die entsprechenden wirtschaftlichen potenten Akteure,
die den Prozess mit Investitionen und fachlicher Kompetenz unterstützten könnten, fehlen. Hans
Thie  beschreibt  dies  am  Beispiel  von  ländlichen,  agrarisch  geprägten  Kommunen  in
Mecklenburg/Vorpommern  wie  folgt:  „Sofern  verlässliche  externe  Partner  nicht  zur  Verfügung
stehen,  ist  die  Mitarbeit  von  lokalen  Agrarbetrieben  und  Gewerbetreibenden  im Initiatorenkern
ratsam,  womöglich  zwingend,  weil  es  ansonsten  an  finanzieller  Kraft  und  organisatorischen
Fähigkeiten mangelt“338.  Als Maßstab für schlechte wirtschaftliche Rahmenbedingungen in einer
Kommune  werden  statistische  Angaben  zur  Arbeitslosigkeit,  Einkommen  der  Haushalte,
Verschuldung der Bevölkerung und Kommunen sowie des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf erhoben,
die jeweils schlechter als der sächsische Durchschnitt sein müssen. Ist das der Fall, dann wird dies
mit der Ziffer 1 kodiert, ansonsten mit der Ziffer 0. Der Faktor wird dann als relevant angesehen,
wenn dies bei der Mehrheit der erhobenen Merkmale der Fall ist.
5.3.3.7. Ängste vor EE-Projekten (APO)
Als  einer  der  wichtigen  Faktoren,  der  den  Ausbau  der  EE-Anlagen  hemmt,  wird  durch  die
sächsischen Experten, die Angst der Bevölkerung vor Ort beschrieben, durch die Errichtung der EE-
Anlagen vor Ort einen Teil ihrer Lebensqualität und Ruhe einzubüßen. Als sehr weit verbreitete
Beispiele werden dabei die „Verspargelung“ der Landschaft durch WKA sowie deren Leuchtfeuer
337 Vgl. dazu u.a. Interview 2, Interview 6, Interview 1, Interview 9.
338 Vgl. dazu Thie 2007: S.48.
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und die Geruchsemissionen von Biogasanlagen genannt. Diese Vorbehalte, teilweise gespeist aus
Vorurteilen und Unwissenheit in der Bevölkerung, aber auch befördert durch falsch geplante und
durchgeführte  Umsetzung  von  Projekten,  können  sich  in  institutionalisierten  und  nicht
institutionalisierten Protestformen äußern.  Bürgerinitiativen sind dabei eine gängige Protestform.
Aber auch über das Gremium des Gemeinde- oder Stadtrates kann solch ein Protest bspw. in Form
einer  entsprechenden  ablehnenden  Entscheidung  gegenüber  einer  bestimmten  Technologie  oder
eines bestimmten Projektes erfolgen. Wenn die entsprechenden Merkmalsausprägungen vorhanden
sind,  wird  dies  mit  der  Ziffer  1  kodiert.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  dann  mit  der  Ziffer  0.  Die
Informationen zu diesem Faktor sollen über die Fragen 31 und 32 des Interviewleitfadens erhoben
werden.
5.4. Charakterisierung Akteure und Durchführung der Interviews
Die Auswahl der kommunalpolitischen Akteure in den fünf untersuchten Fallbeispielen erfolgte,
wie bereits weiter oben genannt, auf der Basis einer umfangreichen Internetrecherche sowie durch
das Abfragen im Rahmen der ersten Interviewrunde mit sächsischen Experten. Zu einem geringeren
Teil  erfolgte  die  Identifikation  durch  Hinweise  von  bereits  befragten  Akteuren  der  zweiten
Interviewrunde. Die ausgewählten Akteure339 wurden vorab per Mail über das Forschungsvorhaben
informiert und wenig später zur Absprache eines Interviewtermins kontaktiert. Ein Ziel war dabei
pro Kommune zwei  bis drei  verschiedene Akteure zu befragen.  Die Befragten einer  Kommune
sollten  im  Idealfall  sowohl  aus  der  Politik/Verwaltung  als  auch  aus  dem  wirtschaftlichen  und
zivilgesellschaftlichen Bereich kommen, um so möglichst unterschiedliche Perspektiven auf den
kommunalen Prozess zu erhalten. Dies ist leider nicht allen Fällen gelungen, da es teilweise für
einzelne  Bereiche  keine  Akteure  vor  Ort  gab.  Fast  alle  Interviews  wurden  in  Face-to-Face-
Situationen  erhoben.  Lediglich  ein  einziges  wurde  per  Telefon  durchgeführt.  In  der  Kommune
Ostritz  war es aufgrund der angespannten Situation in Folge des  Hochwasser 2010 leider  nicht
möglich die amtierende Bürgermeisterin und den Chef des Internationalen Begegnungszentrum St.
Marienthal  zu  interviewen,  die  sicherlich  einen  wertvollen  Einblick  über  die  aktuellen
Entwicklungen  des  EMOS-Prozesses  hätten  geben  können.  So  konnte  zu  den  aktuellen
Entwicklungen nur auf einen Interviewpartner zurückgegriffen werden.
339 Vgl. dazu die Übersicht im Anhang VIII. 
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6. Datenanalyse und Auswertung
6.1. Datenlage
In den Gemeinden der fünf Fallbeispiele konnten insgesamt 14 Interviews realisiert werden. Dabei
wurden  vier  der  fünf  amtierenden  Bürgermeister  befragt  und  für  die  Kommune  Ostritz  der
amtierende Vizebürgermeister sowie der Bürgermeister, der von 1990 bis zum Jahr 2001 im Amt
war. Ein durchgeführtes Interview kann aufgrund der Tatsache, dass die befragte Person zu wenig in
die  Energiewendeprozesse  vor  Ort  eingebunden  war,  nicht  bei  der  Auswertung  berücksichtigt
werden.
Daher wurden in den Gemeinden Ostritz, Göda und Zschadraß jeweils drei Personen befragt sowie
in den Gemeinden Großharthau und Reuth jeweils zwei.  Für  alle  19 fördernde Faktoren und 7
hemmende Faktoren konnten für jede Kommune entsprechende Daten erhoben werden. Insgesamt
wurde  die  Datenanalyse  auf  der  Basis  der  fünf  Fälle,  einer  abhängigen  sowie  insgesamt  26
unabhängige Variablen durchgeführt werden.
6.2. Häufigkeitsverteilungen
6.2.1. Die abhängige Variable – Erfolg im Energieautonomieprozess
Tabelle 7: Operationalisierung von Erfolg im Energieautonomieprozess
Kommune Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Energiesparen /
-effizienz
1 1 1 1 1
Anlagen 1 1 1 1 1
Strom 1 1 1 1 1
Wärme 0 0 1 1 1
Häufigkeit 3 3 4 4 4
Erfolg 0 0 1 1 1
Quelle: Eigene Zusammenstellung.
Die  abhängige  Variable  Erfolg  im  Energieautonomieprozess weist  zwischen  den  untersuchten
Kommunen keine große Varianz auf. Alle Gemeinden konnten bei den drei Dimensionen von Erfolg
–  Durchführung  von  Energiespar-  und  Energieeffizienzmaßnahmen,  der  Errichtung  von  EE-
Anlagen seit dem Beschluss bzw. dem Bekenntnis zur Energieautonomie sowie einen deutlich über
dem sächsischen Durchschnittswert liegenden Anteil von aus EE-Ressourcen produziertem Strom  –
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positive Resultate vorweisen. Eine Besonderheit besteht dahingehend, dass nur zwei Kommunen,
Zschadraß und Ostritz, zumindest mittelbar über eigene EE-Anlagen verfügen oder anteilig daran
beteiligt sind. Unterschiede gibt es dagegen bei der Umsetzung von Nahwärmekonzepten auf der
Basis von regenerativen Energiequellen, wo nur Ostritz, Großharthau und Zschadraß entsprechende
Erfolge  vorweisen  konnten.  Hier  kommt  vor  allem  Ostritz  eine  Ausnahmestellung  auch  im
gesamtsächsischen Kontext  zu,  da hier  mit  einem städtischen  Biomassekraftwerk ca.  75% aller
Haushalte der Stadt angeschlossen sind und beheizt werden.340 Dies wurde nur durch die großzügige
finanzielle Unterstützung der DBU und des Freistaats Sachsen ermöglicht. In Zschadraß wird seit
2004 das Sport-, Schul- und Verwaltungszentrum des Ortes durch ein Biomasseheizkraftwerk und
ein Nahwärmenetz mit EE beheizt. Auslöser war hier, dass aufgrund der Flutschäden aus dem Jahr
2002 eine CO2-neutrale Sporthalle errichtet wurde, die ebenfalls auf der Basis EE beheizt werden
sollte. Ebenfalls positiv wirkte sich die im Jahr 2004 gegründete Sozialökologische Stiftungaus. Mit
deren Hilfe war es möglich, die entsprechenden Eigenmittel für nachfolgende Projekte zu sichern.
In Großharthau wird über ein kleines Nahwärmenetz die Schule und das angrenzende Altersheim
mit  EE-Wärme versorgt.  Dies  entspricht  einem Anteil  von  20% an  der  Wärme,  die  durch  die
gesamten  öffentlichen  Gebäuden  in  Großharthau  verbraucht  wird  und  wurde  durch  eine
Contractinglösung mit einem im Ort ansässigen Energiedienstleister möglich. Die Gemeinden Göda
und  Reuth  haben  derzeit  noch  keine  dementsprechenden  Lösungen  vorzuweisen,  arbeiten  aber
aktuell an der Umsetzung von einzelnen Projekten in diesem Bereich.341
340 So kann bspw. das Nahwärmenetz der Gemeinde Radibor (Oberlausitz) im Moment einen Anschlussgrad von 25%
aller Haushalte vor Ort aufweisen (Telefonat mit Hagen Jatzwauk vom Ingenieurbüro Jatzwauk am 03.02.2011). Ein
weiteres Beispiel existiert in Theuma, wo neben der Schulsporthalle, dem Dorfgemeinschaftshaus auch 110
Haushalte des Ortes angeschlossen sind. 
341 So gibt es in Göda Überlegungen in Kooperation mit einem in der Kommune ansässigen Biogasanlagenbetreiber,
Gebäude über ein Gas- oder einem Nahwärmenetz zu beheizen. Eine ähnliche Vision hat auch der Bürgermeister
von Reuth für seine Kommune.
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6.2.2. Die unabhängigen Variablen
6.2.2.1. Die fördernden Faktoren
Tabelle 8: Wahrheitstabelle der fördernden Faktoren342
Kommune/
Faktoren
Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß Häufigkeit
1. KPA 0 1 1 1 0 3
2. NGB 0 0 0 1 1 2
3. BPW 0 0 0 1 1 2
4. EHK 1 1 1 0 0 3
5. UPW 1 0 0 1 1 3
6. KÖA 0 0 1 1 1 3
7. VMP 0 0 1 1 1 3
8. DWK 0 0 1 0 1 2
9. UEB 1 1 1 1 1 5
10. ANA 1 1 0 1 1 4
11 .NZW 0 0 1 1 1 3
12. FUF 1 1 1 1 1 5
13. EBO 1 0 1 1 1 4
14. SSW 0 0 1 1 1 3
15. NDE 0 0 1 0 1 2
16. VDK 1 0 1 0 0 2
17. SEK 0 0 1 1 1 3
18. HAO 0 0 1 0 1 2
19. PBP 0 1 1 1 0 3
Summe der
Faktoren
7 6 15 14 15
Anhand der Tabelle ist gut ablesbar, dass in den nicht so erfolgreichen Fallbeispielen Göda und
Reuth  deutlich  weniger  fördernde  Faktoren  gemessen  wurden  als  bei  den  erfolgreicheren
Kommunen Ostritz, Großharthau und Zschadraß. Innerhalb dieser beiden Gruppen ist die Varianz
untereinander relativ gering. Darüber hinaus ist auffällig, dass nur bei zwei Faktoren in allen fünf
untersuchten  Beispielen  und  bei  weiteren  zwei  Faktoren  bei  zumindest  vier  Kommunen  eine
Ausprägung vorhanden ist. 
342 Die Zusammensetzung und die Datengrundlagen der einzelnen Faktoren sind im Anhang VI beigefügt.
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Dem Faktor ideelle Unterstützung und Beratung durch eine externe Beratungsorganisation (UEB)
wird  dabei  von  allen  befragten  Akteuren  als  wichtige  Ressource  für  den  eigenen  Energie-
wendeprozess  vor  Ort  angesehen.  Alle  Kommunen  arbeiten  mit  entsprechenden  Akteuren
zusammen und nutzen deren  Wissen und Ressourcen vor allem dann,  wenn ihnen vor  Ort  das
notwendige fachliche Wissen fehlt. Hier kommt in erster Linie der SAENA eine Schlüsselstellung
zu, die außer mit Ostritz, hier wirkte sich vor allem die Zusammenarbeit mit der DBU positiv auf
den  Energieautonomieprozess  aus,  mehr oder  weniger  intensiv mit  den  Kommunen zusammen-
arbeitet. Ebenfalls weisen alle Akteure in den fünf untersuchten Kommunen darauf hin, dass die
finanzielle Unterstützung durch Fördermittel (FUF) als fördernder Faktor einen großen Einfluss auf
die  lokalen  aber  auch  regionalen  Bestrebungen  zur  Umsetzung  von  Energieautonomie  hat.  So
wurde die große Mehrheit der bisher durchgeführten Projekte durch Fördermittel unterstützt und
zum größten Teil überhaupt erst ermöglicht.
Der Faktor, dass der  Energiewendeprozess vor Ort durch einen neutralen Akteur angeleitet wird
(ANA), konnte bis auf das Fallbeispiel Ostritz in allen Kommunen bestätigt werden. So wird der
Prozess in Göda, Reuth und Zschadraß nun maßgeblich durch einen Verein und/oder Stiftung mit
kommunalen  oder  regionalen  Zuschnitt  vorangetrieben.  In  Großharthau  dagegen  agiert  das
Energieteam, das sich im Zuge des EEA-Prozesses konstituiert hat und auch nach der erfolgreichen
Zertifizierung Anfang November 2010 weiter genutzt und erweitert wird343, als Katalysator für die
Anstrengungen auf dem Weg in Richtung Energieautonomie. Das Team arbeitet dabei eng mit dem
Regionalmanagement der ILE-Region Westlausitz zusammen. In Ostritz dagegen wird der Prozess
aktuell  im Wesentlichen durch die Verwaltung und die Bürgermeisterin koordiniert344 und damit
nicht durch neutrale Akteure.
Die Mehrheit der Faktoren konnten in einer Häufigkeit von 2 bis 3 gemessen werden. Interessant ist
auch, dass bei allen der 19 erhobenen Faktoren mindestens in zwei Kommunen eine Ausprägung
festgestellt werden konnte. Dies bedeutet, dass alle fördernde Faktoren in der kommunalen Praxis,
zumindest der hier untersuchten fünf Fallbeispiele, wiederzufinden sind.
343 So wurde bspw. im April 2011 ein weiteres Mitglied durch den Gemeinderat berufen. Vgl. dazu
Gemeinderatsbeschluss Großharthau 13/3/2011. URL: http://www.grossharthau.de/inhalte/grossharthau/_inhalt/
verwaltung/gv-news/gv-news-2 (Stand: 12.05.2011).
344 Vgl. dazu Kompetenznetzwerk Dezentrale Energietechnologien 2010: S.15 sowie Tischer 2006: S.116.
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6.2.2.2. Die hemmenden Faktoren
Tabelle 9: Wahrheitstabelle der hemmenden Faktoren345
Kommune/
Faktoren
Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß Häufigkeit
1. MIU 1 1 1 1 1 5
2. MPB 1 1 1 0 0 3
3. EKP 0 1 1 1 1 4
4. PRP 1 1 0 0 0 2
5. FEM 1 1 1 1 0 4
6. SWR 1 0 1 0 1 3
7. APO 1 1 0 1 0 3
Summe der
Faktoren
6 6 5 4 3
Quelle: eigene Zusammenstellung.
Die Analyse der  hemmenden Faktoren zeigt ebenfalls eine deutliche Zuordnung der untersuchten
Fallbeispiele  zu  den  Kategorien  erfolgreich  und  weniger  erfolgreich.  Innerhalb  dieser  beiden
Gruppen ist wiederum eine nur geringe Varianz zwischen den einzelnen Kommunen feststellbar.
Auffällig ist hier, dass in vier von fünf der untersuchten Kommunen mindestens vier der sieben
gemessenen hemmenden Faktoren wirksam sind. Nur in der Gemeinde Zschadraß waren weniger
als die Hälfte  der  Faktoren vorhanden. Das bedeutet,  dass auch die erfolgreicheren Kommunen
relativ stark vom Einfluss der hemmenden Faktoren betroffen sind.
Nur  ein  hemmender  Faktor,  der  des  Mangels  an  Initiatoren  und  Unterstützern  für  die  lokalen
Energiewendeprozesse (MIU),  ist  bei  allen  fünf  Kommunen  nachweisbar  gewesen.  So  wurde
durchgängig von fast allen Befragten geäußert, dass dies ein entscheidender Grund dafür ist, warum
Prozesse  vor  Ort  ins  Stocken  geraten  sind  oder  Teilprojekte  nicht  adäquat  umgesetzt  und
kommuniziert  werden  konnten.  Zwei  weitere  Faktoren  waren  bei  zumindest  vier  Kommunen
feststellbar:  Dass  die  nachhaltige  Energieversorgung  keine  Pflichtaufgabe  für  die  kommunalen
Akteure (EKB) darstellt, wurde bei allen befragten Akteuren mehr oder weniger direkt als Problem
bestätigt. Nur in der Gemeinde Reuth wurden diesbezüglich bisher keine Probleme wahrgenommen.
Höchstwahrscheinlich ist dies darauf zurückzuführen, dass hier bisher noch nicht versucht wurde in
kommunaler Eigenregie und mit Einsatz von eigenen kommunalen finanziellen Mitteln EE-Anlagen
konkret zu planen bzw. umzusetzen.
Dem Faktor  Fehlende  Eigenmittel,  der  die  Durchführung/Umsetzung von  Projekten  verhindert,
345 Die Zusammensetzung und die Datengrundlagen der einzelnen Faktoren sind im Anhang VI beigefügt.
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(FEM)  wurde  nur  in  der  Gemeinde  Zschadraß  keine  Relevanz  zugesprochen.  Hier  wirkt  sich
sicherlich  die  Besonderheit  der  Sozial-ökologischen  Stiftung  mit  einem  Stiftungskapital  von
anfangs 100.000 Euro extrem positiv aus. Dieser besondere Umstand wird dabei von den Akteuren
vor Ort auch als solcher wahrgenommen, da sie ganz bewusst die Stiftung als ein Instrument zur
Beschaffung der für die Projekte notwendigen Eigenmittel unabhängig von den im kommunalen
Haushalt vorhandenen Mitteln ansehen und schätzen. Alle übrigen Kommunen haben im Rahmen
ihres knappen Budgets mit  Problemen bei der Finanzierung von einzelnen Anlagen zu kämpfen
oder konnten sogar entsprechende Projekte nicht umsetzen, weil sie nicht in der Lage waren die
notwendigen Eigenmittel bereitzustellen.
6.3. QCA-Analyse mit dem Ragin Ansatz
6.3.1. Methodik
Die  Methodik  der  Qualitative  Comperative  Analysis  (QCA)  eignet  sich  besonders  gut  für
mittelgroße  Fallzahlen  und  beruht  dabei  auf  den  Überlegungen  von  Mill346 mit  seiner
Unterscheidung zwischen der Method of Agreement und Method of Difference. Diese wurde vom
Sozialwissenschaftler  Charles  C. Ragin aufgegriffen347,  der  daran angelehnt die Grundlagen der
QCA herausarbeitete  und  weiterentwickelte.  Im  Fokus  der  Untersuchung stehen  vor  allem  die
Gemeinsamkeiten  der  untersuchten  Fallbeispiele.  Als  Ziel  sollen  dabei  die  notwendigen  und
hinreichenden Bedingungen für das Auftreten eines Outcomes herausgearbeitet werden.
Die Grundlage der Anwendung der QCA bildet die Erfassung der erhobenen Daten in Form einer so
genannten Wahrheitstafel, die darauf basiert, dass den Tabellenzellen, in welche das interessierende
Phänomen nicht beobachtet werden kann, eine Null sowie dort, wo es zu beobachten ist, die Ziffer 1
zugeordnet  wird.348 Der  damit  einhergehende  Vorteil  ist,  dass  der  eigentliche  Untersuchungs-
gegenstand hinter  die Kombination von den in der  Wahrheitstabelle  abgebildeten Bedingungen,
Faktoren und Komponenten zurücktritt.349 Die Tafel weist in ihrer Anwendung einen hohen Grad an
Formalisierung auf. Dem Politikwissenschaftler Werner Patzelt zufolge, ist es damit gelungen, eine
Methodologie  bereitzustellen,  „die  sowohl  szientistischen  Ansprüchen  an  die  Objektivität  und
Kontrollierbarkeit des Forschungsprozess standhält als auch – dank der Verfügbarkeit geeigneter
346 Mill, John Stuart (1873): System der deductiven und inductiven Logik. Leipzig.
347 Ragin, Charles C. (1987): The comparative Method. Moving beyond qualitative and quantitative strategies. Berkely,
Los Angeles.
348 Vgl. dazu Blatter 2007: S.193.
349 Ebenda: S.201.
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Software für PC´s – praktikabel ist“350. Nachteilig an dieser dichotomen Zuordnung aller Outcomes
und aller Bedingungen ist, dass hier quantitative Unterschiede innerhalb der einzelnen Variablen nur
sehr schwer darzustellen sind.351 Da auch schon sehr wenige Fälle und Variablen dazu führen, dass
es zu sehr vielen Kombinationsmöglichkeiten der einzelnen Faktoren und Komponenten kommt,
verwendet man zur deren Vereinfachung die boolsche Algebra,  um die Wahrheitstabelle mit der
Hilfe einer Software auszuwerten. Für diese Arbeit wird dabei die Software Tosmana352 benutzt. Die
Analyse erfolgte dabei in zwei Schritten. In einem ersten Schritt werden die drei erfolgreicheren
Fallbeispiele  auf  ihre  Gemeinsamkeiten  hinsichtlich  aller  fördernden  und hemmenden Faktoren
überprüft.  Im Anschluss  werden die zwei  weniger  erfolgreichen Fallbeispiele  ebenfalls  auf  ihre
Gemeinsamkeiten bezüglich der hemmenden und fördernden Faktoren analysiert. Ziel ist es, anhand
von bestimmten Kombinationen,  also dem gemeinsamen Vorkommen bestimmter Variablen,  das
Outcome,  also  die  abhängige  Variable,  zu  erklären.  Die  Datenanalyse  wurde  in  drei  Schritten
durchgeführt. Am Anfang werden die fördernden Faktoren, anschließend die hemmenden Faktoren
und zum Abschluss werden als Kontrolle alle Faktoren zusammen mit dem Programm Tosmana
analysiert.
6.3.2. Die drei erfolgreicheren Fallbeispiele und die Faktoren
Im ersten Schritt werden alle fünf Fallbeispiele durch die Suche nach notwendigen Bedingungen für
den Erfolg der Kommunen im Energieautonomieprozess analysiert. Aufgrund der guten Datenlage
kam es während der Datenanalyse zu keinen Komplikationen. Relevant für das Ergebnis sind dabei
alle Faktoren, die für die drei erfolgreicheren Fälle jeweils eine Merkmalsausprägung vorweisen
können (also mit 1 kodiert  wurden),  während gleichzeitig bei  den beiden weniger erfolgreichen
Fällen  die  entsprechenden  Tabellenzellen  mit  0  kodiert  wurden.  Nach  der  erfolgreich
durchgeführten  Analyse  mit  der  Tosmana-Software  ergibt  sich  folgendes  Ergebnis  für  die
notwendigen Bedingungen für das Outcome „Erfolg im Energieautonomieprozess“:
350 Vgl. dazu Patzelt, Werner J. (2005): Wissenschaftstheoretische Grundlagen sozialwissenschaftlichen Vergleichens,
in: Kropp, Sabine/ Minkenberg, Michael (Hrsg.): Vergleichen in der Politikwissenschaft. Wiesbaden, S.24.
351 Dies versucht Ragin durch die Fuzzy-Set-Version von QCA zumindest teilweise zu beheben.
352 Hier konkret die Version 1.3.2.0. Entwickelt durch Lasse Cronquist und seinen Mitarbeitern.
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Dieses  Ergebnis  macht  deutlich,  dass  fünf  fördernde  Faktoren  Einfluss  auf  den  Erfolg  im
Energieautonomieprozess in den betrachteten drei erfolgreicheren Kommunen Zschadraß, Ostritz
und Großharthau haben. Gleichzeitig wird damit aufgezeigt, dass für die Mehrheit der fördernden
Faktoren (nämlich 14 von 19) kein eindeutiger Zusammenhang zwischen diesen Faktoren und dem
Erfolg der Erfolgsbeispiele feststellbar ist.  Bei drei  zusätzlichen Faktoren UEB, EBO und FUF
konnten in den drei erfolgreichen Kommunen ebenfalls Übereinstimmungen festgestellt werden, die
dadurch, dass es dabei bei mindestens einer der weniger erfolgreichen Beispiele ebenfalls zu einer
Ausprägung kam, nicht zur Erklärung der Outcomes Erfolg herangezogen werden konnten. Zwei
der fünf Faktoren ist den sozioökonomischen Rahmenbedingungen der Kommunen zuzuordnen. 
Als ersten Faktor wird dem Faktor Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit (KÖA) ein Einfluss
auf die erfolgreiche Umsetzung von Teilprojekten im Energieautonomieprozess zugeschrieben. Als
weiterer  fördernder Faktor,  der  die oben genannten Kriterien erfüllt,  wurde das  Vorhandenseins
eines  Masterplans/Energiekonzept (VMP)  herausgefiltert.  Dabei  ist  es  hierbei  wichtig,  dass  es
zusätzlich  zu  diesem reinem Masterplan  oder  Energiekonzept,  das  ja  auch  relativ  einfach  und
verbindlich  gehalten  werden  kann,  entweder  eine  Potentialanalyse  oder  einen  verbindlichen
Umsetzungsplan  bzw.  eine  Art  Handlungsanleitung  mit  umsetzbaren  Teilzielen  geben  muss.
Ebenfalls ist bei allen drei erfolgreichen Kommunen der fördernde Faktor  Nutzen zeigen (NZW)
nachzuweisen.
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Die  beiden  sozioökonomischen  Faktoren,  einerseits  das  Vorhandensein eines  starken
Strukturwandels in  der  Kommune vor Ort  (SSW) und das  unter  dem sächsischen  Durchschnitt
liegende  Pro-Kopf-Steuereinnahmen (SEK),  haben  ebenfalls  Einfluss  auf  die  Frühphase  der
Energieautonomie.  Hier  kann  dann  davon  ausgegangen  werden,  dass  diese  negative  sozio-
ökonomische  Ausgangslage  dazu  beigetragen  hat,  dass  sich  die  Akteure  vor  Ort  verstärkt  der
Perspektive, die die Energiewende in diesem Bereich bietet, zuwenden.
Bei der Datenanalyse der hemmenden Faktoren dagegen konnte festgestellt werden, dass bei zwei
von sieben Faktoren keine Ausprägungen bei den drei erfolgreichen Kommunen nachweisbar sind
(Vgl.  dazu  Abbildung 5).  Durch ihr  Nichtvorhandensein  tragen  diese  ebenfalls  zum Erfolg  der
Kommunen auf dem Weg zur Energiewende bei.
Abbildung 5: Abwesenheit von hemmenden Faktoren bei den erfolgreichen Fallbeispielen
"PRP"{0}
("Ostritz"+"Großharthau"+"Zschadraß")
Umgekehrt  dazu wird auch hier deutlich,  dass bei  einem Großteil  der untersuchten hemmenden
Faktoren kein eindeutiger Zusammenhang zum Erfolg der Kommunen auf dem Weg zur Energie-
autonomie  festgestellt  wurde.  Damit  ist  für  die  Beantwortung  der  Forschungsfrage  ein  Faktor
relevant, der bei allen drei erfolgreichen Kommunen nicht vorhanden ist. 
Als hemmender Faktor wurde der Faktor wenig förderliche Ausrichtung der Regionalpläne (PRP)
identifiziert, den die aktiven Akteure in den Kommunen vor Ort im Bereich der Energie nicht als
Problem für ihr Handeln ansehen. Damit entfaltet er für sie keine hemmende Wirkung. 
Darüber  hinaus  ist  es  auffällig,  dass  zwei  hemmende  Faktoren  –  Mangel  bei  Initiatoren  und
Unterstützern (MIU)  und  Nachhaltige  Energieversorgung  keine  Pflichtaufgabe (EKP)  –  in  der
Wahrnehmung  der  Akteure  eine  Wirkung  bei  fast  allen  untersuchten  Beispielen  zu  entfalten
scheinen. Dabei ist der erste Faktor bei allen fünf untersuchten Kommunen nachweisbar, während
der Letztere nur bei vier Kommunen eine Ausprägung hat.
6.3.3. Die zwei weniger erfolgreicheren Fallbeispiele und die Faktoren
Bei der Datenanalyse für die zwei weniger erfolgreichen Fallbeispiele Göda und Reuth im Vogtland
konnte für vier fördernden Faktoren eine Übereinstimmung festgestellt werden.
Dies  sind  im  Einzelnen:  Die  höhere  politische  Ebene  mit  Einfluss  auf  den  kommunalen
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Energiewendeprozess (EHK), das externe Beratungsakteure ideelle Unterstützungsleistungen sowie
Beratungsleistungen (UEB) beisteuern,  das  die  Anleitung des  Energieautonomieprozesses  durch
neutrale Akteure (ANA) erfolgt und die finanzielle Unterstützung durch Fördermittel (FUF). Diese
Faktoren  sind  aber  keine  notwendige  Bedingungen  für  den  Erfolg  bei  der  Durchführung  des
Energiewendeprozesses, da das Outcome bei beiden Kommunen insgesamt negativ ist. Umgekehrt
konnten bei den in den drei erfolgreichen Kommunen identifizierten fünf Erfolgsfaktoren, für die
weniger  erfolgreichen  Kommunen  jeweils  keine  Ausprägungen  festgestellt  werden  (Vgl.  dazu
Abbildung 6).












Wichtiger bei der Analyse und für die Beantwortung der Forschungsfrage ist das Vorhandensein von
hemmenden Faktoren, die nur bei den beiden weniger erfolgreichen Kommunen auftreten und bei
den  erfolgreicheren  Kommunen  nicht  auftreten.  Nach  der  Datenanalyse  mit  allen  sieben
extrahierten  Faktoren  konnte  lediglich  ein  Faktor  identifiziert  werden,  auf  welchen  diese
Bedingungen zutrafen (Vgl. dazu Abbildung 6).
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Abbildung 7: Hemmende Faktoren bei den zwei weniger erfolgreichen Kommunen
"PRP"{1}
("Reuth"+"Göda")
Hieraus  wird  deutlich,  dass  der  negative  Einfluss  der  regionalen  Planungsverbände (PRP)  als
einziger  hemmender  Faktor  eine  Auswirkung  auf  die  erfolgreiche  Umsetzung  eines  Energie-
autonomieprozesses  in  den fünf  untersuchten Fallbeispielen hat.  Die anderen sechs hemmenden
Faktoren sind dagegen nicht geeignet die weniger erfolgreiche Umsetzung des Prozesses vor Ort
erklären zu können, da sie entweder bei allen Kommunen gelten oder ebenfalls bei den weniger
erfolgreichen Fallbeispielen nicht feststellbar sind.
6.3.4. Datenanalyse bei allen fünf Fallbeispielen
Im Anschluss wurde zur Kontrolle die Datenanalyse noch einmal mit allen fünf Fallbeispielen und
mit allen fördernden und hemmenden Faktoren durchgeführt, wobei sich die vorher beschriebenen
Ergebnisse bestätigten. 














Damit  scheinen fünf  fördernde Faktoren sowie die Abwesenheit  von einem hemmenden Faktor
Einfluss auf den Erfolg der Energieautonomieprozesse in den fünf untersuchten Beispielkommunen
zu haben. Umgekehrt konnte ein hemmender Faktor sowie die Abwesenheit von fünf fördernden
Faktoren als mögliche Ursache für die weniger erfolgreichen Kommunen identifiziert werden.
7. Auswertung der Ergebnisse und Handlungsempfehlungen
Nach der Durchführung der Datenanalyse konnten fünf fördernde Faktoren und ein hemmender
Faktor  identifiziert  werden.  Auffällig  war,  dass  in  beiden  Kategoriengruppen  jeweils  nur  eine
Minderheit  der  untersuchten Faktoren  als  notwendige  Bedingung in  den jeweiligen  Kommunen
identifiziert werden konnte.
Das bedeutet im Umkehrschluss, dass die Mehrheit der untersuchten Faktoren nicht als eindeutig
wirkende fördernde und hemmende Faktoren klassifiziert werden konnte. In den folgenden Kapiteln
werden die durch die Erhebung festgestellten Faktoren benannt und anschließend eine Handlungs-
empfehlung für  eine Strategie,  die  den weiteren Ausbau der  Energieautonomiebestrebungen auf
kommunaler Ebene unterstützt, gegeben.
7.1. Die Fördernden Faktoren
Als eine notwendige Bedingung für den Erfolg von kommunalen Energieautonomiebestrebungen
hat sich der Faktor einer vorhandenen Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit (KÖA) von Seiten
der  in  den  Kommunen  handelnden  Akteure  erwiesen.  So  wird  in  den  drei  erfolgreicheren
Kommunen Ostritz, Großharthau und Zschadraß umfangreich und über verschiedene Kanäle mit der
Bevölkerung vor Ort kommuniziert. Im Mittelpunkt stehen dabei Informationen über den Prozess
und über einzelne Projekte, die mittels Zeitungen und regionale Informationsblätter verbreitet und
damit  breiten  Bevölkerungskreisen  vor  Ort  zugänglich  gemacht  werden.  Gerade  den  in  allen
Regionen  Sachsens  flächendeckend  verteilten  kostenlosen  Anzeigenblättern  kommt  dabei  eine
besondere Bedeutung zu, da die Tageszeitungen meist nur noch in wenigen Haushalten bezogen und
gelesen werden. Eine weitere Möglichkeit die Bevölkerung zu informieren, bietet das Durchführen
von thematisch  relevanten  Veranstaltungen  vor  Ort.  Der  Vorteil  dabei  ist,  dass  gleichzeitig  zur
97
Verbreitung  von  Informationen  der  unmittelbare  Kontakt  zur  ortsansässigen  interessierten
Bevölkerung  hergestellt  werden  kann  und  die  den  Prozess  vorantreibenden  Akteure  für  die
interessierten  Bürger  eindeutig  zu erkennen  sind.  Das Instrument  der  Bürgerversammlung wird
dagegen von nur zwei der  drei  Kommunen genutzt,  um das Projekt  oder Teilprojekte breiteren
Bevölkerungskreisen zu präsentieren.
Ähnlich  stellt  sich  die  Situation  bei  der  Nutzung  des  Internets  dar.  Zwar  verfügen  alle  drei
Erfolgskommunen über eine den Ort betreffende Internetpräsenz, aber nur Ostritz und Zschadraß
berichten durch thematische Schwerpunkte über ihre Energieautonomiebestrebungen.
Von  allen  befragten  Akteuren  wurden  als  Informationskanal  übereinstimmend  die  regelmäßig
monatlich  stattfindenden  Gemeinderatssitzungen  als  Mittel  der  Kommunikation  und  Öffentlich-
keitsarbeit benannt. Gleichzeitig verwiesen die Akteure jedoch darauf, dass dieses Angebot wenig
oder überhaupt nicht von der Bevölkerung angenommen wird. Trotzdem werden auf diesem Weg
zumindest die anwesenden Gemeinde- oder Stadträte über das Projekt oder Teilprojekte informiert.
Inwieweit  dies  zu einer  Verbreitung der  Idee innerhalb der  Bevölkerung beiträgt,  müsste durch
weitere Untersuchungen aufgeklärt werden. 
Die  Gemeinden  Reuth  und  Göda  verfügen  ebenfalls  über  Ansätze  einer  Kommunikations-  und
Öffentlichkeitsarbeit,  die  sich  aber  insgesamt  als  nicht  so  umfangreich  wie  bei  den  drei
erfolgreicheren Fallbeispielen darstellt. So nutzt bspw. die Gemeinde Reuth die eigene Internetseite
um  kontinuierlich  über  die  Fortschritte  und  Projekte  seiner  Energieautonomiebestrebungen  zu
berichten. Gegenwärtig wird diese Seite aufgrund einer Krankheit der entsprechenden Beauftragten
nicht mehr aktualisiert.
Insgesamt muss festgestellt werden, dass sie alle untersuchten Kommunen von einer regelmäßigen
und professionellen Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikationspolitik mit der Bevölkerung vor Ort
weit  entfernt  sind. So sucht man bspw. regelmäßige zielgruppenspezifische Veranstaltungen und
kontinuierliche  Kommunikationsangebote  an  die  Bevölkerung  vergeblich.  Die  Einsicht  in  die
öffentlichkeitswirksame  Vermittlung  der  Ziele  ist  bei  vielen  Akteuren  schon  verbreitet.  Jedoch
fehlen  die  finanziellen  Mittel  und  die  personellen  Ressourcen  diese  Ziele  flächendeckend  und
dauerhaft zu verfolgen. 
Als  weiterer  Faktor,  der  eine  notwendige  Bedingung  für  den  Erfolg  der  kommunalen
Energieautonomieprozesse ist,  konnte das  Vorhandensein eines Energiekonzepts/Leitbilds (VMP)
identifiziert werden. Augenscheinlich verfügen bereits alle fünf untersuchten Kommunen über ein
entsprechendes Papier, in dem das Ziel der Energieautonomie oder der Energiewende festgehalten
wird. Im Unterschied zu den zwei weniger erfolgreichen Kommunen Reuth und Göda verfügen die
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restlichen drei Fallbeispiele über dieses Konzeptes hinaus über eine Potentialanalyse der EE vor Ort
und/oder über einen Umsetzungsplan mit entsprechenden festgelegten Teilzielen. Während dies in
der Gemeinde Großharthau über die Erstzertifizierung im Rahmen des EEA-Prozesses erfolgte, ist
die ambitionierteste Umsetzung in Zschadraß zu finden. Hier wurde im Vorfeld ebenfalls durch den
EEA-Prozess  eine  Potentialanalyse  erhoben,  die  entsprechende,  bis  zur  Rezertifizierung
umzusetzende Teilziele  enthält.  Darüber  hinaus  besitzt  die  Kommune durch  das  bereits  einmal
verlängerte  Energiepolitische  Arbeitsprogramm  einen  Umsetzungsplan,  der  klar  definierte  und
teilweise  auch  schon  umgesetzte  Projekte  enthält.  Die  Gemeinde  Ostritz  dagegen  ließ  ganz  zu
Beginn eine Potentialerhebung für die EE und den eigenen Energieverbrauchs durchführen. In den
folgenden Umsetzungsphasen der EMOS wurden jeweils Umsetzungspläne ausgearbeitet und die
darin  enthaltenen  Teilschritte  zum  größten  Teil  realisiert.  Derzeit  scheint  aber  hier  die
Weiterentwicklung der  entsprechenden  Energiewendeambitionen  ins  Stockungen  zu  geraten.  Im
Zuge  der  Erhebungen  erwies  sich  dabei  die  Beteiligung  am  EEA-Prozess  für  die  daran
teilnehmenden  Kommunen  als  äußerst  fruchtbar,  um  in  diesem  Teilbereich  der
Energieautonomiebestrebungen zu den entsprechenden Datenmaterialien und Umsetzungsplänen zu
kommen. Ostritz dagegen konnte sich bei der Ausarbeitung des Konzeptes sowie der Aufstellung
der  Umsetzungspläne  auf  die  Unterstützung  der  DBU  und  des  IBZ  stützten.  Bezüglich  der
Potentialanalyse  wurde  einerseits  auf  die  entsprechenden  Erhebungen  Anfang  der  1990er  Jahre
durch das damalige Energievorsorgungsunternehmen und die im Rahmen für das EMOS I Projekt
durchgeführten Erhebungen verwiesen. Diese Zahlen sind mittlerweile überholt und müssten für
den weiteren Prozess auf den neuesten Stand gebracht werden.
Die Gemeinden Göda und Reuth konnten (wie bereits oben ausgeführt) ebenfalls Konzepte für ihre
Energiewendebestrebungen vorweisen, die aber weder über eine Potentialanalyse noch über einen
Umsetzungsplan verfügten. Gerade diese beiden Punkte machen es aber notwendig, dass das Thema
Energieautonomie/Energiewende  in  einem  breiteren  Rahmen  diskutiert  werden  muss,  da  daran
meist  das  Bereitstellen  von  finanziellen  Mitteln  gebunden  ist.  Dafür  bedarf  es  in  der  Regel
zumindest einer Mehrheit im jeweiligen Gemeinde- oder Stadtrat, was wiederum einen vorherigen
Abstimmungs- und Diskussionsprozess notwendig macht. 
Das  Aufzeigen  bzw.  das  Wahrnehmen  des  Nutzens  (NZW) der  im  Zusammenhang  mit  der
Umsetzung  der  Energieautonomie  einhergehen  kann,  ist  ein  weiterer  Faktor,  der  in  den  drei
erfolgreicheren  Kommunen  wirksam  ist.  Gerade  das  Schaffen  von  neuen  Arbeitsplätzen  in
strukturschwachen ländlichen Räumen wird in diesem Zusammenhang benannt. Grundsätzlich wird
in allen fünf untersuchten Kommunen das darin enthaltene Potential bei den handelnden Akteuren
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erkannt und zur Unterstützung ihrer Argumentationslinie pro Energiewende ins Feld geführt. In der
Praxis konnte dagegen bisher nur ein sehr eingeschränkter Zuwachs an Arbeitsplätzen im Zuge der
Energiewendebestrebungen  vor Ort  festgestellt  werden.  So wurden in  allen drei  erfolgreicheren
Kommunen  jeweils  mindestens  drei  neue  Arbeitsplätze  geschaffen:  In  Ostritz  durch  das
Biomasseheizkraftwerk,  in  Großharthau  in  einem  am  Prozess  beteiligten  mittelständischen
Unternehmen und in Zschadraß auf dem kommunalen Biomassehof und durch die Beaufsichtigung
und  Instandhaltung  der  EE-Anlagen.  Augenscheinlich  ist  dabei,  dass  keine  der  untersuchten
Kommunen  über  eine  kontinuierliche  Erhebung  der  im  Zuge  des  Energiewendeprozesses
entstandenen  Arbeitsplätze  verfügte.  So  wurde  bis  auf  Großharthau  nur  auf  die  Arbeitsplätze
verwiesen, die mittelbar oder unmittelbar mit den entstandenen EE-Anlagen vor Ort in Verbindung
gebracht werden können. Eine Befragung der im Ort ansässigen Unternehmen, die im Zuge der
Energieautonomiebestrebungen  ebenfalls  neue  Arbeitsplätze  aufgebaut  haben  könnten,  konnte
aufgrund von fehlenden personellen Ressourcen nicht durchgeführt werden. Damit fehlen hier eine
ganze Reihe an noch notwendigen Informationen, um hier ein aussagekräftigeres Bild abgeben zu
können.
Als weiterer Indikator für Nutzen wurde immer wieder sowohl in der Literatur als auch bei den
sächsischen Experten die Generierung der regionalen Wertschöpfung genannt. Auch hier konnten
für die untersuchten Kommunen keine validen Daten erhoben werden, inwieweit eine Steigerung
zur  Situation  vor  Beginn  der  Energiewendeprozesse  feststellbar  ist.  In  Ansätzen  verwiesen  die
Akteure in Ostritz, Großharthau und Zschadraß in den Interviews darauf, dass es eine Zunahme an
regionaler Wertschöpfung gegeben habe, ohne dies mit Zahlen unterlegen zu können. Hier müssten
noch weiterreichende Erhebungen durchgeführt werden. Auch wurde im Zuge der Datenerhebungen
nicht deutlich, wie die in den Kommunen agierenden Akteure diesen wahrgenommenen Nutzen des
Energiewendeprozesses  breiteren  Bevölkerungskreisen  zugänglich  und  nachvollziehbar  machen.
Darüber hinaus wurde noch der Nutzen, der über diese engen wirtschaftlichen Vorteile hinausgeht
und von den befragten Akteuren mit den Energieautonomiebestrebungen in Verbindung gebracht
wurde, in allen fünf untersuchten Kommunen erhoben. Hierbei konnte in allen fünf Kommunen
festgestellt  werden,  dass  entsprechende  Vorteile  erkannt  worden  sind.  Hier  sind  vor  allem die
Erneuerung  und  die  damit  im  Zusammenhang  stehende  Wertsteigerung  von  Gebäuden  durch
energetische Sanierungsmaßnahmen sowie die Erneuerung der öffentlichen Infrastruktur wie bspw.
die Modernisierung der Straßenbeleuchtungsanlagen benannt.
Darüber hinaus verwiesen fast alle Akteure darauf, dass durch den Vorbildcharakter der Kommunen
auf dem Gebiet  der  Energiepolitik die Orte eine gewisse Bekanntheit  erlangten und sich so im
kommunalen  Wettbewerb  als  innovative  Vorreiter  auf  dem  Gebiet  der  Energie  positionieren
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konnten. Dies kann zum Teil zumindest indirekt  zu weiterem Nutzen für die Kommune führen.
Zumindest in der Wahrnehmung ihrer Akteure erhalten die Kommunen dadurch besseren Zugang zu
Unterstützungsprogrammen von  übergeordneten politischen Ebenen und Ministerien.  Auch hier
fällt  die  besondere  Reife  der  Energieautonomiebestrebungen  in  Zschadraß  auf.  So werden  von
deren Akteuren als weitere Vorteile eine erhöhte Handlungsfähigkeit im Bereich der freiwilligen
Aufgaben  vor  allem  im  Sozialbereich  genannt  und  dass  mit  der  Hilfe  von  Energiesparen,
Energieeffizienzmaßnahmen und EE-Anlagen der Kostenanstieg im Bereich der Energieversorgung
kommunaler Liegenschaften gestoppt bzw. umgekehrt werden konnte.
Die Wirksamkeit der sozioökonomischen Rahmenbedingungen konnte anhand von zwei Faktoren
dargelegt werden. Hier bestätigt sich zumindest zu einem gewissen Teil, dass ein im finanziellen
Bereich  angesiedelter  Handlungsdruck  einen  gewissen  Anteil  an  der  Initiierung  von  Energie-
autonomieprozessen  und  erfolgreichen  umgesetzten  Maßnahmen  und  Projekten  im  Zuge  der
Energiewendebestrebungen hat. 
So  wird  auf  der  einen  Seite  deutlich,  dass  ein  starker  Strukturwandel  vor  Ort  (SSW) seit  der
politischen Wende 1989/1990 einen Einfluss auf den Erfolg der Kommunen im Energieautonomie-
prozess haben kann. Die Initiierung des Energiewendeprozesses bzw. die erste Auseinandersetzung
mit  dem  Thema  Energie  wurde  hauptsächlich  durch  wahrgenommene  finanzielle  Zwänge  im
Kommunalhaushalt  angestoßen.  Dies  ist  bei  allen drei  erfolgreicheren  Fallbeispielen der  Grund
dafür gewesen, sich mit dem Thema Energie auf kommunaler Ebene intensiver auseinanderzusetzen
und entsprechende Maßnahmen und Projekte umzusetzen. So haben alle drei Kommunen im Zuge
der Transformation der politischen und wirtschaftlichen Systeme nach 1989/1990 einen großen Teil
der etablierten Industriebetriebe und damit zusammenhängend der früheren Arbeitsplätze auf ihrem
Gemeindegebiet  verloren,  ohne  diese  mit  Neuansiedlungen  kompensieren  zu  können.  Davon
verschont blieb laut Eigenaussage des dortigen Bürgermeisters nur die Gemeinde Reuth, da diese
vor der Wende 1989/1990 über keine großen Industriebetriebe verfügte. In der Gemeinde Göda als
weitere nicht so erfolgreiche Kommune kam es nach Aussagen der dortigen Akteure schon zu einem
starken Strukturwandel, der aber zum Teil durch die Ansiedlung von zwei größeren Lebensmittel-
betriebe aufgefangen werden konnte. Dabei wirkt es sich bis zu einem gewissen Grad auch positiv
aus, dass die Gemeinde vor 1990 stark landwirtschaftlich geprägt war, so dass hier der Umbruch
nicht so wirkmächtig war. 
Die anderen drei Kommunen waren dagegen sehr umfassend von einem Strukturwandel betroffen.
Dies gilt im Besonderen für die Gemeinde Ostritz, wo im Zuge der Abschaltung von zwei veralteten
Braunkohlekraftwerken, der Stilllegung der nahen Braunkohletagebaue und durch den Niedergang
der Textil- und Lederindustrie vor Ort hunderte Arbeitsplätze verloren gingen, die bis heute nicht
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einmal annähernd ersetzt werden konnten. Das Ziel, mit der Umstellung der Energieversorgung auf
EE Unternehmen vor Ort anzusiedeln, konnte bisher nicht umgesetzt werden.
Als weiterer sozioökonomischer Faktor konnte eine deutlich unter dem sächsischen Durchschnitt
liegende Pro-Kopf-Steuereinnahmekraft der Kommunen (SEK) identifiziert werden. Als Richtwert
wurden  66%  der  durchschnittlichen  sächsischen  Steuereinnahmekraft  pro  Person  sowie  des
jeweiligen Landkreises herangezogen. Dieser liegt bei ca. 347 Euro. Die Steuereinnahmekraft wird
dabei  als  Indikator  herangezogen,  um einerseits  Rückschlüsse  auf  die  finanzielle  Situation  der
Kommunen zu  erhalten  und  andererseits  Rückschlüsse  auf  die  vor  Ort  herrschende  allgemeine
finanzielle Lage zu bekommen, da sie sich u.a. auch aus den Gemeindeanteilen an der Lohn- und
Einkommensteuer und aus der Umsatzsteuer abzüglich der Gewerbesteuerumlage zusammensetzt.353
Die drei  erfolgreicheren Kommunen verfügen alle  über  eine sehr  unterdurchschnittliche Steuer-
einnahmekraft, die zwischen ca. 250 Euro pro Kopf bis ca. 300 Euro pro Kopf liegt. Der sächsische
Durchschnitt sowie der des jeweils entsprechenden Landkreises liegen deutlich höher, bspw. im
sächsischen Vergleich bei 526 Euro pro Kopf. Auch die weniger erfolgreichen Kommunen erreichen
diesen  Durchschnittswert  nicht,  verfügen aber  im Vergleich zu den anderen Fallbeispielen über
deutlich bessere Werte. Daher ist davon auszugehen, dass die drei erfolgreicheren Kommunen über
sehr schwierige wirtschaftliche und finanzielle Rahmenbedingungen verfügen.354 Zu vermuten ist,
dass ein durch finanzielle und wirtschaftliche Rahmenbedingungen aufgebauter Handlungsdruck
die betroffenen Kommunen für zukunftsfähige und innovative Ideen aufgeschlossen macht und die
Entscheidungsschwelle herabsetzt, selbst solch einen entwicklungspolitischen Weg zu gehen.
Neben diesen fünf als Erfolgsfaktoren identifizierten Faktoren wurden zwei weitere Faktoren als in
allen fünf Kommunen wirksame Faktoren identifiziert.
So wird von allen Akteuren der  Sachverhalt  benannt,  dass ohne die  Bereitstellung von Förder-
mitteln (FUF) für entsprechende Projekte oder Prozesse zur Energieautonomie bzw. zu Themen, die
mit Energie verbunden sind, kaum kommunales Handeln möglich wäre. Ohne Fördermittel wäre ein
Großteil  der  durchgeführten Projekte und Prozesse wohl  niemals  umgesetzt  worden.  In  diesem
Themenbereich wurde von Seiten der handelnden Akteure eine Reihe von Problemlagen erkannt.
Ein Teil der befragten Kommunen richtet ihre Investitionsplanungen mittlerweile zielgerichtet nach
353 Vgl. dazu die entsprechende Definition unter URL: http://www.statistik.sachsen-anhalt.de/Definitionen/S/
Steuereinnahmekraft.html (Stand: 23.05.2011).
354 Die Steuereinnahmekraft ist ein Indikator für die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Gemeinden. Die
Steuereinnahmekraft stellt einen wichtigen Maßstab zur Beurteilung der Gemeinden untereinander zu einem
bestimmten Berichtszeitraum dar. Vgl. dazu URL: http://www.stala.sachsen-anhalt.de/apps/StrukturKompass/
indikator/zeitreihe/77 (Stand: 24.05.2011).
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den zur Verfügung stehenden Förderprogrammen aus, wodurch es durchaus dazu kommen kann,
dass  Projekte  umgesetzt  werden  könnten,  die  nicht  unbedingt  primär  auf  der  jeweiligen
kommunalpolitischen  Agenda  stehen.  Darüber  hinaus  ist  es  einer  Reihe  von  Kommunen  nicht
möglich, die zur Verfügung stehenden Fördermittel abzurufen, da es ihnen an den entsprechenden
Eigenmitteln mangelt. In der Regel sind für die Abrufung von Fördermitteln die Bereitstellung von
Eigenmitteln zur Co-Finanzierung notwendig. Eine anderes Problem stellt die doch teilweise recht
willkürliche  und  sehr  kurzfristige  Fördermittelbereitstellung  dar.  Gerade  die  kurzfristig  zu
beantragenden Mittel sind nicht kompatibel mit den länger dauernden Verwaltungsprozessen und
den für die entsprechenden Planungen zur Verfügungen stehenden personellen Ressourcen in der
kommunalen Verwaltung. Auch fehlt es den Kommunen teilweise an Übersicht und Durchsicht im
Dschungel  der  zur  Verfügung  stehenden  unterschiedlichen  Programme  der  verschiedenen
administrativen und politischen Ebenen. 
Ein weiterer Faktor, deren Ausprägung in allen fünf untersuchten Kommunen feststellbar ist, ist die
Unterstützung der Energieautonomieprozesse vor Ort durch externe Beratungsakteure (UEB). Hier
wird als Begründung von fast allen Kommunen ins Feld geführt, dass die eigenen personellen und
fachlichen  Ressourcen  für  solch  eine  umfassende  Durchführung  der  Energiewende  nicht  im
ausreichenden Maße vorhanden sind. So suchen sich die kommunalen Akteure das entsprechende
Know-how und die Unterstützung bei entsprechenden Beratungsorganisationen. Besonders wichtig
ist hierbei, dass diese Institutionen in dem Sinne möglichst unabhängig agieren können und dass es
ihnen  nicht  darum  geht  einen  persönlichen  oder  einseitigen  wirtschaftlichen  Vorteil  aus  ihrer
Beratung zu ziehen. So arbeitet Ostritz eng mit der DBU, Reuth mit dem Verein Energieeffizientes
Vogtland,  Göda  im  Zuge  des  Wettbewerbes  Energieeffiziente  Stadt  mit  einem Institut  der  TU
Dresden, Großharthau und Zschadraß vor allem bei der Durchführung des EEA-Prozesses mit der
SAENA   zusammen.  Hiermit  wird  deutlich,  dass  es  nicht  immer  ausreicht,  vor  Ort  ein
hochmotiviertes  Team  an  Akteuren  zu  haben,  das  die  Prozesse  in  Richtung  Energieautonomie
voranbringen will.
7.2. Die hemmenden Faktoren
Als einziger  hemmender Faktor  konnte der  negative Einfluss der  regionalen Planungsverbände
(PRP) und ihre Vorgaben identifiziert werden. Im Mittelpunkt steht hier der markante Einfluss der
regionalen Planungsvorgaben hinsichtlich der Ausweisung von Windkraftvorrang- und Windkraft-
eignungsgebieten. Hierbei wurde im Rahmen der durchgeführten Interviews als Erstes abgefragt, ob
es ganz allgemein schon einmal zu Problemen mit den Vorgaben der regionalen Planungsverbände
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gekommen ist. Relevant hierfür war die persönliche Wahrnehmung der Akteure vor Ort, ob es sich
dabei  um ein  Problem handelte.  Bisher  konnte  für  vier  der  fünf  untersuchten  Kommunen  die
Wahrnehmung als ein Problem definiert werden. Nur in Zschadraß wurden die Vorgaben nicht als
Problem identifiziert, sondern es wird versucht in Form einer konstruktiven Zusammenarbeit mit
dem regionalen Planungsverband eine weitere Fläche für die Errichtung neuer Windkraftanlagen zu
öffnen. Dieser persönlichen Einschätzung wurden die Auswirkungen dieser Planungsvorgaben auf
die konkreten vor Ort von den kommunalen Akteuren geplanten Projekten gegenübergestellt.  Hier
wiederum kann festgestellt werden, dass in den zwei weniger erfolgreichen Kommunen, Reuth und
Göda,  durch die Planungsvorgaben entsprechende Projekte verboten worden sind. Es waren (in
Reuth) und sind (in Göda) keine Vorranggebiete für Windkraftanlagen vorgesehen. Die Kommune
Reuth hat  sich in  der  Folge  in  Zusammenarbeit  mit  dem Vogtlandkreis  gegen den zuständigen
regionalen  Planungsverband  durchgesetzt,  so  dass  die  WKA letztendlich  doch  gebaut  werden
konnten.  In  Zschadraß  verhindern  im  Moment  ebenfalls  die  regionalen  Planungsvorgaben  die
Errichtung weiterer WKA´s. Wie bereits weiter oben ausgeführt, wird dies aber von den handelnden
Akteuren nicht als Problem wahrgenommen, da man optimistisch ist, ein Zielabweichungsverfahren
für einen entsprechenden Standort erfolgreich durchführen zu können.
Anders stellt  sich die Situation in Großharthau dar,  wo man über Probleme mit dem regionalen
Planungsverband klagt, wobei hier aber das Problem in der Ausweisung eines bestimmten Gebietes
innerhalb der Gemeinde als Windkraftvorrangfläche liegt. Diese Festlegung wird mehrheitlich vom
Gemeinderat abgelehnt, da man bemängelt, dass das ausgewiesene Gebiet für die Errichtung von
WKA ungeeignet ist, da es sich zu nah an der angrenzenden Wohnbebauung befindet. So wird ein
weiteres Problem bei der Ausweisung von Windkraftvorrangflächen deutlich.  Es ist mittlerweile
gängige Praxis, dass die entsprechenden Parzellen nicht mehr bis ins letzte Detail festgelegt werden.
Diese Ungenauigkeiten in den festgelegten Gebieten führen dazu, dass hiermit nicht genau geklärt
ist,  wie viele WKA im Gebiet  genau auf  welcher  Fläche errichtet  werden können. Gleichzeitig
verfügen  die  Kommunen  kaum  über  Mitspracherecht  bei  der  Planung  und  Errichtung  der
entsprechenden WKA. In der Konsequenz fühlen sich die Kommunen und deren Einwohner den
Vorgaben  der  regionalen  Planungsverbände  ausgeliefert  und  sie  lehnen  entsprechender  Projekte
dann  größtenteils  ab.  Einfluss  kann  die  Kommune  erst  dann  nehmen,  wenn  sie  für  das
entsprechende Gebiet einen entsprechenden Bebauungsplan aufstellen lässt, in den sie begründete
Vorgaben einfließen lassen kann. Das Aufstellen dieser Bebauungspläne ist dagegen mit erheblichen
Kosten für die Kommune verbunden und stellt diese damit teilweise vor unlösbare Probleme. 
104
Neben diesen hemmenden Faktor konnte im Zuge der Auswertung ein weiterer Faktor, der in allen
fünf untersuchten Beispielkommunen vorhanden war, identifiziert werden.
So wird übereinstimmend von allen befragten Akteuren der Mangel an für den Energieautonomie-
prozess wichtigen Initiatoren und Unterstützern als Problem für die Umsetzung von Prozessen und
Projekten benannt. Gerade für eine kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit,  für die Kommunikation
mit  der  Bevölkerung  vor  Ort  und  auch  um  den  Prozess  kontinuierlich  zu  dokumentieren  und
auszuwerten fehlt es meist an personellen Ressourcen. 
7.3. Fazit und Zusammenfassung
Die  Forschungsfrage  Welche  hemmenden  und  fördernden  Faktoren  existieren  für  sächsische
Kommunen  im  Zuge  des  energiepolitischen  Transformationsprozesses,  wenn  sie  das  Ziel  der
Energieautonomie auf der Basis von ausschließlich erneuerbarer Energien planen und umsetzen?
kann relativ klar benannt werden. Im Zuge der zugrundeliegenden Untersuchung konnten insgesamt
fünf fördernde und ein hemmender Faktor  für  die Entwicklung kommunaler  Energieautonomie-
prozesse  in  den  fünf  untersuchten  Fallbeispielen  festgestellt  werden.  Wichtig  dabei  ist  es  noch
einmal festzuhalten,  dass es bisher  keine Kommune in Sachsen geschafft  hat,  eine vollständige
Energieautonomie  umzusetzen.355 Es  konnten  lediglich  Teilerfolge  auf  einem  relativ  geringen
Niveau in einzelnen Kommunen identifiziert werden.
Das Vorhandensein von einer Kommunikation- und Öffentlichkeitsarbeit, das Vorhandensein eines
Masterplans/Energiekonzepts/Leitbildes, das über ein rein formales Niederschreiben des Ziels der
Energieautonomie  hinausgeht  –  u.a.  durch  die  Durchführung  einer  Potentialanalyse  und/oder
Niederschrift  eines  Umsetzungsplans  mit  festgelegten  Teilzielen  –  und  ein  wahrgenommener
Nutzen  unter  den  handelnden  Akteuren  vor  Ort  können  hier  als  den  Energieautonomieprozess
fördernde Faktoren in Kommunen in der Größenklasse von 1000 bis 5000 Einwohnern identifiziert
werden.  Dazu  treten  noch  die  zwei  sozioökonomische  Faktoren:  Das  Ablaufen  eines  in  der
Wahrnehmung  der  Akteure  starken  Strukturwandels  und  eine  unterdurchschnittlich  geringe
Steuereinnahmekraft pro Kopf in den Kommunen. Beides lässt sich unter dem Aspekt eines sich
daraus entwickelnden starken Handlungsdrucks subsummieren. Hier wird der Zusammenhang zu
der schwierigen finanziellen Lage der großen Mehrheit der sächsischen Kommunen deutlich. Die
angespannte  Haushaltssituation  in  den  Kommunen  lässt  die  Akteure  vor  Ort  nach  einer
Zukunftsperspektive  und  Entwicklungschance  für  die  eigene  Kommune  suchen.  In  allen
untersuchten Kommunen wird zumindest  nach der  Selbstaussage der  Akteure das  sich bietende
355 Vgl. dazu Kapitel 2.1.
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Potential  der  aktiven  Auseinandersetzung  mit  dem  Thema  Energie  erkannt.  Hier  müsste  in
weitergehenden Untersuchungen geklärt werden, in wie weit dieser Zusammenhang auf die gesamte
Grundgesamtheit ausgedehnt werden kann. Dies müsste ebenfalls mit den restlichen als fördernde
und hemmende identifizierten  Faktoren geschehen.  Gleichzeitig wird deutlich,  dass  es  zu einer
Umsetzung  von  größeren  Projekten  unter  kommunaler  Ägide  dann  kommt,  wenn  sich  die
Kommune dafür mit externen Geldgebern bzw. Investoren verbündet. Auf diesem Wege konnten in
Zschadraß  mit  Hilfe  der  Energie-ökologischen  Stiftung  kontinuierlich  Projekte  und  Prozesse
vorangetrieben  und  umgesetzt  werden.  In  Ostritz  konnte  mit  Hilfe  der  DBU  das
Biomasseheizkraftwerk  und  das  Nahwärmenetz  realisiert  und  in  Großharthau  über  ein
Contractingvertrag  mit  einem  einheimischen  mittelständischen  Unternehmen  eine  Holzpellet-
verfeuerungsanlage mit einem Nahwärmenetz für mehrere Gebäude umgesetzt werden.
Deutlich wird, dass in allen untersuchten Kommunen der Bürgermeister mit einer der, wenn nicht
der  entscheidende  Akteur  ist,  welcher  das  Projekt  nach  Außen  hin  zumindest  aktiv  vertritt.
Kommunale  Aktivitäten  und Umsetzung von Projekten  gibt  es  aber  nur  mit  der  Hilfe  weiterer
Akteure meist externer Organisationen. In fast allen untersuchten Kommunen hat sich ein meist
kleines institutionalisiertes Projektteam zusammengefunden, das die Prozesse mehr oder weniger
aktiv  vorantreibt  und  regelmäßig  zusammenkommt.  Hier  müsste  in  weitergehenden  Unter-
suchungen geklärt werden, wie sich die einzelnen Netzwerke detailliert zusammensetzen und in wie
weit  darüber hinaus informelle Beziehungen zwischen den Akteuren relevant für den Erfolg im
Energieautonomieprozess sind.
Kritisch muss angemerkt werden, dass nur sechs von insgesamt 26 erhobenen Faktoren überhaupt
als notwendige Bedingung klassifiziert werden konnten. In diesem Zusammenhang fällt auch die
teilweise  nur  sehr  einfache  und  teilweise  ungenaue  Klassifizierung  und  Erhebung  der
entsprechenden Faktoren auf.356 So haben sich im Nachhinein einerseits einige der gestellten Fragen
als nicht zielführend für die Erhebung der für die Faktoren notwendigen Informationen erwiesen.
Andererseits hätten für eine bessere Aufklärung einzelner Faktoren noch einige Fragen Eingang in
den Interviewleitfaden finden müssen. Teilweise bedarf es hier einer genaueren und weitergehenden
Untersuchung,  mehrheitlich  unter  der  Einbeziehung einer  qualitativen  Dimension  der  einzelnen
Faktoren, die hier im Rahmen dieser Untersuchung nicht geleistet werden konnte. Ebenso müssten
für  eine  weitergehende  Untersuchung  auch  die  restlichen,  im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht
untersuchten, aber durch Literatur und sächsische Experten als wichtig erachtete Faktoren (vgl.
dazu Kapitel 4.1. und 4.2.) mit einbezogen werden.
Weiterer Forschungsbedarf ergibt sich aus der Frage der Wirksamkeit der durch die Kommunen
356 Auf diesen Aspekt wird im Zuge der Methodenkritik im Kapitel 8. näher eingegangen.
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durchgeführten Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation mit der Bevölkerung. Hierfür hätte man
die Bevölkerung in den untersuchten Kommunen systematisch befragen müssen. Interessant dürfte
auch  die  Frage  sein,  in  wie  weit  die  Selbstverpflichtung  einzelner  ILE-Regionen  sich  als
energieautonome Region zu positionieren, Einfluss auf das kommunale Handeln einzelner Akteure
hat  bzw.  ob  es  auf  dieser  Ebene  zu  einem  systematischen  regionalen  Vorgehen  in  Richtung
Energieautonomie kommt. 
Als Fazit kann daher festgehalten werden, dass diese Arbeit versucht hat, einen ersten Schritt auf
dem Weg zur  Identifizierung von fördernden und hemmenden Faktoren zu gehen.  Weitere  und
breitere wissenschaftliche Untersuchungen  zu diesem Thema sind unbedingt notwendig.
7.4. Handlungsempfehlungen für die Politik
Die in diesem Kapitel vorgeschlagenen Handlungenempfehlungen für die Politik richten sich an alle
Akteure in den verschiedenen politischen Ebenen. Gleichzeitig können sie aber auch als Anstoß zu
einer Diskussion über die zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten der sächsischen Kommunen und
deren  Akteure  verstanden  werden.  Ziel  dieser  Handlungsempfehlungen  ist  es  die
Energieautonomieprozesse  und  die  damit  einhergehenden  Perspektiven  auf  weitere  sächsische
Kommunen auszudehnen und ebenfalls die politischen Akteure auf allen Ebenen, besonders hier die
Ebene der Bundesländer, für dieses Thema zu sensibilisieren.
1. Das EEA-Programm ausweiten und mehr auf die entsprechenden Potentiale verweisen
Im Zuge der Recherchen für diese Arbeit konnte festgestellt werden, dass sich die Teilnahme von
einem  Teil  der  untersuchten  Kommunen  an  dem  European-Energey-Award357 positiv  auf  den
lokalen  Energieautonomieprozess  ausgewirkt  hat.  Gerade  um  vor  Beginn  weiterführender
Maßnahmen den Ist-Stand der kommunalen Energieversorgung mit der Hilfe eines professionellen
Energieberaters  zu  erheben,  bietet  sich  die  Teilnahme am EEA-Prozess  an.  Die  Teilnahme am
Prozess sowie der  Energieberater  werden dabei  zum größten Teil  durch Fördermittel  finanziert.
Darüber  hinaus kommt es  im Prozess durch die zur Teilnahme notwendigen Voraussetzung des
Aufbaus  eines  kommunalen  Energieteams  zur  Etablierung  eines  ersten  institutionalisierten
Netzwerkes von in der Kommune ansässigen motivierten Akteuren. Dieses könnte in der Folge
dann die Basis für weitergehende Aktivitäten mit dem Ziel  der Energieautonomie sein.  Darüber
hinaus kann es durch die Teilnahme am EEA-Prozess zur Sensibilisierung breiterer Akteurskreise
bezüglich  der  Energieproblematik  kommen.  Als  weiterer  positiver  Nebeneffekt  wird  mit  der
357 Die einzelnen Verfahrensschritte im Detail findet man unter URL: http://keds-online.de/keds-Themen/European-
Energy-Award/Verfahrensschritte.html   (Stand: 31.05.2011 ).
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Erstzertifizierung ein konkreter Maßnahmenkatalog erarbeitet und dessen Umsetzung durch eine
regelmäßige  Erfolgskontrolle  sichergestellt.  Damit  bietet  der  EEA-Prozess  für  interessierte
Kommunen eine  gute  und preiswerte  Basis,  um die ersten  Schritte  auf  dem Weg zur  Energie-
autonomie zu gehen. Da sich in Sachsen bisher erst 36 Städte und Gemeinden für die Teilnahme an
dem Programm entschieden haben, sollten hier verstärkt die anderen Gemeinden über die Vorteile
des Prozesses aufgeklärt werden.
2. Kompetenzen und Ausstattung der SAENA ausbauen
Die Arbeit der SAENA wurde von allen Akteuren in den untersuchten Kommunen ausdrücklich als
vorbildlich gelobt.358 Die Agentur bietet fachliche und personelle Unterstützung im Energiebereich
für alle kommunalen Akteure an. Unter ihrer Ägide wird auch das EU-Programm des European-
Energy-Awards  durchgeführt.  Darüber  hinaus  nutzen  und  nutzten  die  Mehrheit  der  befragten
Akteure die regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen zum Thema Energie, um sich einerseits mit
Akteuren aus anderen Kommunen auszutauschen oder zu vernetzen und sich andererseits über die
neusten Entwicklungen im Bereich der Energieautonomie zu informieren. Ebenfalls erhältlich sind
Informationen und Beratungsangebote zu Finanzierungsmöglichkeiten von Projekten und Prozessen
und Weiterbildungsangeboten für kommunale Akteure. Trotz dieser guten und von den Akteuren vor
Ort  als  erfolgreich  wahrgenommenen  Arbeit  wurde  der  Etat  der  SAENA für  das  Jahr  2011
reduziert.359 Dies kann in Zeiten,  in denen es durch die Vorfälle in Fukushima (Japan) zu einer
größeren Sensibilisierung unter der Bevölkerung und den kommunalen Akteuren im Bereich der
nachhaltigen Energieversorgung kommt360, als ein falsches Signal interpretiert werden. Dabei gibt
es  durchaus  Bereiche  in  denen  die  SAENA sich  noch  stärker  engagieren  könnte.  So  wäre  es
durchaus denkbar spezielle Weiterbildungsangebote für kommunale Akteure anzubieten, in denen
die Verbesserung der  Kommunikation mit  der  Bevölkerung sowie eine Professionalisierung der
Öffentlichkeitsarbeit zum Thema gemacht werden könnte. Dieser Bereich wird bisher nicht in den
durch die Agentur angebotenen Weiterbildungsangeboten berücksichtigt. Eine weitere Möglichkeit
die  Energieautonomiebestrebungen  von  Kommunen  und  kommunalen  Akteuren  noch  besser  zu
unterstützen, wäre die Einrichtung von regionalen Energieagenturen nach dem Vorbild der SAENA,
um so in den Lebensmittelpunkten der Bewohnern präsent zu sein. Denn diese agieren zum  großen
Teil ehrenamtlich vor Ort. So könnte deren Aufwand, Veranstaltungen zu besuchen, Informationen
358 Diese Wahrnehmung wird auch von der Leitsternstudie 2010 geteilt. Vgl. dazu Agentur für Erneuerbare Energien
2010a: Factsheet Sachsen, S.3.
359 Vgl. dazu Kapitel 2.3.




zu  erhalten  und  sich  gegenseitig  auszutauschen  minimiert  werden.  Dafür  bedarf  es  aber  einer
großzügigeren Ausstattung der Agentur vor allem mit mehr finanziellen und personellen Mitteln.
3. Die finanzielle Ausstattung der Kommunen verbessern und langfristig sichern
Wie  beschrieben,  befinden  sich  die  sächsischen  Kommunen  mehrheitlich  in  einer  finanziell
angespannten Situation. Dies führt in der kommunalen Praxis dazu, dass die vor Ort handelnden
Akteure  kaum  noch  in  der  Lage  sind  selbstbestimmt  politische  Prioritäten  zu  setzen.  Die
vorhandenen  Mittel  werden  meist  zur  Erfüllung  der  von  EU,  Bund  und  Bundesländern
aufgetragenen  Pflichtaufgaben  verwandt.  Darüber  hinaus  sind  die  sächsischen  Kommunen
besonders  stark auf  die Zuweisung finanzieller  Mittel  durch das  Land angewiesen.  Als  zweites
Standbein fungieren Anteile von Steuern, die jedoch konjunkturellen Schwankungen unterworfen
sind. Dies macht eine langfristige Planung nicht möglich. Hierzu findet eine Diskussion statt, die
öffentlichen Einnahmen möglichst sinnvoll von den wirtschaftlichen Entwicklungen zu entkoppeln
und auf eine solide Basis zu stellen.361
Darüber hinaus erhalten Kommunen durch das Land so genannte investive Schlüsselzuweisungen,
um damit  ausschließlich Investitionen im Bereich der  Pflichtaufgaben tätigen zu können.362 Sie
„dienen der Deckung des Investitionsbedarfes für die Instandsetzung, Erneuerung und Erstellung
von Einrichtungen und Anlagen der infrastrukturellen Grundversorgung.“363 Hier wäre es denkbar
all diese Maßnahmen an Vorgaben zu Energieeffizienz- und Energieeinsparmaßnahmen zu koppeln,
um damit eine langfristige Entlastung der öffentlichen Haushalte zu fördern.  
4. Fördermittelprogramme großzügiger ausstatten und langfristig anlegen
Alle fünf untersuchten Kommunen sind zumindest zum Teil bei der Durchführung von Projekten
und Prozessen in Richtung Energieautonomie auf die Bereitstellung von Fördermitteln angewiesen.
Hierbei wurde von einigen Akteuren angemerkt, dass die teilweise nur sehr kurzfristig angelegten
Programme  nicht  kompatibel  mit  dem  langwierigen  kommunalen  Entscheidungsprozessen  in
Verwaltung  und  Politik  vereinbar  sind.  Die  dort  stattfindenden  Meinungsbildungs-  und
Entscheidungsprozesse  benötigen  Zeit  und  sind  für  eine  funktionierende  Demokratie  und  eine
ausführlichen Diskussionsprozess unbedingt notwendig. Auch benötigt es eine gewisse Zeit bis die
Kommunen, die für solche geförderten Projekte und Prozesse die meist notwendigen Eigenmittel
zur  Verfügung  stellen  können.  Gerade  in  Zeiten  knapper  Kassen  muss  noch  mehr  abgewogen
361 Vgl. dazu Scherf 2003: S.327ff.
362 Vgl. dazu Staatsministerium für Finanzen (o.A.)a: Investive Schlüsselzuweisungen. URL:
http://www.finanzen.sachsen.de/1214.html (Stand: 31.05.2011).
363 § 15 Abs. 1 S.2 SächsFAG 
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werden, wofür man die begrenzten finanziellen Mittel einsetzen möchte. Im Zusammenhang damit
steht  das  Problem,  dass  die  Mittel  einiger  Förderprogramme  nur  eine  Mindestsumme  für  alle
Förderanträge  bereitstellen,  wodurch in  der  Konsequenz nicht  allen interessierten Akteuren und
Kommunen  die  Förderung  garantiert  werden  kann.364 Hier  gilt  es  für  die  Verstetigung  der
Energieautonomieprozesse  eine  für  die  kommunalen  Akteure  langfristige  Planungssicherheit  zu
schaffen.
5. Regionale Planungsverbände mehr als Dienstleister sehen 
Die regionalen Planungsverbände haben mit ihren Regionalplänen einen großen Einfluss auf die
Umsetzungen der  politischen Ziele im Bereich der  Windenergie.  Mit  ihren Vorgaben durch die
Ausweisung  von  Windkraftvorrangsflächen  und  Windkrafteignungsflächen  können  sie  die
Umsetzung der kommunalen Energieautonomie massiv beeinflussen. Gleichzeitig wird durch die
nicht  genaue  Festlegung  dieser  Flächen  ein  großes  Stück  Unsicherheit  in  den  betroffenen
Kommunen geschaffen, welche durch das Aufstellen von kostspieligen Bebauungsplänen behoben
werden muss. Ansonsten verfügen die Kommunen in der Praxis kaum über Möglichkeiten mit den
Investoren  über  die  Umsetzung  von  WKA  ins  Gespräch  zu  kommen  und  den  Aufbau
entsprechender Kapazitäten in einer für alle Seiten fruchtbaren Zusammenarbeit umzusetzen. Damit
ergibt  sich für einige der befragten kommunalen Akteure das Gefühl  den regionalen Planungen
ausgeliefert zu sein und vor vollendete Tatsachen gestellt zu werden. Das wiederum trägt  mit dazu
bei,  dass  ein  Teil  der  lokalen  Bevölkerung  Windkraftprojekten  ablehnend  bis  feindlich
gegenübersteht und die entsprechende Technologie in der Konsequenz eine negative Konnotation
erhält.  Hier  ist  es  notwendig,  in  Zukunft  dafür  zu  sorgen,  dass  den  Kommunen  ein  gewisses
Mitspracherecht bei der Bebauung mit WKA eingeräumt wird. Gleichzeitig ist es notwendig die
bestehenden Regionalpläne mehr an der zukünftigen Perspektive des Ausbaus an EE auszurichten
sowie auf weitere EE-Technologien auszudehnen, damit sie wirklich als ein Instrument für eine
nachhaltige und der Zukunft zugewandten Regionalplanung angesehen werden können.
6. Mehr Beteiligungsmöglichkeiten Bevölkerung an der Errichtung von EE-Anlagen
Ein Ziel der Energieautonomie ist es, die regionalen Wertschöpfung durch die Bereitstellung durch
regional verfügbare EE zu erhöhen und den Mittelabfluss aus der Region zu minimieren. Dieses
Ziel  kann  auf  verschiedenen  Wegen  umgesetzt  werden.  Ein  Weg  ist  es,  der  einheimischen
Bevölkerung Beteiligungsmöglichkeiten für EE-Anlagen anzubieten, damit diese finanzielle Mittel
in  der  Region  in  den  Energieversorgungsbereich  investieren  können.  Das  Instrument  der
364 Auf diese Problematik wies bspw. der Gesprächspartner im Interview 9 hin.
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Bürgersolarkraftwerke ist derzeit das populärste Beteiligungsmodell. Darüber hinaus würde sich die
Wärmeversorgung  auf  der  Basis  von  100%  EE  sowie  die  Beteiligung  an  WKA  als
Investitionsobjekte  in  Form  von  Bürgerkraftwerken  anbieten.  So  verbleiben  einerseits  die
Investitionen zum Teil vor Ort. Andererseits würden die Gewinne sowie die zu zahlenden Steuern
aus  solchen  Projekten  ebenfalls  größtenteils  wieder  in  den  regionalen  Wertschöpfungskreislauf
fließen.  Als  weiterer  positiver  Nebeneffekt  wird  damit  breiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  die
Möglichkeit  gegeben,  sich  selbst  an  ihrer  Energieversorgung  zu  beteiligen  und  damit  einen
gewissen Einfluss auf die Versorgungssicherheit mit Energie zu erhalten. Dies kann die Akzeptanz
in der Bevölkerung gegenüber einzelnen Technologieformen der EE erhöhen und den Kommunen
Entwicklungsperspektiven geben.
7. Regionale Energiebeauftragte schaffen  
Im Rahmen der  Befragungen wurde deutlich,  dass alle  kommunalen Akteure die Expertise und
Unterstützung  von  externen  Beratungsakteuren  und  -organisationen  bei  der  Umsetzung  ihrer
Energieautonomieprozesse  nutzen.  Um  die  kommunalen  Energieautonomieprozesse  besser  und
bürgernäher  kontinuierlich  unterstützen  zu  können,  wäre  es  förderlich  jeweils  mindestens  eine
langfristig gesicherte Stelle eines Energiebeauftragten/Energiemanagers zu schaffen, der die an der
Region  beteiligten  Kommunen  bei  ihren  Anstrengungen  im  Bereich  der  Energieversorgung,
Energieeffizienzmaßnahmen  und  Energieeinsparmaßnahmen  unterstützt  und  koordiniert.
Gleichzeitig könnten die Regionalagenturen als Außenstelle der SAENA fungieren und  so für die
stringentere Durchführung länderpolitischer Vorgaben im Bereich der Energiewende sorgen. Die
SAENA könnte  dabei  zusätzlich  eine  Koordinierungsfunktion  übernehmen  und  die  regionalen
Aktivitäten ebenfalls aus der Sicht von außen evaluieren. Als administrativer Zuschnitt würden sich
dabei die schon vorhandenen Strukturen der ILE- und LEADER Regionen anbieten.  Auf dieser
Ebene sollten die entsprechenden Berater angesiedelt werden.
8. Kommunale Investitionen in EE-Anlagen erleichtern 
In  den  Gesprächen  mit  den  Akteuren  in  den  fünf  Beispielkommunen wurde  deutlich,  dass  die
Kommunen nur begrenzt  über  eigene  finanzielle  Mittel  verfügen,  um selbst  in  EE-Anlagen  zu
investieren. In der Regel verfügen sie nicht über genügend freie investive Mittel. Durch die durch
das  EEG für  20  Jahre  garantierte  Einspeisevergütung  wären  entsprechende Anlagen  langfristig
refinanzierbar, auch wenn sie komplett über Kredite finanziert werden würden. Nach der Abzahlung
der entsprechenden Kredite würden diese Anlagen dann kontinuierlich zusätzliche Einnahmen für
die Kommunen generieren und damit  den angespannten Haushalt  entlasten.  In  den im Rahmen
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dieser Arbeit geführten Gesprächen verweisen einige der Akteure darauf, dass sie, wenn sie einen
Kredit  zur  Finanzierung  einer  Anlage  aufnehmen  wollen,  Probleme mit  der  Kommunalaufsicht
bekämen.  Diese  verwies  in  solchen  Fällen  meist  darauf,  dass  sich  die  Kommunen  auf  ihre
Pflichtaufgaben konzentrieren sollen. Der Aufbau von EE-Anlagen gehört nach der Wahrnehmung
der  kommunalen  Akteure  trotz  seiner  langfristigen  für  den  kommunalen  Haushalt  positiven
Potentiale  nicht  dazu.  Dabei  könnten  hier  Mittel  investiert  werden,  die  nicht  auf  kurzfristigen
Konsum  ausgelegt  sind,  sondern  langfristig  eine  Verbesserung  der  Einnahmesituation  der
Kommunen  herbeiführen  könnten.  Hier  bedarf  es  in  Zukunft  einheitlicher  Regelungen  sowie
vermehrter Aufklärung der kommunalen Akteure, damit ihnen dieser Weg nicht verwehrt wird.365
In  diesem  Zusammenhang  wäre  es  sinnvoll  darüber  nachzudenken,  die  nachhaltige
Energieversorgung  in  den  Gemeinden  zu  einer  Pflichtaufgabe  zu  machen.  Damit  könnten  die
Kommunen besser finanzielle Mittel für entsprechende Projekte bereitstellen und vor der eigenen
Bevölkerung  rechtfertigen.  Eine  entsprechende  Begründung ließe  sich  sicherlich  leicht  aus  der
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesrepublik Deutschland366 und aus der 1992 in Rio de Janeiro auf
der Weltklimakonferenz verabschiedeten Agenda 21367 ableiten.
9. Programm zum Aufbau von Bürgerstiftungen
Für die Umsetzung eines Energieautonomieprozesses ist es notwendig entsprechende Projekte und
Prozesse  in  den  Kommunen  kontinuierlich  mit  finanziellen  Mitteln  zu  unterlegen.  In  der
Anfangszeit  eines  Energiewendeprozesses  kann  dies  mit  Hilfe  von  Fördermitteln  oder  den
begrenzten  Ressourcen  der  Kommunen  noch  gewährleistet  werden.  Wie  bereits  weiter  oben
ausgeführt bieten diese beiden Quellen aber keine dauerhafte gesicherte Finanzierungsbasis für eine
langfristig angelegte und kostenintensive Transformation der Energieversorgung. Unabhängig von
den konjunkturellen Schwankungen unterworfenen wirtschaftlichen Entwicklungen bedarf es einer
kontinuierlichen Bereitstellung von finanziellen Ressourcen für eine erfolgreiche Umsetzung eines
Energieautonomieprozesses.  Am  Beispiel  Zschadraß  wird  deutlich,  welche  Rolle  hier  eine
Bürgerstiftung  mit  einen  Stiftungskapital  von  ca.  100.000  Euro  einnehmen  kann.  Zschadraß
profitierte  dabei  von  einem  Geldgeber  außerhalb  der  Kommune.  Aber  um  diese  Summe  zu
erreichen, müssten 500 Personen jeweils 200 Euro in die Stiftung einzahlen. Dies könnte durch
365 Damit handelt es sich  um eine Verschuldung die der folgenden Generationen nicht nur Lasten sondern auch
Einnahmen bringt. Vgl. dazu Hauff, Michael von/ Tarkan, Bülent (2009): Relevanz intergenerationeller
Gerechtigkeit für die kommunale Finanzpolitik, in: Hauff, Michael von/ Tarkan, Bülent (Hrsg.): Nachhaltige
kommunale Finanzpolitik für eine intergenerationelle Gerechtigkeit. Baden-Baden, S.24.
366 Vgl. dazu Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (2010): Nationale
Nachhaltigkeitsstrategie "Perspektiven für Deutschland" (Stand Juni 2010). URL: http://www.bmu.de/
nachhaltige_entwicklung/stategie_und_umsetzung/ nachhaltigkeitsstrategie/doc/38935.php   (Stand 31.05.2011).
367 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 1993.
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einen  Fond,  der  sich  bspw.  aus  der  Erhebung  einer  Braunkohleförderabgabe  speisen  würde,
kofinanziert werden.368 Hier wäre es denkbar, dass der Freistaat Sachsen pro eingezahlte 200 Euro
50  Euro  dazugeben  würde.  Durch  einen  vorab  festgelegten  Verwendungszweck  des
Stiftungskapitals  wäre  dies  zweckgebunden  angelegtes  Kapital,  dase  die  Kommunen langfristig
unterstützen würde. 
10. Ein klares Bekenntnis der Landesregierung zu den EE
Die Politik des Landes wird maßgeblich von der politischen Agenda der amtierenden Regierung
geprägt. Sie liefert damit die Leitlinien des politischen Handelns innerhalb einer Legislaturperiode.
Mit ihren Zielsetzungen legt sie die politischen Prioritäten fest und verfügt darüber hinaus mit ihren
Vorgaben  ebenfalls  über  einen  großen  Einfluss  auf  die  dem Land  nachgeordneten  Ebenen  bis
hinunter zu den Kommunen. Hier würde sich ein eindeutiges Bekenntnis für die EE ohne einen
Verweis  auf  die  Braunkohle  als  Brückentechnologie  seitens  der  Landesregierung369 positiv
auswirken, um somit als übergeordnete politische Ebene allen nachgeordneten Ebenen als Vorbild
und als Rechtfertigungsbasis für die entsprechenden Prioritätensetzungen in der Energieversorgung
zu dienen. Darüber hinaus könnte, wenn dazu der Wille vorhanden wäre,  eine interministerielle
Taskforce  Energiewende  eingerichtet  werden,  in  der  sich  alle  beteiligten  Ministerien  darauf
verständigen,  den  Einsatz  von  EE  im  Land  kontinuierlich  zu  erhöhen.  Dabei  bringt  jedes
Ministerium seine Kompetenzen ein.  Das Wissenschaftsministerium könnte die Erforschung der
EE-Technologien sowie die mit dem Umbau im Zusammenhang stehenden Prozesse weiter fördern.
Das sächsische Ministerium für Kultus und Sport könnte dafür sorgen, dass bereits für Kinder und
Jugendliche  in  der  Schule  Angebote  gemacht  werden,  die  diese  für  die  zukünftigen
Herausforderungen  unserer  aller  Energieversorgung  sensibilisieren.  So  würde  sich  für  jedes
Ministerium ein Bereich finden, in dem es seine bereits vorhandenen Kompetenzen zum Thema
Energiewende  und  Energieversorgung  einbringen  und  somit  gemeinsam  den  Weg  für  eine
nachhaltige auf regionalen Ressourcen fußende Energieversorgung bereiten könnte.
368 Laut einer Schätzung der sächsischen Grünen liegt deren Potential bei ca. 30 Mio. Euro jährlich. Vgl. dazu Kapitel
2.3. 
369 Vgl. dazu Tillich, Stanislaw (2011): Regierungserklärung von Stanislaw Tillich zum Energie-Umstieg am 25. Mai




Bei der Durchführung dieser Arbeit wurde nach den gängigen sozialwissenschaftlichen Standards
vorgegangen. Trotz aller Sorgfalt kann damit das Vorhandensein von Fehlern nicht ausgeschlossen
werden.  Als  Nachteilig  für  die  Gültigkeit  der  Untersuchungsergebnisse  könnte  sich  der  Fakt
herausstellen, dass in einigen der untersuchten Fallbeispiele aktuell sehr wichtige Akteure für den
Energiewendeprozess nicht interviewt und damit sehr aufschlussreiche Aussagen zum Prozess vor
Ort  nicht  erhoben  werden  konnten.  Darüber  hinaus  beschäftigen  sich  einige  der  untersuchten
Kommunen erst relativ kurz mit der kommunalen Energieautonomie, was dazu führen könnte, dass
diese Prozesse relativ schnell großen Veränderungen unterliegen könnten, da sie derzeit noch nicht
als  konsolidiert  gelten  können.  Gleichzeitig  sei  darauf  hingewiesen,  dass  das  Erstellen  von
Indikatoren  zur  Operationalisierung  der  abhängigen  und  unabhängigen  Variablen  sowie  die
Auswertung  der  durchgeführten  Befragungen  immer  einer  gewissen  subjektiven  Interpretation
seitens des Forschers unterliegt. Deshalb wurde im Rahmen dieser Arbeit versucht, diese Prozesse
so transparent wie möglich zu gestalten. Umgekehrt finden bei der Durchführung von Interviews
bei  den  Befragten  ebenfalls  subjektive  Interpretationen  der  jeweiligen  Fragen  statt,  die  im
schlimmsten Fall nicht mehr mit der beabsichtigten Intention des Forschers übereinstimmen. Um
dies zu vermeiden wurde der Fragebogen im Vorfeld der jeweiligen Befragung gemeinsam mit der
Thematik vertrauten Personen kritisch diskutiert.
Ein  weiteres  Problem  stellt  die  doppelte  Perspektive  der  interviewten  Experten  während  der
Befragung dar. „Im ExpertenInnen-Interview sind die Befragten in einer Doppelrolle präsent – als
Professionelle  und  als  Personen  –,  was  Konsequenzen  für  die  Interviewsituation  und
Gesprächsführung hat.“370  Hier kann es zu einer Vermischung der beiden Rollen kommen.
Darüber hinaus könnte sich der Halo-Effekt, die Beeinflussung bei der Beantwortung einer Fragen
durch die Antwort der vorhergehenden Frage, negativ ausgewirkt haben. Eine weitere Fehlerquelle
könnte  der  Mangel  an  nicht  vorhandenen  statistischen  Material  sein,  wodurch  es  bei  der
Durchführung  dieser  Untersuchung  notwendig  war,  einerseits  auf  Schätzungen  (bspw.  bei  der
Berechnung  des  jährlichen  Stromverbrauchs  der  einzelnen  Kommunen)  sowie  andererseits  auf
ungenaueres Zahlenmaterial371 zurückzugreifen. 
Darüber hinaus war es teilweise nicht möglich statistische Daten für das Jahr 2010 zu erhalten und
370 Abels, Gabriele/ Behrens, Maria (2005): ExpertInnen-Interviews in der Politikwissenschaft –
Geschlechtertheoretische und politikfeldanalytische Reflexion einer Methode, in: Bogner, Alexander/ Littig, Beate/
Menz, Wolfgang (Hrsg.): Das Experteninterview – Theorie, Methode, Anwendung. Wiesbaden, S.175.
371 So konnte bspw. bei der Berechnung der Verschuldungsquote nicht auf statistisches Datenmaterial auf kommunaler
Ebene sondern nur auf die Ebene der entsprechenden Landkreise zurückgegriffen werden. Ähnliche Probleme gab
es bei der exakten Bestimmung der Arbeitslosenquote auf kommunaler Ebene, wo aus Datenschutzvorgaben keine
Statistiken geführt werden.
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in dieser Arbeit zu verwenden.
Bei der Operationalisierung der einzelnen Faktoren wirkt es sich nachteilig aus, dass diese Faktoren
teilweise nur auf der Basis von einem oder wenigen Indikatoren operationalisiert wurden. Es konnte
dabei nur wenig auf bereits in der Wissenschaft eingeführte und theoretisch abgesicherte Vorgaben
zurückgegriffen  werden.  Dies  kann  ebenfalls  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der  Untersuchungs-
ergebnisse haben.
Darüber hinaus können aufgrund der Formalisierung der unabhängigen Variablen kaum quantitative
Abstufungen innerhalb der einzelnen Variablen gemessen werden, wodurch diese sehr komplexen
Prozesse nur zum Teil adäquat abgebildet werden können. Dies könnte dadurch behoben werden,
indem man die Werte in entsprechenden Kategorien skaliert, um so ein differenzierteres Bild erhält.




I. Interviewleitfaden für die Interviews mit den sächsischen Experten (erste Interviewrunde)
Einleitende Fragen:
• Seit wann beschäftigen Sie sich beruflich/ehrenamtlich mit Erneuerbaren Energie
(EE)/Energieautonomie in Kommunen?
• Was verstehen Sie unter dem Begriff/Konzept Energieautonomie/Energieautarkie?
Hauptteil:
1. Kommunen und Akteure:
1. Identifizierung energieautarker/energieautonomer Kommunen in
Sachsen
• Welche Kommunen haben sich in Sachsen das Ziel der Energieautonomie/Energieautonomie
auf der Basis von 100%EE gesetzt?
• Welche der genannten Kommunen machen Fortschritte auf dem Weg zu diesem Ziel?
• In welchen der genannten Kommunen ist der Umsetzungsprozess derzeit ins Stocken
geraten?
• Welche Indikatoren zeigen Ihrer Meinung nach an, dass ein
Energieautarkie-/Energieautonomieprozess in einer Kommune erfolgreich angelaufen ist?
2. Identifizierung möglicher Erfolgsfaktoren für
energieautonome/energieautarke Kommunen? 
• Welche Faktoren tragen zum Erfolg einer Kommune auf dem Weg zur
Energieautonomie/Energieautarkie auf der Basis von 100% EE bei? Begründen Sie ihre
Nennung kurz!
• Erklären Sie bitte, welche der eben genannten Faktoren Ihnen am wichtigsten erscheinen?
Sortieren Sie diese bitte nach ihrer Relevanz!
3. Identifizierung möglicher hemmender Faktoren für
energieautonome/energieautarke Kommunen
• Welche Faktoren hemmen die Umsetzung des Ziels Energieautonomie/Energieautarkie auf
der Basis von 100% EE einer Kommune? Begründen Sie ihre Nennungen kurz!
• Erklären Sie bitte, welche der eben genannten Faktoren entfalten Ihrer Meinung nach die
größten hemmenden Wirkungen? Sortieren Sie diese bitte nach ihrer Relevanz!
• Beschreiben Sie kurz, wie man die eben genannten hemmenden Faktoren überwinden
könnte?
2. Identifizierung möglicher Initiatoren/Entscheider in den ausgewählten Kommunen
Allgemein:
• Welche Akteure initiieren den Prozess der Energiewende innerhalb bzw. außerhalb einer
Kommune? Erläutern Sie bitte, warum es gerade die genannten Akteure sind, die den
Prozess initiieren.
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• Welche Akteure sind bei der Umsetzung der Energiewende in den Kommunen maßgeblich
beteiligt? Gemeint sind hier interne wie externe Akteure.
• Beschreiben Sie kurz. warum sich diese Akteure im Prozess der Energiewende engagieren.
• Welche Akteure üben passiven/aktiven Widerstand gegen den Prozess aus? Welche Motive
haben diese Akteure?
• Erläutern Sie bitte kurz, welche Akteure an einem solchen Prozess beteiligt werden sollten?
Speziell für die einzelnen vorher benannten Kommunen:
• Nennen Sie bitte die Akteure, welche in den von Ihnen benannten Kommunen maßgeblich
an der Initiierung und Durchführung des Projektes Energieautonomie/Energieautarkie
beteiligt sind? Bitte gliedern Sie Ihre Auswahl in Initiatoren und Durchführende auf!
3. Motivation/Auslöser für die Gemeinde für den Umbau der Energieversorgung
• Gibt es besondere Ereignisse, welche eine Kommune den Weg zur Energieautonomie
beschreiten lassen? Nennen Sie diese bitte und begründen Sie kurz!
4. Identifizierung kommunalpolitischer geographischer, rechtlicher, wirtschaftlicher und
politischer Rahmenbedingungen
• Beschreiben Sie kurz die rechtlichen Rahmenbedingungen, die Einfluss auf den Prozess der
Energieautonomie/Energieautarkie haben?
• Welche wirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben Einfluss auf den Prozess der
Energieautonomie/Energieautarkie?
• Beschreiben Sie die politischen Rahmenbedingungen, die Einfluss auf den Prozess der
Energieautonomie/Energieautarkie haben?
• Welche geographischen Rahmenbedingungen haben Einfluss auf den Prozess der
Energieautonomie/Energieautarkie?
• Erklären Sie kurz, welche sozialen Rahmenbedingungen Einfluss auf den Prozess der
Energieautonomie/Energieautarkie haben?
• Welche Planungsrechtlichen Rahmenbedingungen haben Einfluss auf den Prozess der
Energieautonomie/Energieautarkie?
• Erklären Sie kurz, wie sich die Landespolitik auf diesen Prozess auswirkt?
• Erläutern Sie kurz, wie sich die Bundespolitik auf diesen Prozess auswirkt?
5. Identifizierung möglicher Auswirkungen der Energiewende für die Kommunen
• Erläutern Sie kurz die Perspektiven/Vorteile, die die Umsetzung des Ziels
Energieautonomie/Energieautarkie den einzelnen Kommunen bietet.
• Welche Auswirkungen hat das kommunale Ziel der Energieautonomie/Energieautarkie auf
die Partizipation der Bevölkerung der einzelnen Kommunen?
• Welche Kosten (nicht nur finanzielle) entstehen für die Kommunen?
• Wie erfolgt die Finanzierung des Prozesses der Energiewende?
• Beschreiben Sie kurz, die Förderungen, welche Kommunen auf dem Weg zur
Energieautonomie/Energieautarkie nutzen können.
Abschlussfrage:
• Möchten Sie abschließend noch etwas zur Thematik Energieautonomie/Energieautarkie in
Kommunen sagen, was bisher noch nicht Gegenstand des Interviews war
II
II. Interviewleitfaden für die Interviews mit den kommunalen Akteuren (zweite Runde)
Einleitende Fragen:
• Wie wurde der Prozess der Energiewende in Richtung Energieautonomie in ihrer Kommune
initiiert? Warum und auf welche Weise wurde er initiiert?
• Wie ist es zu dem Beschluss pro Energieautonomie in Ihrer Kommune gekommen? Wann
gab es den Beschluss?
• Wie stellt sich die Entwicklung des Prozesses in Richtung Energieautonomie im Moment
da?
• Welche EE-Anlagen existieren vor Ort? Anzahl? Technik? (seit Beschluss umgesetzt)




1. Wurde das Thema Energieautonomie bzw. Teilprojekte des Prozesses zusätzlich/unabhängig
zum Beschluss pro Energieautonomie in einer Gemeinderatssitzung auf die Agenda gesetzt?
Wer gab den Anstoß dafür?
2. Mit wem arbeiten Sie konkret an der Umsetzung des Prozess zusammen? 
3. Welche Akteure wirken maßgeblich an dem Prozess der Energieautonomie in Ihrer
Kommune mit? Welchen Kategorien sind sie zuzuordnen?
4. In welcher Form treffen diese Akteure zusammen? (formell/informell)
5. Benennen Sie die Anzahl der Akteure bei dieser Zusammenarbeit? Wie oft treffen diese
zusammen? (Wöchentlich, Monatlich, Jährlich)
6. Wer koordiniert und kontrolliert die Umsetzung des Energieautonomieprozesses in Ihrer
Kommune? Auf welcher Weise geschieht dies?
7. Nutzen Sie bei der Umsetzung der Energiewende die Unterstützung durch
Beratungsorganisationen (interne/externe)? Wenn ja welche? In welcher Regelmäßigkeit?
Agenda – Setting:
8. Ist für Sie Energiepolitik ein kommunaler Aufgabenbereich? Auf welchen Platz steht
Energiepolitik auf Ihrer Prioritätenliste?
9. Wenn wichtig: Welche Themen/Felder sind auch wichtig bzw. wichtiger?
10. Ist für Sie Klimaschutz ein Thema auf ihrer Agenda? Ist für Sie Energiesparen ein Thema
auf der Ihrer Agenda? Hat die Gemeinde konkrete Klimaschutzziele?
11. Für welche Bereiche geben Sie die freien finanziellen Mittel in Ihrer Kommune aus? Wie
hoch ist der Anteil der Mittel die Sie dafür zur Verfügung stellen?
12. Gibt es einen eigenen Haushaltsposten für den Prozess der Umsetzung der
Energieautonomie?
Interner/Externe Unterstützung:
13. Hat die Bundespolitik Einfluss auf den Energieautonomieprozeß?
14. Hat die Landespolitik Einfluss auf den Energieautonomieprozeß?
15. Hat die Politik des Landkreises/des Landrates Einfluss auf den Energieautonomieprozeß? 
16. Von welcher Ebene bekommen Sie Unterstützung für den Prozess der Energieautonomie? In
welcher Form erfolgt diese Unterstützung?
17. An welcher Art von Unterstützung für die Umsetzung der Energieautonomie fehlt es in Ihrer
Kommune?
Ressourcen:
18. Werden für den Prozess der Energieautonomie/Energiewende finanzielle und personelle
Ressourcen zur Verfügung gestellt? Wenn ja, welche und in welchen Umfang? 
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Entwicklungen in der Kommune:
19. Gab es in Ihrer Kommune seit 1990 einen starken Strukturwandel?
20. Sind im Zuge der Umsetzung des Prozesses der Energieautonomie Arbeitsplätze entstanden?
Wenn ja, wie viele und welche?
Finanzierung Energieautonomie:
21. Wie hoch war die Gesamtfördermittelsumme für die Gemeinde seit dem Beschluss pro
Energieautonomie? 
22. Wie viel finanzielle Mittel hat die Gemeinde selbst in Projekte im Zusammenhang mit der
Energiewende investiert? 
23. Konnten konkrete Projekte im Rahmen des Energieautonomieprozesses aufgrund fehlender
kommunaler Eigenmittel nicht verwirklicht werden? Wenn ja, welche?
Information/Öffentlichkeitsarbeit:
24. Informiert die Kommune die Bevölkerung über die Fortschritte im Prozess der
Energiewende bzw. über die Durchführung konkreter Projekte? Wenn ja, mit welchen
Medium/über welche Kanäle und in welcher Regelmäßigkeit? (bspw. Print, Mail,
Internetpräsenz, Events, Veranstaltungen usw.)
25. Wie groß ist der Informationsbedarf in der Bevölkerung bezüglich des Themas
Energiewende?
26. Gibt es Weiterbildungsangebote für Kinder und Jugendliche mit der Thematik
Umweltschutz und Energie? (bspw. Broschüren, Informationsveranstaltungen, Projekttage,
Wandertage, Internet)
27. Wie wird die Bevölkerung in den Prozess der Energieautonomie eingebunden? (finanzielle
Beteiligungsformen, Bürgersprechstunden, Informationsveranstaltungen vor Projekten,
ehrenamtlich?
Partizipation:
28. Werden einzelne Projekte/Teilziele durch Beschlüsse der Bevölkerung legitimiert? Falls
nein, wie werden Entscheidungen über Projekte/Teilprojekte getroffen?
29. Gibt es in Ihrer Gemeinde ein Energiekonzept bzw. ein Masterplan zur Umsetzung des Ziels
Energieautonomie? Sind neben dem allgemeinen Ziel, der Potentialanalyse auch ein
Umsetzungsplan mit konkreten Teilzielen aufgelegt bzw. formuliert (eventuell mit
Zeitvorgaben für die Umsetzungen)?
Sonstiges:
30. Gab es in Ihrer Kommune schon einmal Konflikte mit dem zuständigen
Regionalplanungsverband bzw. den Planungsvorgaben?
31. Gibt es/gab es in Ihrer Kommune Bürgerinitiativen/Bürgerprotest gegen konkrete
Technologien von Erneuerbaren Energien? Was sind/waren die Ursachen des Protestes?
32. Wurden im Rat Ihrer Kommune bisher Beschlüsse gegen eine bestimmte Technologie der
EE gefasst?
33. Gibt es in Ihrer Kommune Personen die in einem Unternehmen arbeiten, deren
Geschäftsfeld fossile Energieträger sind?
Abschließende Fragen:
• Warum kommt es in Ihrer Kommune zu Stockungen bei der Umsetzung des Prozesses zur
Energieautonomie?
• Möchten Sie zum Abschluss noch etwas zur Thematik in Ihrer Kommune sagen?
IV
III. Musteranschreiben für Experteninterviews zweite Runde
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich heiße Jan Schubert und studiere Politikwissenschaften an der TU Dresden. Im Rahmen meiner
Magisterarbeit beschäftige ich mit dem Thema „Auf dem Weg zur Energieautonomie – Eine
Analyse der fördernden und hemmenden Faktoren im energiepolitischen Transformationsprozess
sächsischer Kommunen“.
Meine Arbeit wird durch die sächsischen Energieagentur (SAENA) unterstützt(siehe dazu das
Unterstützerschreiben im Anhang). Mit dieser Arbeit soll die Frage beantwortet werden, welche
Faktoren den Entwicklungsprozess auf den Weg zu einer energieautarken Kommune fördern  und
welche sie hemmen. Nachdem ich in einer ersten Interviewrunde elf Fachleute auf dem Gebiet der
Energieautarkie in Sachsen befragte und die Ergebnisse der Interviews auswertete, wählte ich fünf
sächsische Kommunen in der Größenordnung 1.000 bis 5.000 Einwohner aus. In einem zweiten
Schritt möchte ich nun mit Akteuren aus den Beispielkommunen die Erkenntnisse aus der ersten
Fragerunde vertiefen sowie auf ihre Relevanz für die Praktiker aus den Kommunen überprüfen. 
Bei der Recherche zu den Akteuren in den Beispielkommunen bin ich auf Ihren Namen gestoßen.
Ich würde mich daher freuen, wenn Sie Zeit für ein solches Gespräch hätten. In dem Gespräch
möchte ich bspw. Beweggründe zur Initiierung des Prozesses, zur Prozessdynamik, die
Umsetzungsperspektiven für das Ziel der Energieautarkie in Ihrer Kommune diskutieren sowie
anhand eines Fragenkatalogs die Relevanz der bisher identifizierten fördernde und hemmenden
Faktoren überprüfen.
Aufgrund des zeitlichen Rahmens für die Durchführung der Magisterarbeit würde ich einen Termin
für das Interview im Zeitraum von 21.2.2011 bis zum 21.03.2011 präferieren. 
Auf Ihre Bereitschaft hoffend, werde ich mich in den nächsten Tagen wegen der genauen
Terminabsprache telefonisch mit Ihnen in Verbindung setzen.
Für Ihr Entgegenkommen im voraus herzlichen Dank!
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V. Übersicht der Kommunen mit einem Beschluss/Bekenntnis pro Energieautonomie
Kommunen zwischen 1000-5000 Einwohner (N=78)
Einwohnerzahl (Stand Ende 2009)
Annaberger Land: alle 13 Bürgermeister haben Zielvereinbarung verfasst Entwicklung Richtung
                              Energieautarkie
Naundorf: Beschluss im Gemeinderat 17.08.2008: Grundsatzentscheidung für die Entwicklung
                "Energieautarke Gemeinde"
Tabelle: Alle Kommunen mit Beschluss/Bekenntnis
Quelle: eigene Zusammenstellung.
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Kommune Modellregion Einwohner Kommune Modellregion Einwohner 
Göda Bautzner Oberland 3304 Bad Brambach Vogtlandkreis 2089
Reuth Vogtlandkreis 1025 Bad Elster Vogtlandkreis 3843
Großharthau Westlausitz 3179 Bergen Vogtlandkreis 1053
Ostritz 2623 Bösenbrunn Vogtlandkreis 1322
Zschadraß Leipziger Muldental 3279 Eichigt Vogtlandkreis 1321
Arnsdorf Westlausitz 4707 Ellefeld Vogtlandkreis 2854
Bretning Hauswalde Westlausitz 3096 Elsterfeld Vogtlandkreis 4726
Frankenthal Westlausitz 1013 Erlbach Vogtlandkreis 1827
Rammenau Westlausitz 1459 Grünbach Vogtlandkreis 1854
Elstra Westlausitz 2930 Heinersdorfergrund Vogtlandkreis 2237
Ohorn Westlausitz 2430 Limbach Vogtlandkreis 1546
Steina Westlausitz 1755 Muldenhammer Vogtlandkreis 3542
Lichtenberg Westlausitz 1678 Mühlental Vogtlandkreis 1588
Wachau Westlausitz 4448 Mühltroff Vogtlandkreis 1775
Demitz-Thumitz Bautzner Oberland 2920 Mylau Vogtlandkreis 2858
Doberschau-Gaußig Bautzner Oberland 4436 Netzschkau Vogtlandkreis 4157
Obergurig Bautzner Oberland 2158 Neuensalz Vogtlandkreis 2360
Großpostwitz Bautzner Oberland 2934 Neumark Vogtlandkreis 3159
Kubschütz Bautzner Oberland 2784 Neustadt Vogtland Vogtlandkreis 1094
Hochkirch Bautzner Oberland 2475 Pausa Vogtlandkreis 3676
Schmölln-Putzkau Bautzner Oberland 3258 Pöhl Vogtlandkreis 2740
Kirschau Bautzner Oberland 2442 Rosenbach Vogtlandkreis 1660
Crostau Bautzner Oberland 1603 Schöneck Vogtlandkreis 3485
Schirgiswalde Bautzner Oberland 2883 Steinberg Vogtlandkreis 2943
Steinigtwolmsdorf Bautzner Oberland 3191 Theuma Vogtlandkreis 1120
Bärenstein Annaberger Land 2572 Tirpersdorf Vogtlandkreis 1424
Crottendorf Annaberger Land 4336 Triebel Vogtlandkreis 1428
Großrückerswalde Annaberger Land 3754 Weischlitz Vogtlandkreis 3437
Jöhstadt Annaberger Land 3041 Werda Vogtlandkreis 1616
Königswalde Annaberger Land 2342 Zwota Vogtlandkreis 1419
Mildenau Annaberger Land 3641 Colditz Muldenland 4870
Scheibenberg Annaberger Land 2256 Falkenhain Muldenland 3759
Schlettau Annaberger Land 2598 Großborthen Muldenland 3454
Tannenberg Annaberger Land 1208 Hohburg Muldenland 2841
Thermalbad WiesenbadAnnaberger Land 3587 Nerchau Muldenland 3899
Wolkenstein Annaberger Land 4134 Otterwisch Muldenland 1475
Trebsen Muldenland 4164 Parthenstein Muldenland 3708
Dommitzsch Dübener Heide 2770 Thallwitz Muldenland 3728
Naundorf 2543 Thümmlitzwalde Muldenland 3216
VI. Die Zusammensetzung der unabhängigen Variablen (Faktoren)
Die fördernden Faktoren:
1. Kümmerer und Agendasetting (KPA)
Kommunen/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Gemeinderatssitzungen 1 1 1 1 1
Informationen durch
Veranstaltungen
0 1 1 1 0
Informationen durch
Medien
1 1 1 1 1
Insgesamt 2 3 3 3 2
Faktor relevant 0 1 1 1 0
2. Netzwerk (NGB)
Kommunen/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Min. 5 Akteure 0*³ 1 1 1 1
Regelmäßige
Zusammenkünfte
1 0*² 0*¹ 1 1
Insgesamt 1 1 1 2 2
Faktor relevant 0 0 0 1 1
*¹ aktuell je nach Bedarf/Projekten – nicht regelmäßig
*² bisher noch nicht, da sich der Verein Energieeffizientes Göda erst im Oktober 2010 konstituiert hat.
*³ Gründung eines Energieteams für den EEA ist geplant.
3. Bewusstsein Energiepolitik eine kommunale Aufgabe ist (BPW)
Kommune/
Merkmal
Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Selbsteinschätzung 1 1 1 1 1
Konkrete Klimaschutzziele/
Energiesparziele
0 0 0*¹ 0 0*²
Maßnahmen Klimaschutz/
Energiesparen
1 1 1 1 1
Geld freiwillige Ausgaben 0 0 0 1 1
Andere Themen wichtiger 0 0 0 0 1
Insgesamt 2 2 2 3 4
Faktor relevant 0 0 0 1 1
*¹ Im Bereich der Durchführung EMOS I wurden bis 2000 konkrete Ziele vorgeschrieben.
*² Im Rahmen der LEADER Region Leipziger Muldental wurden bis 2020 eine Energieeinsparung von 20% als Ziel für
    die ganze Region festgehalten. Dieses wurde von den befragten Akteuren in Zschadraß nicht erwähnt.
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4. Einfluss durch höhere politische Ebenen (EHK)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Bundesebene 1 1 0 0 1
Landesebene 1 1 1 1 1
Landkreisebene 1 0 1*¹ 0 0
Von welcher Ebene erhält
man Unterstützung 
1 1 1 1 0
Insgesamt 4 3 3 2 2
Faktor relevant 1 1 1 0 0
*¹ Hier erhält man erst Unterstützung in neuerer Zeit.
5. Unterstützung durch Politik und Verwaltung (UPW)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Personelle
Unterstützung
1 1 1 1 1
Finanzielle
Unterstützung 
1 0 0*¹ 1 1
Insgesamt 2 1 1 2 2
Faktor relevant 1 0 0 1 1
*¹ Während des EMOS I Prozesses hat hier die Stadt ebenfalls finanzielle Unterstützung gewährleistet.
6. Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit (KÖA)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Internet 1 0 1 0 1
Print 0 0 1 1 1
Veranstaltungen 1 1 1 1 1
Bürgerversammlung 0 0 1 1 0
Stadt-/
Gemeinderatssitzung
1 1 1 1 1
Insgesamt 3 2 5 4 4
Faktor relevant 0 0 1 1 1
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7. Vorhandensein eines Masterplan/Energiekonzept (VMP)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Konzept/Masterplan 1 1 1 1 1
Umsetzungsplan/
Teilziele
0 0 1 1 1
Potentialanalyse 0 0 1 1 1
Insgesamt 1 1 3 3 3
Faktor relevant 0 0 1 1 1
8. Weiterbildungsmaßnahmen/-Veranstaltungen (DWK)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Broschüren/Infomaterial 0 0 1 1 0
Projekttage 1 1 1 0 1
Wandertage 0 1 0 0 1
AG 0 0 1 1 1
Infoveranstaltungen 1 1 0 0 1
Angebot Erwachsene 0 0 1 0 0
Insgesamt 2 3 4 2 4
Faktor relevant 0 0 1 0 1
9. Unterstützung/Austausch mit externen Beratungsakteuren (UEB)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Beratung 1 1 1 1 1
Unterstützung 1 1 1 1 1
Insgesamt 2 2 2 2 2
Faktor relevant 1 1 1 1 1
10. Anleitung durch einen neutralen Akteur (ANA)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Nutzung Neutraler
Akteur
1 1 0 1 1
Faktor relevant 1 1 0 1 1
X
11. Nutzen Energieautonomie (NZW)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Min. 3 Arbeitsplätze 0 0 1 1 1
Sonstigen positiven
Nutzen
1 1 1 1 1
Insgesamt 1 1 2 2 2
Faktor relevant 0 0 1 1 1
12. Finanzielle Unterstützung durch Fördermittel (FUF)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Fördermittel
Projekte/Prozess





1 1 1 1 1
Insgesamt 2 2 2 2 2
Faktor relevant 1 1 1 1 1
13. Erfolgsbeispiele vor Ort (EBO)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Wind 1 0 1 1 1
Biogas/Biomasse 1 1 1 1 1
PV-Anlagen 1 1 1 1 1
Geothermie 1 0 0 1 0
Biodiesel 0 0 0 0 0*¹
Wasserkraft 0 0*² 1 0*² 0
Insgesamt 4 2 4 4 3
Faktor relevant 1 0 1 1 1
*¹ Früher hatte die Kommune einen Kleinbus auf Biodiesel umgestellt.
*² Hier sind Anlagen für das Jahr 2011 geplant.
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14. starker Strukturwandel (SSW)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Starker
Strukturwandel
0 1 1 1 1
Finanzielle Zwänge 0 0 1 1 1
Insgesamt 0 1 2 2 2
Faktor relevant 0 0 1 1 1
15. Negative Demographische Entwicklung (NDE)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Bevölkerungsent-
wicklung vor Ort*²
-1,70% -5,10% -32,20% 2,10% -11,90%
Im Landkreis*² -17,20% -17,10% -24,00% -17,10% -4,50%
Negativer als im LK 0 0 1 0 1
Im Freistaat Sachsen -12,50%*¹ -12,50% -12,50% -12,50% -12,50%
Negativer als im FS 0 0 1 0 0
Insgesamt 0 0 2 0 1
Faktor relevant 0 0 1 0 1
*¹ Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen, 2010: Statistisches Jahrbuch des Freistaats Sachsen 2009/2010, Kamenz,
     – eigene Berechnung.
*² Die entsprechenden Zahlen der Gemeindestatistik Sachsen sind abrufbar unter:
     http://www.statistik.sachsen.de/Index/21gemstat/unterseite21.htm, Abruf am 8.05.2011.
LK = Landkreis, FS = Freistaat Sachsen
16. Verschuldung der Kommunen (VDK)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Verschuldung Pro*¹
Kopf
1142 Euro 583 Euro 939 Euro 706 Euro 228 Euro
LK Pro/Kopf*¹ 970 Euro 700 Euro 767 Euro 700 Euro 952 Euro
Vergleich Höher (1)/
Niedriger (0)
1 0 1 1 0
FS  Pro/Kopf*² 817 Euro 817 Euro 817 Euro 817 Euro 817 Euro
Vergleich Höher (1)/
Niedriger (0)
1 0 1 0 0
Insgesamt 2 0 2 1 0
Faktor relevant 1 0 1 0 0
*¹Die entsprechenden Zahlen der Gemeindestatistik Sachsen sind abrufbar unter:
     http://www.statistik.sachsen.de/Index/21gemstat/unterseite21.htm, Abruf am 8.05.2011.
*²  Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen, 2010: Statistisches Jahrbuch des Freistaats Sachsen 2009/2010, Kamenz,
      S.414.            FS – Freistaat Sachsen, LK – Landkreis 
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17. Steuereinnahmekraft der Kommunen (SEK)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
SEK pro Kopf*¹ 381 Euro 457 Euro 249 Euro 275 Euro 311 Euro
Ø Landkreise*¹ 446 Euro 475 Euro 487 Euro 475 Euro 533 Euro
66% Landkreis*³ 294 Euro 313,5 Euro 321, 4 Euro 313,5 Euro 351,8 Euro
0 0 1 1 1
Ø Freistaat
Sachsen*²
526 Euro 526 Euro 526 Euro 526 Euro 525 Euro
66% Freistaat*³
Sachsen
347,16 Euro 347,16 Euro 347,16 Euro 347,16 Euro 347,16 Euro
0 0 1 1 1
Insgesamt 0 0 2 2 2
Faktor relevant 0 0 1 1 1
*¹Die entsprechenden Zahlen der Gemeindestatistik Sachsen sind abrufbar unter:
     http://www.statistik.sachsen.de/Index/21gemstat/unterseite21.htm, Abruf am 8.05.2011.
*²  Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen, 2010: Statistisches Jahrbuch des Freistaats Sachsen 2009/2010, Kamenz,
      S.409.











Arbeitslosenquote*³ ca. 12,1% ca. 11,7% ca. 24% ca. 11,9% ca. 25%
Arbeitslosenquote LK*³ ca. 14,87% ca. 12,35% ca. 23% ca. 12,35% ca. 18,6%
0 0 1 0 1
Arbeitslosenquote FS*¹ 17,80% 13,80% 17,80% 13,80% 19,40%
0 0 1 0 1
Insgesamt 0 0 2 0 2
Faktor relevant 0 0 1 0 1
*¹ Quelle: Agentur für Arbeit , 2011: Arbeitslose - Zeitreihe für Länder ab 1991 (Monatszahlen), Abruf unter:
http://statistik.arbeitsagentur.de/nn_31892/SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche_Form.html?
view=processForm&resourceId=210368&input_=&pageLocale=de&topicId=17590&year_month=aktuell&year_month
.GROUP=1&search=Suchen, Abruf am 8.05.2011.
*² Für das Jahr 1995 lagen leider keine entsprechenden Daten zur Verfügung, daher wurde das Jahr 1998 ausgewählt,
     da ab hier kontinuierlich die Daten erhoben wurden und frei zugänglich sind.
*³ Die Zahlen basieren auf der eigenen Berechnung der zur Verfügung stehenden Daten aus der sächsischen Gemeinde
    -und Kreisstatistik – Abruf unter: http://www.statistik.sachsen.de/html/874.htm , Abruf am 8.05.2011. 
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19. Partizipation der Bevölkerung am Prozess/Projekten (PBP)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Bürgerkraftwerk 0 1 0 0 0
Sprechstunden 1 1 0 1 0
Infoveranstaltungen 1 1 1 1 0
Mitarbeit
Prozess/Projekte
0 1 1 1 1
Bürgerversammlungen 0 0 1 1 0
Abstimmung über
Projekte
0 0 0 0 0
Stadt-/Gemeinderat 1 1 1 1 1
Ingesamt 3 5 4 5 2
Faktor relevant 0 1 1 1 0
Die hemmenden Faktoren:
1. Mangel an Initiatoren und Unterstützern (MIU)




1 1 1 1 1
Faktor relevant 1 1 1 1 1
2. Mangelndes Problembewusstsein beim Bürgermeister (MPB)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Selbsteinschätzung 1 1 1 1 1
Konkrete Klimaschutzziele/
Energiesparziele
0 0 0*¹ 0 0
Maßnahmen Klimaschutz/
Energiesparen
1 1 1 1 1
Geld freiwillige Ausgaben 0 0 0 1 1
Andere Themen wichtiger 0 0 0 0 1
Insgesamt 2 2 2 3 4
Faktor relevant 1 1 1 0 0
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3. Nachhaltige  Energieversorgung  ist  keine  Pflichtaufgabe  für  Kommunen
(EKP)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Probleme weil keine
Pflichtaufgabe 
0 1 1 1 1
Faktor relevant 0 1 1 1 1
4. Probleme mit Regionalplänen (PRP)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Probleme mit RPV 1*² 1 1 1 0*¹
RP verhindert EE-
Anlagen
1 1 0*³ (1)*ª 0 1
Insgesamt 2 2 1 1 1
Faktor relevant 1 1 0 0 0
*¹ Die Kommune plant  derzeit ein Zielabweichungsverfahren für ihr Windvorranggebiet, um weitere Anlagen 
    dort errichten zu können. Dies wird von den Akteuren aber nicht als Konflikt gesehen.
*² Der Standort war kein Windvorranggebiet. Trotzdem wurde vor Ort der Bau von WEA trotz dieser 
    Vorgaben umgesetzt.
*³ Im Moment gibt es Probleme um die Abgrenzung des bestehenden Windvorranggebiets. Ob dort weitere 
    Anlagen errichtet werden sollen und die Position der Kommune und Bevölkerung dazu stehen derzeit noch nicht fest.
*ª Bei der Errichtung des ersten Windparks 1996 gab es diesbezüglich Probleme mit dem entsprechenden
     regionalen Planungsverbandes.
RPV – Regionaler Planungsverband 
5. Fehlende Eigenmittel (FEM)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Fehlende Eigenmittel
für Anlagen
1 1 1 1 0
Faktor relevant 1 1 1 1 0
6. Schlechte wirtschaftliche Rahmenbedingungen (SWR)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Arbeitslosigkeit 0 0 1 0 1
Einkommen*¹ 0 0 1 0 0
BIP in Preisen/pro
Kopf
1 1 1 1 1
Verschuldung
Kommune
1 0 1 0 0
Verschuldung*²
Bevölkerung 
1 0 0 0 1
XV
Insgesamt 3 1 4 1 3
Faktor relevant 1 0 1 0 1
*¹ Durchschnittliches monatliche Netto- Einkommen pro Haushalt in Euro (Stand 2009). Zahlen wurden aufgrund 
    von Datenschutzkriterien nur auf Landkreisebene erhoben. Siehe dazu Kreisstatistik Sachsen des statistischen
    Landesamtes in Kamenz, Abruf unter: http://www.statistik.sachsen.de/Index/22kreis/unterseite22.htm, 
   - Abruf am 9.05.2011.
*² Anteil der privat Verschuldeten an den Einwohner über 18 Jahre im Landkreis (Stand 2008) - Daten aus 
    http://www.insm-regionalranking.de/  für die entsprechenden Landkreise – Abruf am 9.05.2011.
Kommune Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß Sachsen
Einkommen*¹ 988 Euro 984 Euro 953 Euro 984 Euro 1011 Euro 975 Euro
Faktor
relevant




8,90% 7,50% 7,60% 7,50% 9,40% 7,96%
Faktor
relevant 
1 0 0 0 1
BIP-Pro-Kopf
LK*³




1 1 1 1 1
*¹ Durchschnittliches monatliche Netto- Einkommen pro Haushalt in Euro (Stand 2009). Zahlen wurden aufgrund 
     von Datenschutzkriterien nur auf Landkreisebene erhoben. Siehe dazu Kreisstatistik Sachsen des statistischen
     Landesamtes in Kamenz, Abruf unter: http://www.statistik.sachsen.de/Index/22kreis/unterseite22.htm, 
      - Abruf am 9.05.2011.
*² Anteil der privat Verschuldeten an den Einwohner über 18 Jahre im Landkreis (Stand 2008) - Daten aus 
    http://www.insm-regionalranking.de/  für die entsprechenden Landkreise – Abruf am 9.05.2011.
*³ Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen je Einwohner (Stand 2008) – Abruf unter:
     http://www.statistikportal.de/statistik-portal/publ.asp#Gesamtrechnungen, Abruf ab 11.05.2011.
7. Ängste für EE-Projekten (APO)
Kommune/Merkmal Reuth Göda Ostritz Großharthau Zschadraß
Konflikte 1 1*¹ 0 1 1
Organisiert 1 1*¹ 0 0 0
Beschlüsse 0 1*¹ 0 1 0
Insgesamt 2 3 0 2 1
Faktor relevant 1 1 0 1 0
*¹ Vor 10 bis 15 Jahren gab es mal Konflikte um den Aufbau von WEA.
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VII: Die Experten der ersten Interviewrunde
Experte/
Expertin





Stadtrat  Dresden/  VEE Sachsen
e.V.
20 Jahre wirtschaftlich/




Mitarbeiter  an  Professur  für
Forst-  und  Holzwirtschaft  in
Osteuropa  TU Dresden/  Faktor-
i3 GmbH 






Jeanette Haas Energiewende-Initiative  Region
Elbland e.V.
2 Jahre 17.01.11
Uwe Hergert Teamleiter  -  Energieleitstelle





IBEU  Dresden  Institut  –




















Klimaschutz  und  erneuerbare
Energie  im  Sächsisches
Ministerium  für  Umweltschutz
und  Landwirtschaft  –  VEE
Sachsen e.V.
















Bereich  EE  im
Umweltministerium 













Steffen Blaschke Pädagogischer  Mitarbeiter  IBZ,  seit




Von  1990  bis  2002  Mitglied  der
Verwaltung - Bauamtsleiter
Ostritz 22.03.11
Günter Vallentin Von  1990  bis  2001  Bürgermeister,
danach Landrat LK Zittau/Görlitz
Ostritz 24.02.11
Jens Krauße Seit 2001 hauptamtlich Bürgermeister,
Mitglied Energieteam EEA-Prozess
Großharthau 12.03.11
Andreas Ehrentraut Gemeinderat  und  gewähltes  Mitglied
Energieteam EEA-Prozess
Großharthau 21.03.11





Michael Winkler Vorsitzender Förderverein Klimaschutz





Matthias Schmiedel Seit 1990 hauptamtlich Bürgermeister,
Vorsitzender Verein Ländliches Leben,
stellv.  Vorsitzender  Sozial-
Ökologischen Stiftung
Zschadraß 02.03.11
Tino Stenzel Geschäftsführer  Verein  Ländliches
Lebens,  Geschäftsführer  der  Sozial-
Ökologischen Stiftung
Zschadraß 07.03.11
Hans-Peter Kiesel Hauptamt der Verwaltung Zschadraß 02.03.11
Martin Schneider Ingenieursbüro  in  der  Gemeinde  seit
2,5  Jahren,  Beteiligung  Wettbewerb
energieeffiziente  Stadt,  Verein
energieeffizientes Göda
Göda 05.03.11
Peter Beer Seit  1990  Bürgermeister,  erst  in
Proschwitz,  nach  Zusammenschluss
Göda
Göda 05.03.11
Roland Maiwald Energie  Sachsen  Ost  AG  (ENSO)  –
Beauftragter  für  die  Kommunen  und
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